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In welchem Boot wir sind, 
bestimmt, wann wir untergehen.
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#KeinGradWeiter Aktivist*in? 
Nein!
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Klima-Schuld

Eine Polemik 
über (Selbst-)
Bezeichnungen 
und ihre Wirkung
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Mit Bananen-
schalen gegen 
Erderhitzung  
und Patriarchat
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Industriestaaten stießen 
geschichtlich mehr CO2 
aus, leiden aber weniger
4

von Sebastian Schwamm

A
m Donnerstag stand plötzlich ein Ele-
fant im Konferenzraum der taz. „Ein 
Elefant“ ist das Sprachbild für eine 
ganz bestimmte Situation:  Ein Raum, 

virtuell oder echt, voller Leute, man unterhält 
sich, diskutiert, aber da gibt es die eine Frage, 
die niemand anspricht, von der nur alle wis-
sen, dass sie die wichtigste ist.

Die taz hat ihre Zeitung in die Hände von 
Klimaaktivist.innen gegeben. Wir haben or-
ganisiert, die Logistik gestellt, hier und da be-
raten, manche Texte – sprachlich – redigiert 
und uns ansonsten rausgehalten. Am Donners-
tagmorgen stellten die Aktivist.innen, teils im 
Raum, teils per Videozuschaltung, ihre Texte 
und die für diesen Tag neu geschaffenen Res-
sorts vor. Aus „Ökologie und Wirtschaft“ hatten 
sie „Systemwandel“ gemacht. Als sie mit dem 
Programm fertig waren, sagte einer der Akti-
vist.innen: „Wir wissen aber noch gar nicht, ob 
die taz morgen überhaupt erscheint.“

Da war er, der Elefant im Raum: eine Anzeige 
von RWE. Für die taz, die auf die Trennung von 
Verlag und Redaktion achtet und sich nicht von 
Anzeigen den Inhalt bestimmen lässt, grund-
sätzlich kein Problem. Für die Aktivist.innen 
ein No-Go. Seit Mittwochabend war geredet 
worden. Viele Besprechungen und noch mehr 
Telefonate später stand fest: Die Anzeige wird 
in dieser Ausgabe nicht erscheinen, stattdessen 
findet sich ein Text zur Causa darin.

Warum ich das schreibe? Wir haben die taz 
aus den Händen gegeben, weil an diesem Kli-
mastreiktag nichts so sein soll wie sonst; keine 
Normalität. Denn das, was sich mit der Erder-
hitzung tut, erlaubt keine Normalität. Genau 
wie die Gesellschaft im Allgemeinen braucht 
ein Medienhaus wie die taz aber nun einmal 
Normalität, um täglich zu erscheinen. Es war 
gut, dass zum Klimastreiktag dieser so schwer 
auflösbare Widerspruch sichtbar wurde. Denn 
genau darum geht es doch: Wie viel Normali-
tät können wir uns mit der Erderhitzung noch 
leisten?  Barbara Junge,  Chefredakteurin taz

Von Elefanten 
und Normalität

sonderausgabe:  
44 klimaaktivist*in nen 
übernehmen die taz  

Anzeige

Anzeige

Auch bei starkem Wind sicher, aber nur für zahlungskräftige Passagiere: Transatlantik-Kreuzfahrt auf der „Queen Mary 2“  
Foto: Decoin/Le Figaro Magazine/laif

Nichts wird so bleiben, wie
es ist. Ein grundlegender
Wandel ist notwendig, um
den sich beschleunigenden
klimatischen Umbrüchen,
den drohenden Kollaps
ganzer Ökosysteme
adäquat und schnell
begegnen zu können.
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Warming Stripes
Bunte Sache
Sind Ihnen die bunten Streifen oben auf den 
Seiten aufgefallen? Mit diesen so bezeichne-
ten Warming Stripes von Ed Hawkins wird die 
Abweichung der Jahrestemperaturen 
gegenüber dem langfristigen Schnitt seit 
Beginn der Wetteraufzeichnungen vor gut 150 
Jahren dargestellt. So lässt sich erkennen, in 
welchen Jahren oder Zeiträumen Abnormali-
täten auftreten – je dunkler das Rot, desto 
wärmer ist das jeweilige Jahr. Ed Hawkins ist 
Professor für Klimawissenschaft an der 
Universität von Reading. Mit seinen Visualisie-
rungen von Klimadaten will er das Bewusst-
sein für den Ernst der Klimakrise in der 
Gesellschaft schärfen.
Quelle
Ed Hawkins, University of Reading. License 
Attribution 4.0 International (CC BY 4.0)

Global, 1850-2019   
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Selma Lewerenz  BUNDjugend Berlin, Arbeitskreis Klima-Land-
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Annika Liebert  engagiert sich in Erfurt, Thüringen, für 
Klimagerechtigkeit
Jakob Lochner  Physiker und Mensch hinter dem wöchentlichen 
Newsletter Klimahochdrei
Anne Löscher  promoviert zur internationalen Finanzarchitektur 
und Klimakrise
Hannah Lübbert  Jugendrat der Generationen Stiftung
David Luys  Student der Soziologie, Journalist und Protestfotograf
Franziska Müller  Juniorprofessorin und Aktivistin für Globale 
Klimapolitik
Dorothy Nalubega  Aktivistin in Uganda bei Kkona Women 
Sustainable Agriculturists
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Masterstudiengang BNE
Linda Maily Pham  Klima-Aktivistin und Lehramtsstudentin
Regine Richter  Energie-Campaignerin bei urgewald e.V.
André Rösner  Facilitator und Aktivist
Yann Schmidt  Aktivist bei Fridays for Climate Justice FU Berlin
Enno Schöningh studierte Internationale Beziehungen und forscht 
zu Klimamigration
Jörg Staude  KJB KlimaJournalistenBüro
Linus Steinmetz  Aktivist bei Fridays for Future auf Bundesebene 
seit 2018
Lea Thin  macht Klimakommunikation aus Leidenschaft für NGOs 
und Aktivist*innen
Sonja Trabandt  Layouterin und Fotografin bei der taz
Friederike Treuer  Bundesverband Erneuerbare Energie
Ronja Weil  Aktivistin und Pressesprecherin bei Ende Gelände
Wiebke Witt  macht Kampagnenarbeit für einen schnelleren 
Kohleausstieg
Anna Wolf  studiert Naturwissenschaften und ist Teil von Students 
for Future
Kathy Ziegler  Teil der Klima AG bei ver.di in Köln und feministische 
Mutter

impressum klimagerechtigkeit

D
ie Klimakrise ist 
längst zur Realität 
geworden und be-
droht auch Men-
schenleben. Trotz-
dem ist unsere Ge-

sellschaft immer noch nicht 
bereit, den Fakten ins Auge zu 
blicken. Das wurde wieder ein-
mal besonders deutlich, als 
Wirtschaftsminister Peter Alt-
maier Anfang September seine 
„Klimacharta“ ankündigte, mit 
der er Deutschland bis 2050 
klimaneutral machen will. Alt-
maier wurde dafür viel gelobt, 
sein Vorschlag „historisch“ und 
„Klimakehrtwende“ genannt, 
manche warnten sogar davor, 
das Programm sei zu radikal.

Was in der öffentlichen De-
batte dagegen systematisch aus-
geblendet wurde, obwohl es be-
kannt sein sollte: Die Klimakrise 
ist inzwischen so dringlich und 
fortgeschritten, dass die Ziele 
dieser „Klimacharta“ immer 
noch völlig unzureichend sind.

Denn die Realität hat längst 
die schlimmsten Befürchtun-
gen übertroffen, sodass selbst 
wissenschaftliche Worst-Case-
Szenarien nach oben korrigiert 
werden müssen. Das gilt vor al-
lem bei den Kipppunkten im Kli-
masystem, deren Effekte in den 
Prognosen des Weltklimarats 
IPCC lange gar nicht erst mit-
gerechnet wurden. Heute weiß 
man, dass der Permafrostboden 
bereits begonnen hat zu tauen – 
und damit Milliarden von Ton-
nen CO2 freiwerden, die wiede-
rum weitere Kipppunkte akti-
vieren und damit die Erde um 
mehrere Grad erwärmen wer-
den. Unter solchen Umständen 
wäre das Überleben der Mensch-
heit völlig ausgeschlossen.

Wir sitzen also auf einer ti-
ckenden Zeitbombe und müs-
sen so schnell wie möglich han-
deln. Angesichts dessen ist das 
Ziel, bis 2050 Emissionsneutra-
lität zu erreichen, völlig unsin-
nig. Ist man realistischer, dann 
gibt es nur zwei Optionen: so-
fortige Klimakehrtwende oder 
Untergang.

Regierungen weltweit bewei-
sen regelmäßig, dass sie darauf 
keine Antworten liefern wer-
den, Altmaiers „Klimacharta“ 
ist dabei nur eine weitere Be-
stätigung. Während wir auf eine 
Wand zufahren, geben diejeni-
gen, die uns davor schützen soll-
ten, noch extra Gas. Wenn aber 
Machthabende nicht einmal das 
fundamentalste aller Rechte – 
das Recht auf Leben – garantie-
ren können, bedeutet das nicht 
die größte denkbare Legitimati-
onskrise? Macht das aktiven Wi-
derstand nicht unausweichlich?

Genau diesen Widerstand 
versucht die Klimabewegung 
zu organisieren. Sie hat in den 
letzten Jahren wichtige Arbeit 
geleistet, hat aufgeklärt, disku-
tiert und gekämpft – und damit 
die Klimakrise auf die politische 
Tagesordnung gerückt. Realpo-
litische Erfolge aber gab es bis 
jetzt nicht zu verbuchen.

Wir müssen also Wege finden, 
wirksamer zu werden, und das 
schnell. Denn wir handeln un-
ter massivem Zeitdruck. Was bis 
jetzt geschehen ist, war entwe-
der nur der Anfang des Wider-
standes oder aber es war der An-
fang vom Ende.

Aus der Bewegungsforschung 
weiß man, dass gut organisierte 
3 bis 5 Prozent der Bevölkerung 
ausreichen, um einen gesell-
schaftlichen Wandel zu errei-

chen. Zwar sprechen sich in ak-
tuellen Umfragen 97 Prozent 
der Menschen für eine schnel-
lere Energiewende aus, doch 
was bringt eine solche passive 
Zustimmung? Wenn nur ein 
Bruchteil dieser Mehrheit selber 
aktiv wird, würde „Klimagerech-
tigkeit“ nicht mehr so sehr nach 
naiver Utopie klingen.

Außerdem müssen wir hin-
terfragen, ob bisherige Protest-
formen tatsächlich den viel zi-
tierten „politischen Druck“ aus-
geübt haben. Wenn selbst das 
lächerliche Klimapäckchen und 
der katastrophale Kohlekom-
promiss nach den und trotz der 
größten Demonstrationen in 
der deutschen Gesichte verab-

schiedet wurden, dann sind die 
Demos wohl zu leicht zu ignorie-
ren gewesen. Statt weiterhin die 
eigene Meinung auf der Straße 
nur symbolisch kundzutun, in 
der Hoffnung, dass dann eine 
 Wählerwanderung stattfindet, 
müssen wir andere Hebel finden, 
die Entscheidungsträger*innen 
direkter erreichen.

Nach dem Konzept Schul-
streik sind andere Formen der 

Bestreikung längst überfällig. 
Da die Klimakrise keinen Teil 
der Gesellschaft unberührt 
lässt, ist auch ein Generalstreik 
eine Idee, die wenigstens ernst-
haft diskutiert werden sollte.

Für all das ist es unabdingbar, 
einen anderen Maßstab für Ra-
dikalität zu entwickeln. Zwar ist 
dieses Wort immer noch nega-
tiv besetzt – ursprünglich aber 
bezeichnete es nichts anderes, 
als ein Problem an der Wurzel 
zu packen. Wenn alles auf dem 
Spiel steht, dann ist radikal ein-
fach nur vernünftig.

Gerade die Coronakrise hat 
gezeigt, dass die große Mehr-
heit bereit ist, „radikal“ zu sein, 
um Menschenleben zu schützen 
– vorausgesetzt, die Gefahr wird 
ernst genug genommen.

Und damit das auch in Be-
zug auf die Klimakrise endlich 
geschieht, dafür tragen unter 
anderem die Medien enorme 
Verantwortung, der sie bis 
jetzt leider oft noch nicht ge-
recht werden. Zu oft werden 
die  entscheidenden Fakten ig-
noriert (wie das Beispiel Alt-
maier zeigt) oder nur am Rande 
erwähnt, relativiert oder de-
kontextualisiert. Zu selten wird 
die Klimakrise auch als System-
krise dargestellt, werden Mög-
lichkeiten aufgezeigt, aus dem 
bestehenden System auszubre-
chen. Dadurch wird die kollek-
tive Verdrängung weiter geför-
dert.

Um das zu ändern, schrei-
ben wir als Klimaaktivist*innen 
heute in dieser Ausgabe. Wir 
wollen aufzeigen, wieso, wo-
für und womit die Bewegung 
kämpft, und damit nur einen 
Anfang liefern, damit künftig 
jeder Tag Klimatag ist.

Die Klimabewegung hat viel geschafft, aber die realpolitischen Erfolge 
sind bislang ausgeblieben. In dieser Ausgabe schreiben wir, wieso, wofür 
und womit wir kämpfen – und warum es mehr Radikalität braucht

Anfang des 
Widerstands oder 
Anfang vom Ende

Die Klimakrise 
auf die 

politische 
Agenda zu 

setzen ist ein 
Erfolg der 

Bewegung. 
Aber Agenda-
setting reicht 

nicht  
Foto: Karsten 

Thielker

„Wenn 
Machthabende nicht 
das fundamentalste 
aller Rechte – das 
Recht auf Leben – 
garantieren können, 
bedeutet das nicht 
die größte denkbare 
Legitimationskrise?“

Von Hannah Lübbert

für klare Worte und vernichtenden Humor.

taz.de/blogs/rio
tmama
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wimonpanyakun in mehreren 
Tempeln im Nordosten Thai-
lands lernte und schließlich 
die Mönchsweihe erhielt, wurde 
er Abt des Tempels, der an die 
Schule angrenzt. Hier fand er 
mit der Gründung, dem Auf-
bau und der Entwicklung der 
Sonnen schule seine Lebens-
aufgabe.

Die Schule, in lateinischen 
Buchstaben Si Saeng Tham ge-
schrieben, bezieht ihre Energie 
fast ausschließlich aus Solaran-
lagen. Diese bilden ein autar-
kes Energiesystem. Die Schule 
ist dennoch an das Energienetz 
angeschlossen – für den Fall von 
Stromausfällen in der Regenzeit. 
Die Instandhaltung der Solaran-
lagen bietet den Schüler*innen 
die Möglichkeit, praktische Er-
fahrung mit erneuerbaren Ener-
gien zu sammeln.

Dies knüpft an den vom Solar-
Mönch beworbenen Bildungs-
grundsatz an. Dieser wiederum 
baut auf der Philosophie der Suf-
fizienzökonomie auf, die dem 
2016 verstorbenen König Thai-

lands Bhumipol Adulyadej zuge-
schrieben wird. Die Philosophie 
beschreibt einen Entwicklungs-
ansatz, der auf Werten wie Mäßi-
gung, Umsicht sowie Eigenstän-
digkeit und Marktunabhängig-
keit beruht. Im Gegensatz zu 
klassischer ökonomischer The-
orie betont das Modell die Wich-
tigkeit nachhaltiger Rentabili-
tät anstelle kurzfristiger Profit-

bereits Geld damit verdient, 
Solarmodule bei Kleinbauern 
in der Region montieren“, sagt 
der Mönch. „So können sie sich 
zusätzlich am Wochenende et-
was verdienen.“

Nutcharat Seemawun, eine 
26-jährige Englischlehrerin aus 
einer nahegelegenen Stadt, be-
sucht die Schule mehrmals. Sie 
ist beeindruckt von Si Saeng 
Tham. „In staatlichen Schulen 
wird den Schülern beigebracht, 
akademisch gut zu sein“, sagt 
Nutcharat. „In Si Saeng Tham 
wiederum lernen sie, das Beste 
aus den ihnen verfügbaren Res-
sourcen zu machen. Im Prinzip 
probiert die Schule, den Schü-
lern Lebenskompetenzen bei-
zubringen, die über das theore-
tische hinausgehen.“

Dazu gehört in der Son-
nenschule auch Spiritualität. 
Der Mönch führt jeden Mor-
gen eine Meditation mit al-
len Schüler*innen durch. Diese 
wird als Livestream übertragen. 
Nutcharat schaut sich das Video 
manchmal an. „Ich sehe immer 
wieder Videos des Mönchs, auf 
denen die Schüler*innen medi-
tieren“, sagt Nutcharat. „So ha-
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Schaut man auf eine Karte, wird 
sichtbar, dass die Schule im Drei-
ländereck liegt, dort, wo sich die 
Grenzen Thailands, Laos’ und 
Kambodschas vereinen. Die dor-
tige Provinz, Ubon Ratchathani, 
ist eigentlich für scharfes Essen 
und ihren Reisanbau bekannt. 
Tatsächlich ist Ubon die größte 
Reisanbauprovinz des Landes 
und erzielt eine Wertschöpfung 
von mehr als einer Viertelmil-
lion Euro jährlich. Doch mit täg-
lich 7,7 Sonnenstunden im Jah-
resschnitt, gemessen in der Pro-
vinzhauptstadt, eignet sich die 
Region auch hervorragend für 
Solarenergie.

Der erste Blick vor Ort bleibt 
unweigerlich am Schultor hän-
gen, und zwar an den drei über 
der Einfahrt montierten qua-
dratmetergroßen Solarmodu-
len. Sie thronen auf einer hohen, 
in Gelb und Orange gestriche-
nen Stahlkonstruktion. Pas-
siert man das Tor, fällt der Blick 
nach rechts auf ein neues, auf 
vier weißen Säulen stehendes 
Schulgebäude. Auf dessen Dach 
sind 18 große Solarmodule ins-
talliert. Allein seine Größe hebt 
das Schulgebäude von den älte-
ren, kleineren Häusern auf dem 
Schulgelände ab. Die einstöcki-
gen Gebäude zur linken, un-
ter anderem das Lehrer*in nen-
zimmer und die Mensa, wirken 
im Kontrast sehr beschaulich.

Der Gründer der Schule, 
Phrakhruwimonpanyakun, 
wurde 1972 geboren und wuchs 
als ältester Sohn mit vier 
 Geschwistern im Nordosten 
Thailands auf. Seine orange-
farbene Robe und sein glatt ra-
sierter Kopf kennzeichnen ihn 
als Mönch. Bevor er sich dem 
Buddhismus verschrieb, arbei-
tete der heutige Mönch in Bang-
kok in handwerklichen Kleinbe-
trieben. Hierbei eignete er sich 
das Wissen an, Solarmodule zu 
nutzen. Nachdem Phrakhru-

Das Schild 
erklärt, was 

Sache ist   
Foto: Enno 
Schöningh

Von Enno Schöningh 

ben sie Zeit, sich selbst zu beob-
achten und zu realisieren, was 
in der Vergangenheit passierte, 
und die Zukunft zu planen.“

Solarenergie stellt auch fi-
nanziell eine Lebensgrundlage 
der Schule dar. Der Verkauf 
und die Installation von Solar-
modulen tragen dazu bei, dass 

die Schule unabhängig ist. Da-
von profitieren auch viele Klein-
bauern in der Umgebung. Sie 
können zum Beispiel eine trag-
bare Solar anlage kaufen. Diese 
ist von Hand manövrierbar und 
kann jederzeit in die Sonne ver-
schoben werden. Dies ermög-
licht den Kleinbauern, mehr 
und mehr auf erneuerbare Ener-
gien umzusteigen. Für kaufkräf-
tigere Interessierte bietet der 
Mönch mehrtägige Seminare 
an, in denen diese alles über 
Solarmodule lernen können. 

Thailand, 1901-2019

Der Solar-
Mönch 
umgeben von 
offiziellem 
Besuch  
Foto: Enno 
Schöningh

Die Sonnenschule

Eine Schule in 
Thailand, die 

Solarenergie, Bio-
Landwirtschaft und 

alternative 
Bildungskonzepte 

verbindet, wurde 
weithin bekannt, als 

der Gründer und 
seine Schüler*innen 

einen nationalen 
Wettbewerb für 

erneuerbare 
Energien gewannen

ziele. Die königliche Philosophie 
erfreut sich in Thailand großer 
Beliebtheit und wird durch re-
gierungsgeförderte Projekte in 
über 23.000 Dörfern angewen-
det.

Auch der Mönch setzt die 
Philosophie in der Praxis um: 
„Die Nutzung von Solarmodu-
len ist unser Ausgangspunkt 
seit Gründung der Schule. Die 
Schü ler*innen arbeiten an der 
Konzeption und Montage von 
Solarmodulen und lernen im 
Unterricht, wie sie funktionie-
ren“, erzählt der Mönch. „Un-
ser zweiter Schwerpunkt ist die 
Landwirtschaft, da Landwirt-
schaft die Bestimmung vieler 
Schü ler*innen ist.“

Die Schüler*innen absolvie-
ren nicht nur den regulären Un-
terricht, sondern lernen auch 
wirtschaftliche Selbständig-
keit. Dies ist als Teil der königli-
chen Philosophie von besonders 
großer Bedeutung. Phrakhruwi-
monpanyakun betont, dass das 
Bildungskonzept der Schule da-
rauf abziele, dass Schüler*innen 
später nicht in Armut leben 
müssen. Erste Erfolge wurden 
bereits erzielt. „Einige haben 

Neben dem Erlös durch Solar-
energie betreibt der Mönch auch 
gezieltes Marketing. Aus diesem 
Grund werden auch die Medita-
tionsvideos hochgeladen. Sie er-
möglichen Spender*innen aus 
der ganzen Welt einen Einblick 
in den Schulalltag.

Eine weitere Komponente des 
nachhaltigen Schulkonzepts ist 
Bio-Landwirtschaft. Auf dem Ge-
lände ist genügend Platz für den 
Anbau. Neben Chilis und ande-
rem Gemüse wird vor allem 
Reis angebaut. Die zwölf zur 
Schule gehörenden Reisfelder 
werden ausschließlich von den 
Schü ler*in nen bewirtschaftet. 
Nicht nur lernen sie auf diese 
Weise den Reisanbau, sondern 
erarbeiten nebenbei auch das 
Schul essen. So kann die Schule 
ein kostenloses Mittagessen an-
bieten.

Die Sonnenschule erreichte 
in den kurzen Jahren seit Grün-
dung einen derart hohen Be-
kanntheitsgrad, dass offizieller 
Besuch, wie etwa von Landwirt-
schaftsbehörden oder lokalen 
Regierungsbeamten, nur noch 
am Freitag kommen soll. Das 
Interesse „hoher Besucher“ ist 
wahrlich nicht verwunderlich, 
denn eine energie-, finanz- 
und lebensmittelautarke Ober-
schule hat Seltenheitswert. Doch 
nur so bleibt genügend Zeit für 
das Wichtigste: den Schulalltag. 
Das integrative Konzept, be-
stehend aus Solarenergie, Bio-
Landwirtschaft und der könig-
lichen Philosophie, ist genaues-
tens auf die Lebensrealitäten der 
Schü ler*innen und die natürli-
chen Möglichkeiten der Umge-
bung abgestimmt. Wirklich un-
terscheidet aber der Fokus auf 
Sonnenenergie Si Saeng Tham 
von herkömmlichen Schulen.

Die Lehrerin Nutcharat ist 
überzeugt: „Das, was die Schule 
einzigartig macht, ist auf jeden 
Fall die Solarenergie.“

„Solarenergie stellt 
auch finanziell eine 
Lebensgrundlage 
der Schule dar“

Anzeige
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W
arum ist das Klima in der Krise? 
Was kommt auf die Erde zu, wenn 
wir einfach so weitermachen? 
Was erwartet uns in den nächs-

ten hundert Jahren?
Die Grafik zeigt einen kleinen Ausschnitt 

dessen, was die Wissenschaft für den Fall wei-
teren ungebremsten CO2-Ausstoßes vorher-
sagt. Bis 2100 sagt der Weltklimarat mit die-

ser Annahme eine Temperaturerhöhung von 
3,7 Grad gegenüber dem vorindustriellen Ni-
veau vorher.

Eine besondere Rolle spielen dabei soge-
nannte Kippelemente im Erdsystem, deren 
Kippen gravierende Folgen für das Leben der 
Menschen hat. Kippelemente sind zum Bei-
spiel das Grönlandeisschild oder der Golf-
strom. Ab einem gewissen Schwellenpunkt 

fangen sie an sich unumkehrbar zu verän-
dern, zu „kippen“. Möglich sind auch „Kipp-
Kaskaden“. Dabei bringen sich Kippelemente 
gegenseitig zum Kippen und  lösen eine do-
minoartige Kettenreaktion aus. So könnte 
sich die Erde in eine neue Heißzeit katapul-
tieren. 
 Jakob Lochner, Yann Schmidt,  

Julian Hirschmann

E
in Blick auf die historischen Emissionen 
seit Beginn der Industrialisierung zeigt die 
Klimaschuld. So verursacht Deutschland 
etwa zwei Prozent der globalen CO2-Emis-

sionen – für ein Prozent der Weltbevölkerung. 1750 
bis 2018 war Deutschland jedoch für rund 5,7 Pro-
zent aller weltweiten Emissionen verantwortlich 
– mehr als Afrika und Südamerika zusammen.

Um Klimaschuld zu quantifizieren, müssten 
auch andere Treibhausgase wie Methan und Lach-
gas bedacht werden. Deren rückwirkende Erhe-
bung ist deutlich schwieriger, zudem haben sie 
unterschiedliche Verweildauer in der Luft. Auch 
Änderungen in der Landnutzung sind relevant.

Bereits die separate Betrachtung der fossilen 
CO2-Emissionen macht die enorme Kluft zwischen 
globalem Norden und globalem Süden deutlich. 
Während 2018 in Afrika knapp 17 Prozent der Welt-
bevölkerung lebten, trägt der Kontinent zu den 
fossilen CO2-Emissionen weniger als drei Prozent 
bei. Auf Südamerika entfallen nur etwa 2,6 Prozent 
der Emissionen bei 8,4 Prozent der Weltbevölke-
rung. Im Gegensatz dazu kommen die USA mit 
fünf Prozent der Weltbevölkerung auf ein Viertel 
der Emissionen seit 1750.

Die ungleiche Verteilung ist eng verknüpft mit 
kolonialer Macht. Erst die Ausbeutung des glo-
balen Südens hat den heutigen Industriekapita-
lismus möglich gemacht. Zugleich können sich 
große Emittent*innen besser anpassen, während 
die Länder des globalen Südens am stärksten von 
der Klimakrise betroffen sind. Ihnen müsste vom 
verbleibenden  Emissionsbudget der größte Teil 
zustehen. Zudem hätten die Verursacher*innen sie 
für Klimaschäden und Anpassungskosten zu ent-
schädigen. Die deutsche Klimabewegung blendet 
die neokolonialen Strukturen hinter der Krise oft 
aus. Die historischen Emissionen kommen im Dis-
kurs von Fridays for Future kaum vor. Die Bewe-
gung lebt von einem anderen Narrativ: Wir sitzen 
alle im selben Boot und fordern Generationenge-
rechtigkeit. Doch Klimagerechtigkeit bedeutet im-
mer zuerst globale Gerechtigkeit.  Yann Schmidt

Folgen der 
Erderwärmung

CO2-Emissionen historisch

Grafik: taz, Quelle: Hannah Ritchie „Who has contributed most to global CO2 emissions?“, veröffentlicht auf ourworldindata.org. Daten von Global Carbon Project und Carbon Dioxide Information Analysis Center

Grafik: taz, Quellen: 1klimareporter.de/erdsystem/der-klima-turbo,  ²klimareporter.de/erdsystem/
wie-eine-decke-mit-loechern, ³pik-potsdam.de/services/infothek/kippelemente/kippelemen-
te, 4internal-displacement.org/global-report/grid²019/, 5klimareporter.de/international/klima-
flucht-kann-asyl-anspruch-begruenden, 6imareporter.de/erdsystem/showdown-am-amazonas 
7l amazonas.de/wasserkreislauf-im-amazonas/, 8pik-potsdam.de/de/produkte/infothek/kippele-
mente/kippelemente, 9klimafakten.de/branchenbericht/was-der-klimawandel-fuer-die-fische-
reiwirtschaft-bedeutet, 10klimareporter.de/erdsystem/sterben-die-korallen-sterben-die-kues-
ten, 11klimareporter.de/erdsystem/groenlandeis-kippt-stufenweise, 1²deutschlandfunk.de/
gletscherschmelze-groenland-wird-zum-gruenland.676.de.html?dram:article_id=465596, 1³spie-
gel.de/wissenschaft/mensch/klimawandel-ein-drittel-der-weltbevoelkerung-koennte-²070-un-
ter-grosser-hitze-leiden-a-b01f²fcc-d³47-44²d-bfd4-88²e5a1ba²ac#ref=rss, 14wad.jrc.ec.europa.
eu/countryreport, 15deutsches-klima-konsortiumde/ fileadmin/ user_upload/pdfs/Publikatio-
nen_DKKdkk-kdm-meeresspiegel bro schue re-web.pdf
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Von Pat Bohland  
und Nanna Birk

S
ystem change, not 
climate change“, 
lautet der globale 
Ruf der Klimabe­
wegung. Genau 
das fordert auch 

der Wissenschaftliche Beirat 
der Bundesregierung Globale 
Umweltveränderungen. 2011 
veröffentlichte er das Gutach­
ten „Welt im Wandel – Gesell­
schaftsvertrag für eine Große 
Transformation“. Unter dieser 
großen Transformation wird 
die weltweite Veränderung von 
Wirtschaft und Gesellschaft hin 
zu Nachhaltigkeit verstanden. 
Eine zentrale Herausforderung 
dabei sei der Klimawandel, denn 
er könne Dynamiken auslösen, 
die seine Wirkung noch erheb­
lich verstärken. Die große Trans­
formation soll das verhindern. 
Der Prozess wird auch mit den 
anderen fundamentalen Trans­
formationen der Weltgeschichte 
wie der Verbreitung von Acker­
bau und dem Übergang zur In­
dustriegesellschaft verglichen.

Der Zusammenhang mit Bil­
dung liegt auf der Hand: Keine 
große Transformation funktio­
niert ohne gestaltungsfähige 
Menschen, die diesen Prozess 
gestalten. In der Wissenschaft, 
bei Bildungsträgern sowie dem 
Unesco­Weltaktionsprogramm 
wird deshalb auch der Begriff 
der transformativen Bildung 

verwendet. Er bedeutet, Bil­
dung für nachhaltige Entwick­
lung weiterzuentwickeln, damit 
sie dabei hilft, alle UN­Nachhal­
tigkeitsziele zu unterstützen, die 
bis zum Jahr 2030 erreicht wer­
den sollen.

Vorrangig geht es bei dem 
Verständnis von transformati­
ver Bildung um Kompetenzen, 
die eine aktive Gestaltungsfä­
higkeit des unbekannten Weges 
hin zu mehr Nachhaltigkeit för­
dern. Dazu gehören Reflexions­
fähigkeit, der Umgang mit Kom­
plexität und mit Widersprüchen 
aus diversen Perspektiven, Kom­
munikationsfähigkeit, die Kom­
petenz zum forschenden Ler­
nen und Experimentieren so­
wie das Verstehen natürlicher 
Lebens­ und Regenerationszyk­

len. Hinzu kommt die Fähigkeit, 
Interessenkonflikte zu analysie­
ren und sich entsprechend wirk­
sam positionieren zu können.

Die große Transformation 
ist trotz des Drucks der Fridays­
for­Future­Bewegung noch 
immer kein sichtbarer Pro­
zess. Deshalb haben wir unter­
schiedliche außerschulische 
Bil  dungs akteur*innen nach ih­
ren Ansätzen und den Grenzen 
transformativer Bildungskon­
zepte befragt.

„Menschen im globalen Sü­
den erleben schon seit Jahr­
hunderten ökologische Kata­
strophen und kämpfen gegen 
bestehende Machtverhältnisse. 
Mit der Idee der großen Trans­
formation dürfen ihre Realitä­
ten, Lösungen und Kämpfe nicht 
unsichtbar gemacht werden“, 
betont Melina Castillo, politi­
sche und kulturelle Bildungsre­
ferentin bei FairBindung. Welt­
weit lebten Gemeinschaften be­
reits sozial gerechte Lösungen. 
Transformative Bildung benö­
tige also nicht nur Kompeten­
zen für ein „neues“ lösungs­
orientiertes Denken, sondern 
müsse existierende Alternati­
ven berücksichtigen und herr­
schendes Wissen, Wertehierar­
chien und bestehende Stereo­
type dekonstruieren.

Feministische und rassis­
muskritische Bildungsansätze 
ergänzen diese Kompetenzen. 
Sie hinterfragen, wessen Bücher 
gelesen, wessen Geschichten er­
zählt werden und welche Werte, 
Interessen, Lebens­ und Arbeits­
formen wir jungen Menschen 
als „wertvoll“ vermitteln. „Trans­
formatives Lernen muss end­
lich Silencing­Prozesse (das Un­
sichtbarmachen marginalisier­
ter Perspektiven – Anmerkung 
der Redaktion) offenlegen“, sagt 
Yasmina Gandouz­Touati, die an 
der Fachhochschule Bielefeld 
lehrt. „Aus meiner Erfahrung 
gibt es eine bestimmte Idee von 
Gesellschafts­ und Geschichts­
erzählung, die bestimmte (glo­
bale) Prozesse ausblendet.“ Aber 
nicht nur Inhalte sollten hinter­
fragt werden. Entscheidend sei, 
dass sich Pädagog*innen mit ih­
rer eigenen Haltung auseinan­
dersetzten. „Lehrende müssen 
ihre eigenen Bildungsbiogra­
fien reflektieren, ihr eigenes 
Wissen hinterfragen und sich 
bewusst machen, welches Wis­
sen, welche gesellschaftlichen 
Erzählungen ihnen fehlen“, un­
terstreicht Yasmina Gandouz­
Touati. Zusätzlich brauche es 
diverse Role­Models, um Alter­
nativen zu erleben.

Dies meint auch Kornelia 
Ruppmann vom Verein LIFE Bil­
dung, Umwelt, Chancengleich­
heit e. V. Sie ermutigt Jugend­
liche durch gender­sensible 
Bildungsformate, alternative 
Lebenswege einzuschlagen, und 

„In Schulen 
werden die 
Jugendlichen 
nicht bestärkt, 
eigene 
Perspektiven 
einzunehmen“
Kornelia Ruppmann

Feministische Bildung hinterfragt, wessen Bücher gelesen, wessen Geschichten erzählt werden   Foto: Stefan Boness/Ipon

Transformative 
Bildung muss 
feministisch sein
Die große Transformation benötigt ein neues 
Verständnis von Bildung, das andere 
Kompetenzen fördert. Welche Ansätze gibt 
es – und wo stoßen sie an Grenzen?

kritisiert schulische Bildung: „In 
Schulen werden Stereotype oft 
zementiert, meist werden die Ju­
gendlichen nicht darin bestärkt, 
eigene Perspektiven einzuneh­
men oder an sie gestellte Erwar­
tungen zu hinterfragen.“

Transformative Bildung 
sei eine Chance für grundle­
gende Änderungen, unterstrei­

chen alle unsere Ge sprächs­
partner*innen. „Wir brauchen 
für alle Bildungslandschaf­
ten Rahmenbedingungen, die 
politische Bildung und trans­
formative Bildung als Pflicht­
aufgaben in Curricula und 
Bildungs plänen festschreiben“, 
ergänzt Pia Paust­Lassen, die an 
der Alice Salomon Hochschule 

Berlin als Lehrbeauftragte tä­
tig ist.

Feministische und rassis­
muskritische Bildungsprinzi­
pien wie auch die Leitlinien des 
globalen Lernens stärken den 
kompetenzorientierten Fokus 
der transformativen Bildung. 
Doch bei allen Lern­ und Bil­
dungsprozessen müssen im­

mer auch die ihnen zugrunde 
liegenden Perspektiven hinter­
fragt werden. Gleichwohl hängt 
die Selbstwirksamkeit von jun­
gen Menschen auch davon ab, 
dass Menschen in Machtposi­
tionen ebenfalls die Fähigkei­
ten transformativer, feministi­
scher, rassismuskritischer Bil­
dung erlernen.
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I
ch habe zweimal in einer Erst-
aufnahmeeinrichtung für Ge-
flüchtete gelebt. Beim ersten Mal 
schien alles perfekt, das zweite 
Mal war ganz anders, denn ich 
verstand nicht nur, was sie sag-

ten, sondern ich beobachtete alles 
viel genauer.

Ich kam im Februar 2019 aus Spa-
nien und habe in derselben Woche 
Asyl beantragt. Ich gebe zu, dass ich 
nicht alles genau verstanden habe 
und dass alles blitzschnell vorbei 
war. Das Interview, in dem ich meine 
Fluchtgründe darlegen sollte, lief 
nicht sehr gut, weil ich nicht darauf 
vorbereitet war, wie ich meine Ge-
schichte so erzählen kann, dass der 
Richter sie versteht. Die Konsequen-
zen folgten bald.

Nach drei Monaten teilte mir das 
BAMF, das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge, mit, dass ich Dub-
lin-III habe, also dass ich nach lan-
gen Monaten des Stresses und Nah-
rungsmangels nach Spanien zurück-
kehren müsse.

Trotz der Warnung meiner 
Freund*innen ging ich jeden Monat 
zur Ausländerbehörde. Ich konnte es 
nicht mit 74 Euro im Monat aushal-
ten und musste meinen Ausweis ver-
längern lassen, um die zweite Hälfte 
meines Geldes zu bekommen. Ja, so 
ist das im Land von Goethe.

Die Behörden verhafteten mich 
Ende November in der Ausländerbe-
hörde und brachten mich für meh-
rere Tage in ein Abschiebegefäng-
nis. Dann kam ich zum Flughafen 
in Frankfurt. Ich wurde von sieben 
Polizisten erwartet. Sie teilten mir 
sofort mit, dass ich mit einem Son-
derflug und in keinem öffentlichen 
Flugzeug fliegen sollte. Ich leistete 
keinen Widerstand, denn ich wollte 
nicht verletzt werden. Es war ein Pri-
vatjet für mich, eine weitere Person 
und 15 Polizisten, unglaublich. Ja, in 
einem Land, das seinen CO2-Ausstoß 
reduzieren will, wird ein Privatjet 
für zwei Migranten gechartert. Wer 
weiß, seit wann und wie oft das pas-
siert.

Bei unserer Ankunft in Madrid 
warteten zwei Polizisten auf uns, 
und später gab uns das Rote Kreuz 

etwas Essen und eine Transport-
karte für den ÖPNV und wünschte 
uns viel Glück. Die Unterkünfte wa-
ren voll, selbst Familien mit Kin-
dern schliefen auf der Straße, und 
so schlief ich am Bahnhof und ver-
suchte zu überleben. Als ich jedoch 
einige Monate später die Auswirkun-
gen der Covid-19-Pandemie in Mad-
rid sah, kam ich über Bordeaux, Pa-
ris, Brüssel und Lüttich nach Köln 
und dann nach Frankfurt und Gie-
ßen. GOTT sei Dank wurde ich we-
der von der Polizei kontrolliert noch 
verhaftet.

In Gießen ging ich ins An-
kunftszentrum, und glücklicher-
weise war mein Deutsch gut genug, 
um dieses Mal alles gut zu verste-
hen. Für den ersten Check-in und das 
Stellen des Asylantrags waren wenig 
Leute da wegen der Pandemie. Am 
Anfang erhielt ich als Ausweis ein 
A4-Papier, das mir erlaubt, im Zent-
rum ein- und auszugehen. Ein Sozi-
alarbeiter begleitete mich in einen 
Raum, in dem bereits drei weitere 
fremde Personen wohnten.

In diesem zweistöckigen L-förmi-
gen Gebäude sind alle Kulturen und 
Sprachen präsent, genau wie in der 
UNO. Leider ist es dort nie Nacht. Es 
gibt immer Geschrei und vor allem 
nächtliche Auseinandersetzungen. 
Oft kommt auch die Polizei, um Men-
schen zu verhaften, und dann ren-
nen alle aufgeregt durcheinander 
und versuchen, sich zu verstecken.

In einer Nacht wachte ich auf und 
sah fünf Polizisten über mir um 
mein Bett herum. Obwohl das Licht 
im Zimmer an war, leuchteten sie 
mir mit einer Taschenlampe ins Ge-
sicht und fragten nach meinem Aus-
weis. Ich gab ihnen den Ausweis und 
sie verglichen ihn mit einem Bild 
von einer Person, die sie abschieben 
wollten. Es war offensichtlich, dass 
es nicht ich war, dennoch blieben 
sie noch eine weitere Viertelstunde 
bei mir, stellten mir Fragen und be-
handelten mich sehr grob. Danach 
konnte ich nicht mehr schlafen. Ei-
nige Tage später brach ich zusam-
men und musste ins Krankenhaus.

Um im Camp zu essen, muss man 
zwischen 7 Uhr und 9 Uhr aufstehen 

und frühstücken. Von 11.30 Uhr bis 14 
Uhr gibt es Mittagessen und abends 
normalerweise ein Sardinenbrot 
oder so etwas. Es stört nicht nur, dass 
das Essen sehr eklig schmeckt, son-
dern auch, dass es viel zu wenig ist. 
In der Kantine gibt es sogar immer 
eine Dame, die sagt: „Einmal, bitte“. 
Man nimmt sich nur ein Mal, weil 
tausend andere hinter einem stehen. 
Trotzdem vergeht kein Tag, an dem 
kein Essen weggeworfen wird.

In diesem Zentrum, wo man zwei-
mal von Securities kontrolliert wer-
den muss, um hineinzukommen, 
und einmal, um herauszukom-
men, und wo man nie länger als 
zwei Nächte abwesend sein darf, an 
diesem Ort brodeln immer Ärger, 
Stress, Angst und Unklarheit über 
das Asylverfahren unter der Ober-
fläche.

Von außen wirkt es wie ein gigan-
tisches logistisches Wunder, doch 
bei näherem Betrachten ist es eher 
ein Wunder, dass überhaupt etwas 
funktioniert. Ich habe die So zial-
arbeiter*innen meistens nur rau-
chen oder sich unterhalten gesehen, 
und wenn man sie etwas fragt, dann 
ist die Antwort: „Ich weiß nicht.“ Da-
bei wissen sie ganz genau, dass wir 
verletzlich und schutzlos sind. Den-
noch gibt es auch echte Profis, die 
mit Leidenschaft versuchen, den 
Bewohner*innen ihre Situation ver-
ständlich zu machen.

Kurzum, Asylsuchender zu sein 
bedeutet heute in Deutschland nicht 
nur, sich in einem ultralangen und 
nervenaufreibenden Verfahren zu 
befinden, sondern täglich einem un-
erträglichen physischen und psychi-
schen Druck ausgesetzt zu sein. Viele 
haben bereits die Hoffnung verloren 
und sind dabei, den Verstand zu ver-
lieren. Das System bringt dich direkt 
in eine hoffnungslose Situation, 
und du verlässt das Land entweder 
selbst oder du bist für immer verlo-
ren. Die Traumata der Flucht multi-
plizieren sich mit den neuen Trau-
mata in den Camps. Die Deutschen 
wissen es, und sie haben die Macht, 
es zu ändern, aber in ihren Augen 
sind wir nur Zahlen. WILLKOMMEN 
IN DEUTSCHLAND.

„Ja, in einem 
Land, das 
seinen CO2-
Ausstoß 
reduzieren 
will, wird  
ein Privatjet 
für zwei 
Migranten 
gechartert. 
Wer weiß,  
seit wann  
und wie oft 
das geschieht“

„Man nimmt 
sich nur ein 

Mal, weil 
tausend 

andere hinter 
einem stehen. 

Trotzdem 
vergeht kein 
Tag, an dem 

kein Essen 
weggeworfen 

wird“
Foto: Lars Berg/

imago

Von Sarafou Diallo

Willkommen  
in Deutschland!
Aktivist*in sein zu können ist ein Privileg. Wie kann ich  
Aktivist sein, während ich nur zu überleben versuche?
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Von Wiebke Witt  
und Julia Dittmann

V
on Weitem ist er­
kennbar, wie ernst 
die Lage für Keyen­
berg ist. Bis kurz vor 
den Ortseingang 
hat sich der Schau­

felradbagger von RWE bereits 
herangefressen. Der Bagger, der 
nachts den ganzen Ort hell be­
strahlt, wirkt wie aus einer ande­
ren Welt, wie ein gewaltiges Tier 
aus Stahl. 2023 will RWE den Ort 
für den Kohleabbau zerstören.

„Das Thema war immer wie 
ein großer Schmerz da“, erzählt 
Norbert und meint damit den 
Tagebau Garzweiler, der sich 
seit über 30 Jahren in die Region 
gräbt. Norbert hat seine Kamera 
für unser Gespräch so aufge­
baut, dass man seinen Vierkant­
hof in Keyenberg gut sieht, den 
die Abendsonne in ein warmes 
Licht tunkt. Neben Norbert sitzt 
seine Nichte, der Hof ist das Zu­
hause von drei Generationen. 
Wie lange wir wohl bräuchten, 
erkundigt er sich. Später gehe es 
für die beiden noch zur Mahn­
wache in Lützerath, zu einem Er­
zählabend über den lokalen Wi­
derstand.

Die Mahnwache ist Sinnbild 
dafür, wie groß der Widerstand 
gegen das Vorgehen von RWE ge­

worden ist. Als Anlaufstelle für 
Interessierte in der Region wurde 
sie von Unterstützer*innen in 
Lützerath, einem Nachbarort 
von Keyenberg, errichtet. Unter 
massivem Protest hat RWE die­
sen Sommer eine Landstraße ab­

gerissen, die die beiden Orte ver­
bunden hatte. Die Straße ist weg, 
der Protest ist geblieben – mit 
Gottesdiensten an der Kante, 
Baggerblockaden von Klein­
gruppen und Demos von gro­
ßen Umweltorganisationen.

Toni kommt aus Bonn. Sie en­
gagiert sich beim Bündnis „Alle 
Dörfer bleiben“ und hätte ohne 
den Tagebau Norbert vielleicht 
nie getroffen. Über die Klimabe­
wegung lernte sie Menschen aus 

Sechs Dörfer am Tagebau 
Garzweiler sollen trotz 
eingeläutetem 
Kohleausstieg noch 
abgebaggert werden. Die 
Lage scheint aussichtslos 
– und doch wächst der 
Widerstand gegen das 
Vorgehen von RWE

Wie die Hoffnung 
in die Dörfer einzog

In den 
gefährdeten 

Dörfern 
organisieren 

sich Bevölke­
rung und 

Klima­
aktivist*innen 

zusammen   
Foto: Christoph 

Schnüll 

„Um den 
Hambacher 
Wald haben sich 
schon Menschen 
gekümmert – die 
Dörfer sind das 
nächste, was 
dem Tagebau im 
Wege steht.“
Aktivistin Toni

der Region kennen, die mit den 
Plänen von RWE nicht einver­
standen sind. Viele sind mitt­
lerweile befreundet. Sie orga­
nisieren gemeinsam große 
Proteste, informieren auf dem 
Weihnachtsmarkt über ihre 
Ini tiative oder veröffentlichen 
Forderungen an die NRW­Lan­
desregierung. „Ich habe mich 
auch daran orientiert, wo ich 
gebraucht werde“, erklärt Toni 
ihre Entscheidung, am Tage­
bau Garzweiler aktiv zu wer­
den. „Um den Hambacher Wald 
haben sich schon Menschen ge­
kümmert – die Dörfer sind das 
Nächste, was dem Tagebau im 
Wege steht.“

Sebastian hat mehrere Jahre 
die Klimacamps im Rheinland 
mitorganisiert und ist dadurch 
zu „Alle Dörfer bleiben“ gekom­
men. Als wir telefonieren, sitzt 
er auf dem Balkon seiner Köl­
ner Wohnung: „Bei den Klima­
camps haben wir viel in Etap­
pen gedacht: Im Winter begann 
die Vorbereitung der Camps, im 
Sommer waren wir vor Ort, ha­
ben Menschen getroffen, und 
danach sind wir wieder gefah­
ren“, erzählt er. „Das hat sich 
2018 geändert.“

Gemeinsam mit Menschen 
aus den umliegenden Dörfern 
entwarfen sie ein Programm, 
das explizit Menschen aus der 

Region ansprechen sollte. Ein 
Freundschaftsspiel mit dem 
Fußballverein aus der Region, 
Filmabende und die Einladung 
zum gemeinsamen Kaffee ka­
men dazu. Als das Klimacamp 
wieder abgebaut war, blieben 
die regelmäßigen Treffen. Bis 
sich schließlich das Bündnis 
„Alle Dörfer bleiben“ gründete. 
„Viele Leute aus den Dörfern ha­
ben gesagt, es sei eigentlich zu 
spät“, berichtet Norbert von den 
ersten Treffen. Der Hambacher 
Forst habe Hoffnung gegeben, 
meint Toni. Zu sehen, dass so 
was möglich ist: den Tagebau 
zu stoppen.

2019 organisierte „Alle Dör­
fer bleiben“ einen Sternmarsch. 
3.000 Menschen zogen in acht 
Demozügen Richtung Keyen­
berg. „Viele von uns hatten davor 
noch nie eine Demo organisiert 
oder waren noch nie auf einer 
gewesen“, berichtet Toni. Nor­
bert schmunzelt: „Das ist wie 
bei einer Fußballmannschaft: 
Du kannst trainieren und trai­
nieren und kicken, das ist alles 
ganz nett“, sagt er. „Aber so rich­
tig rund wird es, wenn du zum 
ersten Mal zusammen ein Spiel 
hast und das womöglich auch 
noch gewinnst.“ Das Team ist 
zusammengewachsen: „Am 
Anfang haben wir noch viel da­
rüber gesprochen: Wir sind die 

Klimaaktivistis und das sind die 
Menschen aus den Dörfern“, sagt 
Toni. „Diese Trennung würde ich 
so heute jetzt nicht mehr ma­
chen.“

„Es überwiegen die schönen 
Momente, obwohl es viele Rück­
schläge gab“, erzählt Norbert. 
Rückschläge wie das Kohlege­
setz der Bundesregierung, an 
dem auch der nordrhein­westfä­
lische Ministerpräsident Armin 
Laschet (CDU) stark mitwirkte. 
Ein Gesetz, mit dem die deut­
schen Klimaziele unerreich­
bar werden, die Kohlekonzerne 
aber Milliarden an Steuergel­
dern kassieren – für die Abschal­
tung ihrer ohnehin nicht mehr 
rentablen Kraftwerke. Und aus­
gerechnet der Tagebau Garz­
weiler II, der noch sechs Dörfer 
verschlingen soll, wird im Koh­
legesetz von der Bundesregie­
rung für „energiepolitisch not­
wendig“ erklärt – obwohl Gut­
achten das Gegenteil belegen. 
„Mein Eindruck ist, dass gleich­
zeitig bei vielen Menschen das 
‚Trotzdem‘ größer geworden ist“, 
sagt Toni.

Der Wintergarten der Familie 
Dresen in Kuckum ist ein wei­
terer unfreiwilliger Schauplatz 
des Kohleausstiegs. „Laschet 
hat hier vor zwei Jahren geses­
sen und gesehen, wie schlimm 
die Situation für die Menschen 

ist“, erinnert sich Marita Dre­
sen. „Und was hat er gemacht? 
Nichts. Er fasst die Zerstörung 
unserer Dörfer auch noch in ein 
Gesetz.“ Gemeinsam mit wei­
teren Betroffenen will Marita 
nun gerichtlich gegen das Koh­
legesetz vorgehen: „Menschen­
recht vor Bergrecht“ heißt ihre 
Gruppe. „Diesen Weg würde ich 
alleine gar nicht gehen“, meint 
Marita. „Das geht, weil ich in ei­
ner Gemeinschaft von tollen 
Menschen bin: Zusammen hat 
man das Gefühl, man ist stark 
und kann das schaffen.“ Ge­
meinsam wollen sie bis vor das 
Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe ziehen.

Es scheint, als hätten weder 
RWE noch die Landesregierung 
mit dem Widerstand gerech­
net. Zu oft wurden Dorfgemein­
schaften auseinandergetrie­
ben, zu oft haben Menschen 
dem Druck nicht standgehal­
ten. Der Kampf um die Dörfer, 
er wird wohl der letzte im Wi­
derstand gegen die Kohle in 
Deutschland sein. Auch wenn 
die Regierungen in Düsseldorf 
und Berlin an der Zerstörung 
von Lützerath, Keyenberg, Ku­
ckum, Unter­ und Oberwestrich 
und Berverath festhalten: In die 
Dörfer ist Hoffnung eingezogen. 
Dieses Wochenende finden die 
nächsten Proteste statt.

Kommentar von Julia Dittmann, Julian Hirschmann und André Rösner

A
n dieser Stelle hätte eigentlich 
eine Anzeige des Braunkohle­
konzerns RWE stehen sollen, in 
der er sich als Stromanbieter 

für Erneuerbare darstellt. Erst durch 
massiven Protest von uns, der Redak­
tion dieser Sonderausgabe, hat der Ver­
lag eingelenkt, die Anzeige nicht er­
scheinen zu lassen.

Was ist da los? Wir könnten jetzt aus­
führen, wie unglaubwürdig das neue 
Öko­Image ist, das RWE sich seit dem 
EON­Innogy­Deal gibt. Dass die Ziele 
für 2040 nicht annähernd ausreichend 
ambitioniert für das Pariser Klimaab­
kommen sind, RWE weiterhin vor al­
lem Strom aus Kohle produziert und 
kein einziges neues Windrad oder So­
larpanel aufgestellt, sondern nur vor­

handene übernommen hat. Über dieses 
Greenwashing hat die taz in der Vergan­
genheit berichtet. Selbst die FAZ nennt 
das „peinliche Öko­Propaganda“.

Doch das ist nicht einmal der Kern 
des Problems. Es geht hier um die An­
zeige von einem Konzern, der viel Geld 
mit der Verbrennung klimaschädlicher 
Braunkohle verdient, weiterhin Dörfer 
zerstört und sich den Kohleausstieg 
mit Steuermilliarden bezahlen lässt, 
anstatt die Zeche für die verursachten 
Schäden an Mensch, Umwelt und Klima 
zu zahlen.

Ein Konzern, der Menschen aus der 
Klimabewegung verklagt, um so die 
Zivilgesellschaft mundtot zu machen. 
Eine Werbeanzeige von RWE in dieser 
Sonderausgabe, die die Klimabewe­

gung gestaltet hat. Das ist in unseren 
Augen untragbar. Bei der taz sah man 
das zunächst anders: Die Redaktion und 
der Verlag, zu dem auch die Anzeigen­
abteilung gehört, seien strikt getrennt. 
Die Anzeigenabteilung nehme auf die 
redaktionellen Inhalte keinen Einfluss 
und umgekehrt. Daran hätten auch wir 
uns zu halten, wurde uns gesagt.

Ganz so einfach ist die Sache aber 
nicht. Im aktuellen kapitalistischen 
System ist Aufmerksamkeit käuflich. 
Aufmerksamkeit, die ein Medium mit 
der Qualität, dem Ton und der Auswahl 
seiner redaktionellen Inhalte generiert. 
Eine strikte Trennung ist daher unmög­
lich. Wer ökonomische Macht besitzt, 
besitzt Macht über das, was wir sehen 
und lesen. Aber muss das so sein? Wenn 

wir die Klimawende schaffen wollen, 
muss sich auf allen Ebenen etwas be­
wegen. 

Dazu gehören auch die Verlage, zum 
Beispiel mit ihrem Anzeigengeschäft. 
Das Verhältnis von Redaktion und An­
zeigen wird nicht ausreichend infrage 
gestellt. Mit dieser Haltung ergeben 
sich Verlage der Diskursmacht der fos­
silen Industrie.

Die Medienunternehmen haben 
aber die Möglichkeit, die normativen 
oder moralischen Grenzen dieser Dis­
kursmacht zu verhandeln. „Das Sein be­
stimmt auch das Klimabewusstsein“, 
schrieb Kai Schöneberg jüngst in der 
taz und verkündete, dass die taz­Redak­
tion künftig eine klimagerechte Spra­
che verwenden will. Damit folgt die taz 

dem Beispiel des britischen Guardian.
Der Guardian geht aber noch einen 

entscheidenden Schritt weiter: Seit Ja­
nuar lässt er von fossilen Unternehmen 
keine Anzeigen mehr zu. Obwohl viele 
Medienhäuser gerade in einer schwie­
rigen Zeit stecken und Anzeigen einen 
Großteil der Einnahmen ausmachen. 
Die Guardian­Chefredaktion folgt da­
mit den jahrelangen Rufen der Klim­
abewegung, Greenwashing keine Platt­
form mehr zu bieten.

Unser Appell geht an alle Medien­
häuser und Werbeträger, sich damit 
auseinanderzusetzen, wem sie Raum 
geben wollen und wem nicht. Und für 
uns ist klar: Wenn die taz Klimabe­
wusstsein sagt, darf sie vom Finanziert­
Sein nicht schweigen.

Hier könnte Ihre Werbung stehen

https://taz.de/RWE-baut-das-Portfolio-um/!5626604/
https://taz.de/RWE-baut-das-Portfolio-um/!5626604/
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/rwe-konzernumbau-peinliche-oeko-propaganda-16410968.html
https://taz.de/Neue-Empfehlungen-fuer-die-taz/!5708300/
https://taz.de/Neue-Empfehlungen-fuer-die-taz/!5708300/
https://www.theguardian.com/environment/2019/may/17/why-the-guardian-is-changing-the-language-it-uses-about-the-environment
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Von Joschik

D
iesen Artikel 
schreibe ich, wäh-
rend ich in 20 Me-
tern Höhe auf ei-
ner Hängematte 
in meinem Baum-

haus sitze. Vor mir taucht der 
Sonnenuntergang das Meer 
aus Blättern in ein warmes Licht 
und tief unten vom Waldboden 
erklingen die Stimmen der an-
deren Waldbesetzer*innen. Die-
ser Ort, der Dannenröder Wald, 
mein Zuhause, soll schon in we-
nigen Tagen zerstört werden.

Ich könnte jetzt anführen, 
dass es eine himmelschreiende 
Ungerechtigkeit ist, in der Kli-
makrise einen gesunden Misch-
wald für den Bau einer Auto-

bahn zu zerstören. Dass die 
Bäume teilweise mehr als 250 
Jahre alt sind und auf einer ein-
zelnen Eiche 300 Arten von Le-
bewesen zu Hause sind. Dass die 
A49, die von Kassel nach Gießen 
geplant ist, wieder nur einigen 
Wenigen nützt und die Klimak-
rise weiter befeuert.

Hinzufügen würde ich, dass 
es ein Skandal ist, dass in Hes-
sen, wo der Danni liegt, die Grü-
nen mit in der Landesregierung 
sitzen und somit die A49 mitzu-
verantworten haben. Ich könnte 
von dem Widerstand der Bürger-
initiative berichten, die seit 40 
Jahren gegen die A49 protes-
tiert. Von den Aktivist*innen, 
die im letzten Jahr den Danni be-
setzt haben und ihn damit vor 
der Rodung schützen konnten.

Die Hoffnung und 
der Glaube daran, 
dass unser System 
nicht so sein muss, 
wie es ist, schweißen 
alle zusammen

Manchmal 
bedeutet 
Veränderung, 
ein Baumhaus 
zu bauen. Der 
Dannenröder 
Wald im 
August 2020
Foto: Tim 
Wagner

Boden unter den eigenen Fü-
ßen weggräbt. Wie unsere Art, 
uns und Güter zu transportie-
ren, nicht zukunftsfähig ist.

All das könnte ich berich-
ten und doch würde es niemals 
auch nur im Ansatz dem gerecht 
werden, wofür der Danni steht 
und was die Menschen hier ge-
meinsam erschaffen haben. Die 
Hoffnung und der Glaube da-
ran, dass ein Wandel möglich ist, 
dass unser System nicht so sein 
muss, wie es ist, dass es nicht in 
Beton gegossen ist, schweißen 
alle zusammen. Gemeinsam bli-
cken wir auf das, was kommen 
wird, denn die Gegenseite be-
reitet sich schon auf Räumung 
und Rodung vor. Polizist*innen 
fahren im Wald Streife und die 
Security Firma Mundt patrouil-
liert im Wald. Es werden Ge-
schichten über die Besetzung 
verbreitet und es wird versucht 
die Bewegung zu spalten.

Und trotzdem kommen je-
den Tag mehr Aktivist*innen, 
Unterstützer*innen und wohl-
gesonnene Menschen in den 
Danni. Wir passen aufeinander 
auf und lassen uns nicht ein-
schüchtern. Auch wenn sie uns 
räumen und alles zerstören: Was 
wir hier gelebt haben, kann uns 
nicht mehr genommen werden.

Inzwischen ist die Sonne un-
tergegangen. Die letzten Strah-
len erhellen noch den blauen 
Himmel. Langsam breitet sich 
eine fast schon herbstliche 
Kühle aus. Vom Waldboden 
schallen fröhliche Stimmen und 
Musik zu mir hoch.

Manchmal bedeutet Teil 
der Veränderung zu sein, ein 
Baumhaus zu bauen, Abendes-
sen zu kochen oder einen Text 
zu  schreiben. Ganz gleich, wie 
sich Menschen einbringen wol-
len, der Danni ist der Ort, um 
selbst Teil der Lösung zu werden.

Wenn die Tage gezählt sind: 
der Dannenröder Wald
Viele Fakten sprechen gegen eine Rodung des „Danni“. Aber es gibt noch mehr Gründe, 
diesen einzigartigen Mischwald zu retten: Die Menschen etwa, die an den Wandel glauben

Ich könnte versuchen, in 
Worte zu fassen, welche Verbin-
dungen in dieser Zeit aufgebaut 
wurden. Wie sich unterschied-
liche Klimagerechtigkeitsgrup-
pen dem Kampf für den Danni 
angeschlossen haben und sich 
gemeinsam unter dem Motto 

„Wald Statt Asphalt“ der Ver-
kehrswende widmen. Wie im-
mer mehr Menschen begrei-
fen, dass, wenn wir irgendwie 
der Klimakrise begegnen wol-
len, es einen radikalen Wandel 
in allen unseren Lebensberei-
chen braucht.

Ich könnte Fakten anbringen 
wie zum Beispiel, dass der Ver-
kehrssektor der drittgrößte Ver-
ursacher an CO2-Emissionen in 
Deutschland ist oder dass die 
Flächenversiegelung durch 
die Autobahn ein Ökosystem 
unwiederbringlich zerstören 
wird. Ich könnte jetzt erklären, 
dass im Danni auch noch ein 
Trinkwasserschutzgebiet liegt, 
dass mehr als 500.000 Men-
schen mit Wasser versorgt. Dass 
der Bau der A49 dieses gefähr-
det, und all das im dritten Dür-
rejahr in Folge, in dem bereits 
erste Kommunen mit Wasser ex-
tern versorgt werden müssen.

Ich könnte den größeren Bo-
gen spannen und erläutern, dass 
die A49 ein Symptom einer Ge-
sellschaft ist, die ihre Probleme 
externalisiert und deren kapi-
talistisches System ihnen den 

Von Menschen aus dem 
Wald und André Rösner

A
m Sonntag versam-
melten sich über 
tausend Menschen 
in Dannenrod. Ge-

meinsames Ziel: die Baum-
haus siedlung im Dannen-
röder Wald. Kinder lernen 
klettern mit Sicherungsgurt, 
das Aktionsorchester Lebens-
laute spielt klassische Musik 
auf der Waldkulturbühne un-
ter Baumhäusern. Menschen 
kommen ins Gespräch, tau-
schen sich untereinander 
und mit den Aktivist*innen 
aus der Besetzung aus. Oft 
zu spüren ist Neugierde auf 
das Zusammenleben im 
Wald. Dankbarkeit auch für 
die Bürger*inneninitiative 
und für die Besetzer*innen. 
Aber die Idylle währt kurz: 
Am nächsten Tag kommt die 
Polizei.

Polizist*innen sammeln 
sich mit schwerem Gerät auf 
einer Lichtung und reißen 
die Wiese auf. Aktivist*innen 
erklimmen die Planierraupe 
und bilden Sitzblockaden. 
Die Polizei greift hart durch: 
Eine*r der Aktivst*innen wird 
ohne Sicherung rückwärts 
von der Planierraupe herun-
tergezogen. Nach der gewalt-
samen Auflösung des spon-
tanen Protests zieht sich die 
Polizei zurück; wozu sie den 
Platz nutzen will, bleibt bis-
her unklar. Noch in der Nacht 
errichten Aktivist*innen mit-
tig auf der nunmehr planier-
ten Fläche eine Burg inklu-
sive Graben.

Am folgenden Tag kippt 
das Bundesverfassungsge-
richt das Schlafverbot in den 
angemeldeten Protestcamps. 

Danni 
aktuell: 
Kommt 
jetzt!

Ein Teilerfolg. Die Stimmung 
scheint wieder ausgelasse-
ner, das Camp wächst, paral-
lel dazu wird emsig im Wald 
gebaut. In der Nacht auf Don-
nerstag erlässt der Vogels-
bergkreis, in dem sich der 
Dannenröder Wald befindet, 
eine Allgemeinverfügung ge-
gen die Besetzung. Die Men-
schen sollen den Wald verlas-
sen und alle Bauten zu ent-
fernen.

Während Fridays for Fu-
ture am 25. September glo-
bal für Klimagerechtigkeit 
und eine Verkehrswende 
streikt, sollen die Menschen, 
die den Wald verteidigen, 
ihre Sachen packen. LOL. 
Die Bürger*inneninitiativen 
kämpfen seit 40 Jahren ge-
gen die A49, die Besetzung 
war den gesamten kalten 
Winter im Wald. Die Ausein-
andersetzung um den Wald 
und eine radikale Verkehrs-
wende beginnt jetzt richtig. 
Kommt in den Wald. JETZT.
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Aus Erfurt Annika Liebert

E
s ist der Freitag vor den Wah­
len zum Europäischen Par­
lament im Mai 2019, Fridays 
for Future haben europa­
weit zum Protest aufgeru­
fen. Auch in der Erfurter 

Innenstadt haben sich Hunderte junge 
Menschen versammelt. „Wir sind hier, 
wir sind laut, weil ihr uns die Zukunft 
klaut“, skandieren sie entschlossen, 
denn sie alle eint ein gemeinsames Ziel 
– oder etwa nicht?

Unter die Protestierenden haben 
sich junge Männer mit pinkem Ban­
ner gemischt, auf dem „Europa! Ju­
gend! Revolution!“ prangt. Darunter 
weist der Schriftzug „schuelersprecher.
info“ subtil darauf hin, dass es sich bei 
ihnen um Anhänger der Jungen Na­
tionalisten handelt, der Jugendorga­
nisation der NPD.

Mit Slogans wie „Umweltschutz ist 
Heimatschutz“ machen rechtsextreme 
Parteien wie die NPD oder der Dritte 
Weg sowie Abgeordnete der AfD gerne 
deutlich, dass ökologische Anliegen 
nicht per se links­grün, sondern auch 
völkisch­braun besetzt werden können. 
Unter den Rechten hat ein Dreiklang 
aus Volk, Heimat und Natur Tradition. 
Schon die nationalsozialistische Ver­
nichtungsideologie von „Blut und Bo­
den“ beruht auf der Illusion, das rassis­
tisch definierte Volk sei eng mit seinem 
ursprünglichen Siedlungsgebiet verwo­

ben. Die behauptete Überlegenheit der 
„arischen Rasse“ entspringe demnach 
den harten Gegebenheiten der rauen 
deutschen Natur. Indem das deutsche 
Volk sich durchgeschlagen hätte, sei es 
zur „Herrenrasse“ aufgestiegen. Wer 
nun diese Umwelt zerstört, bedroht 
der völkischen Ideologie zufolge Hei­
mat und Überleben des Volkes.

Völkische und rechtsextreme Ak­
teur*in nen und Gruppierungen ma­
chen Umweltverbänden und ­initiati­
ven vor allem auf lokaler Ebene tatsäch­
lich immer wieder zu schaffen. Lukas 
Nicolaisen, Leiter der Fachstelle Radi­
kalisierungsprävention und Engage­

ment im Naturschutz (FARN), beob­
achtet: „Meist sind es kleinere Zusam­
menschlüsse wie lokale Initiativen 
gegen Windkraftausbau oder für öko­
logischen Landbau, die potenziell dafür 
anfällig sind, unterwandert zu werden, 
weil man sich zunächst aus ganz an­
deren Gründen zusammengeschlossen 
hat und möglicherweise überfordert 
mit der Einflussnahme von rechts ist.“

Dass Rechtsextremisten ausgerech­
net auch auf Klimademonstrationen 
wie in Erfurt unterwegs sind, mag ver­

wirren. Den rechten Diskurs über den 
Klimawandel dominiert insbesondere 
die AfD, die die wissenschaftlichen Er­
kenntnisse zur menschengemachten 
Erderhitzung als „Klimahysterie“ dis­
kreditiert und die deutsche Verant­
wortung beim Klimaschutz negiert. 
Das täuscht darüber hinweg, dass es 
auf nationalistischer Seite auch Befür­
worter des Klimaschutzes gibt. Auf der 
Homepage der NPD­Jugend­Kampagne 
schuelersprecher.info wird der Klima­
wandel als eine der größten Heraus­
forderungen Europas aufgefasst, der 
Dritte Weg klärt in seinem „Plädoyer 
für eine radikale nationalistische Um­
weltschutzpolitik“ über Mythen rund 
um die Windenergie auf und charak­
terisiert erneuerbare Energien als „ab­
solute Notwendigkeit“. Auch wenn Kli­
maschutz im rechten politischen Spek­
trum noch nicht mehrheitsfähig ist, 
sieht Lukas Nicolaisen dahinter eine 
geschickte Strategie. „Die rechtsextre­
men Klimaschützer*innen versuchen 
einerseits, auf die vielen jungen Men­
schen von Fridays for Future einzuwir­
ken und andererseits Klimaschutz in 

ihrem Sinne umzudeuten“, so der Ex­
perte. „Das heißt, sie verbinden Klima­
schutz mit rassistischen Forderungen 
wie Grenzschließungen oder Gebur­
tenkontrollen für den globalen Süden.“

Die Klimagerechtigkeitsbewegung 
hält Nicolaisen grundsätzlich für re­
sistent gegen rechte Einflussversu­
che. Wo allerdings auf nationale Ar­
gumentationsmuster zurückgegrif­
fen werde, könnten sich jedoch auch 
Klima schützer*innen für völkische 
Vereinnahmung angreifbar machen. 
So irritierte der renommierte Ener­
gieprofessor und Scientist For Future 
Volker Quaschning zuletzt mit seinem 
Youtube­Video „Warum für AfD und 
CDU/CSU Energiewende und Klima­
schutz Thema Nummer 1 sein sollte“ 
zahlreiche Klimaaktivist*innen. Vor 
einer plakativ platzierten Deutsch­
landflagge versucht Quaschning hier, 
auch Anhänger*innen rechtskonserva­
tiven bis völkischen Gedankenguts den 
Klimaschutz mittels Verweis auf Ener­
gieautarkie, den Schutz deutscher Hei­
mat und deutschen Waldes und der Be­
grenzung des Flüchtlingszustroms in­

folge des Klimawandels schmackhaft 
zu machen. Tadzio Müller, Referent 
für Klimagerechtigkeit bei der Rosa­Lu­
xemburg­Stiftung, wirft ihm in einem 
Antwortvideo vor, Klimaschutz als un­
politisch zu definieren und mit seinem 
Video unbewusst eine „völlig inakzepta­
ble politische Position“ zu legitimieren.

Bei der Fachstelle Radikalisierungs­
prävention und Engagement im Natur­
schutz ist man überzeugt, dass eine ent­
schiedene Abgrenzung der Klimabe­
wegung von rechtem Gedankengut, 
ein entsprechendes Selbstverständnis 
und Aufklärung notwendig sind, damit 
die Gesellschaftstransformation hin zu 
einer klimagerechten Welt erfolgreich 
sein kann.

Auf der Klimademonstration in Er­
furt haben sich die Jungen Nationalis­
ten jedenfalls nicht lange wohl gefühlt. 
Nur kurz nachdem sie ihr Banner aus­
rollten, wurden sie als Rechtsextremis­
ten enttarnt, der Demonstrationszug 
von den Ordner*innen gestoppt und 
die Neonazis mit lauten „Nazis raus“­
Rufen von der Demonstration ausge­
schlossen.

Rechte Tradition: ein 
Dreiklang aus Volk, 
Heimat und Natur

Rechtes 
Symbol: der 

Adler
  Foto: Max 

Gotts/Unsplash 

Blut, Boden, 
Umweltschutz
Manche rechte Gruppen wollen Klimaschutz nationalistisch 
umsetzen. Dagegen verwahrt sich die Klimabewegung
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Handtuch Klimawandel. Angesichts der immer weiter voranschreitenden
Erderwärmung würden Sie vor Frust am liebsten das Handtuch werfen?
Tun Sie‘s, aber nehmen Sie dieses! Als visuelle Erinnerung an die Fakten
der Klimakrise zeigt das Handtuch die Jahresdurchschnittstemperaturen
von 1850 bis heute, basierend auf der Darstellung des Klimaforschers
Ed Hawkins von der University of Reading. Mit Stickerei am Saum und
Schlaufe zum Aufhängen.
Aus Bio-Baumwolle (GOTS-zertifiziert), hergestellt in Portugal.
Von LANGBRETT. Maße: 180 x 100 cm.
Artikel-Nr. 12681, € 42,68

Little Sun. 1,1 MilliardenMenschen weltweit haben
keinen Zugang zu Elektrizität. In vielen Regionen Afri-
kas benutzen die Menschenmit Kerosin oder Petrole-
um gefüllte Blechlampen, um abends in ihren Hütten
zu lesen, zu lernen oder zu arbeiten. Vier Stunden sind
so gesundheitsschädlich wie zwei Päckchen Zigaretten
– und teuer ist das Kerosin auch noch.
Deshalb haben der dänische Künstler Olafur Eliasson
und der Ingenieur Frederik Ottesen die Solarlampe
Little Sun entwickelt. Einzelhändler in Afrika verkaufen
sie vor Ort und kurbeln so die Wirtschaft an. Jede hier
verkaufte Lampe ermöglicht es, dass sie in ärmeren
Ländern deutlich günstiger angeboten wird.
Little Sun Original. Verwandelt fünf Stunden Sonne
in vier Stunden helles oder zehn Stunden gedämpftes
Licht. Stufenlos dimmbar. Inklusive Umhängeband.
Maße: Ø ca. 12 cm.
Artikel-Nr. 11103, € 24,00

Little Sun Charger. Ideal für Reisen oder Festivals. Nach
ca. fünf Stunden in der direkten Sonne lädt der Charger
ein Smartphone oder ein anderes kleines Elektrogerät
in ca. 2,5 Stunden vollständig auf, bei wolkenverhange-
nemHimmel kann er per USB am Computer geladen
werden. Mit integrierter LED-Lampe, die in drei Hellig-
keitsstufen bis zu 50 Stunden leuchtet.
Maße: B 14 x H 14 x T 2,5 cm.
Ein Ständer für die Lampe ist separat bestellbar
(ohne Abbildung).
Artikel-Nr. 12321, € 79,00

taz Rad. Völker, tretet die Pedale! Seit ihrer
Gründung vor über 40 Jahren setzt sich die taz
für Umweltschutz und gute soziale Standards
in der Arbeitswelt ein. Deshalb haben wir uns
in Zusammenarbeit mit der Berliner Fahrrad-
manufaktur Ostrad einenWunsch erfüllt: ein
korrektes Fahrrad, ökologisch, sozial – und
optisch. Die Einzelteile werden nicht etwa quer
über den Ozean geschippert, sondern stam-
men von familiengeführten Unternehmen,
die in Europa produzieren. Der federnde Stahl-
rahmen ist umweltfreundlich und elegant,
Nabendynamo und -schaltung sind besonders
leichtgängig und langlebig, und durch die
Möglichkeit, einen Vorderradgepäckträger
anzubringen, steht der nächsten Fahrradtour
nichts mehr imWeg. Höchstens Sie selbst.
Mehr Informationen unter www.taz.de/rad.
Artikel-Nr.
12166 Trapez/Frauen
12161 Diamant/Männer
jeweils € 1462,18

Kaffee Porzellanbecher.Wenn esmal ein
Kaffee zumMitnehmen seinmuss, bringt man
am besten seinen eigenen Becher hin. Der hier
ist aus Porzellan: sieht gut aus, fühlt sich gut
an, ist völlig schadstoff- frei. Für die rund-
um-sorglos-Dichtigkeit sorgt ein Silikonring.
Der Verschluss für die Trinköffnung ist eben-
falls aus Silikon. Mit einer filzgefütterten
Stoffmanschette.
Füllmenge: 0,35 l. H 15 cm, Ø oben: 8,5 cm.
Artikel-Nr. 12634, € 21,45

Rucksack PETimir ll. Umweltfreundlich hergestellt, strapazier-
fähig und wasserabweisend. Und falls es dochmal schüttet
wie aus Kübeln, befindet sich im Bodenfach eine orangefarbene
Regenhülle – so sind Ihre Sachen und Sie selbst auch im Stadt-
verkehr gut geschützt. Mit Brust- und Hüftgurt, gepolstertem
Rücken und zwei Stretch-Außentaschen. Inklusive Notebook-
fach bis 15,6 Zoll. Von Vaude.
Volumen: 22 l, Gewicht: 850 g. Maße: B 32 x H 48 x T 15 cm.
Artikel-Nr. 12062, € 90,00

https://dl.taz.de/anzstat?url=https%3A%2F%2Fwww.shop.taz.de%2F&eTag=2020-09-25&pub=taz&Typ=PDF&id=ePaper_bln_275052


Feminismus“, sagt Antonella in 
der Youtube-Dokumentarserie 
„Makana“ des Vereins „Life Bil-
dung, Umwelt, Chancengleich-
heit“.

Sie kämpft nicht nur für den 
Schutz der Natur, des Lands und 
des Wassers, sondern auch für 
ihre (indigenen) Mitstreiterin-
nen. Für die Selbstbestimmung 
über ihre Körper und ihr Le-
ben. Dagegen, dass man sie be-
lästigt, verletzt oder sogar tötet. 
Die Kämpfe seien eins, und um 
sie zu führen, brauche es femi-
nistische Arbeitsweisen.

Ebenfalls für die Rechte der 
Frauen ihrer indigenen Gemein-
schaft streitet Hindou Oumarou 
Ibrahim, die Koordinatorin der 
„Indigenous Women and Peop-
les’ Association of Chad“. Im 
Tschad sind Frauen wie über-
all auf der Welt stärker von der 
Klimakrise betroffen als Män-
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D
ie Klimakrise geht 
uns alle an. Aber 
wir tragen nicht 
alle gleicherma-
ßen zu ihr bei, 
wir sind nicht alle 

gleich von den Auswirkungen 
betroffen und wir sind auch 
nicht alle gleichberechtigt an 
den Entscheidungen über die 
Lösungen beteiligt.

Die Klimakrise ist tief verwur-

zelt in historisch miteinander 
verwobenen Unterdrückungs-
systemen: Patriarchat, Rassis-
mus, Kapitalismus und Kolo-
nialismus. Ohne Rücksicht auf 
Verluste und die katastrophalen 
Folgen für unser Klima beuten 
wir den Planeten aus. Dahinter 
liegen dieselben Machtstruk-
turen, die zur Ausbeutung der 

Körper von Frauen und (un)be-
zahlter Care-Arbeit führen, zur 
Ausbeutung von Menschen und 
Rohstoffen des globalen Südens 
und zur Diskriminierung nicht-
weißer Menschen.

Wir werden die Klimakrise 
nicht aufhalten, wenn wir die 
tiefliegenden Ursachen des Pro-
blems unangetastet lassen. Wir 
brauchen Lösungen, die die Er-
hitzung des Planeten aufhalten 

und gleichzeitig unterdrückeri-
sche Machtstrukturen in ihren 
Grundfesten erschüttern.

Alle drei arbeiten wir seit 
Jahren zu Feminismus und Kli-
magerechtigkeit. Wir wollen 
den Planeten retten, das Patriar-
chat zerschlagen und eine Welt 
schaffen, in der alle Menschen 
frei und gleichberechtigt leben. 

Aber es ist verdammt schwie-
rig, sich die Alternativen zum 
Business-as-usual vorzustellen. 
Denn diese Unterdrückungssys-
teme lassen uns nicht viel Zeit 
und Raum, außerhalb von ihnen 
zu denken und zu leben.

Während unserer Arbeit mit 
anderen Feministinnen und Kli-
maaktivistinnen auf der ganzen 
Welt haben wir viele erstaunli-
che Frauen kennengelernt, die 
dafür kämpfen, dass wir Schritt 
für Schritt einer feministischen 
und klimagerechten Zukunft 
näher kommen. Drei davon wol-
len wir hier vorstellen.

Wir beginnen an einem der 
Orte, an denen auch die Klima-
krise beginnt. Antonella Calle 
engagiert sich im Yasunidos-
Kollektiv in Ecuador – und zwar 
dort, wo Extraktivismus Existen-
zen vernichtet. Sie kämpft für 
den Schutz des Yasuní-National-
parks – und gegen die Förderung 
von Erdöl in dem artenreichen 
Gebiet, das auch das Zuhause in-
digener Gemeinschaften ist.

Für Antonella geht Extrakti-
vismus, also die massive Aus-
beutung natürlicher Rohstoffe, 
Hand in Hand mit dem westli-
chen Patriarchat. Beides kam 
mit dem Kolonialismus in die 
Region. Durch den Bergbau wur-
den Urwälder zerstört, Flüsse 
und Böden verseucht. Und mit 
dem Bergbau einher gehen Ver-
gewaltigungen und Mord an der 
indigenen Bevölkerung. „Der 
Kampf gegen die Klimakrise 
muss immer einhergehen mit 

Die Klimakrise ist 
verwurzelt in 
historisch 
miteinander 
verwobenen 
Unterdrückungs-
systemen: 
Patriarchat, 
Rassismus, 
Kapitalismus und 
Kolonialismus

Indigene Frauen beim Protest gegen die Ölförderung im Yasuní-Nationalpark in Ecuador   Foto: Juan Cevallos/afp
Von Isadora Cardoso, Lisa Göldner 
und Kathrin Henneberger

Klima­
gerechtig keit 
und 
Feminismus? 
One struggle, 
one fight!
Global kämpfen besonders Frauen an 
vorderster Front gegen die Klimakrise.  
Die Entscheidungen treffen aber andere.  
Zeit, die Machtfrage zu stellen
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ner; nicht weil sie „schwächer“ 
wären, sonders aufgrund ih-
rer Rolle innerhalb der Gesell-
schaft und Familien. Sie haben 
schlechteren Zugang zu Bildung, 
Lohnarbeit, medizinischer Ver-
sorgung und gleichberechtigter 
Teilhabe in Entscheidungen.

Hindou ist eine von wenigen 
in ihrer Gemeinschaft, die die 
Chance hatte, zur Schule zu ge-
hen. Ihre Mutter bestand darauf. 
Jetzt verhandelt sie auf den UN-
Klimakonferenzen die Bildung 
einer globalen Plattform, um 
„die indigene Bevölkerung da-
rin zu unterstützen, ihre Men-
schenrechte einzufordern und 
für Klimagerechtigkeit zu strei-
ten“, so Hindou. Ihre indigene 
Gemeinde, die Peuls M’Bororo, 
durchwandert mit ihren Kühen 
die Sahelzone. Doch mit der Ab-
nahme von Weideflächen, dem 
Versiegen der Wasserstellen und 
stärker werdenden Hitzewellen 
wird ihre Lebensweise bedroht – 
und damit ihre Existenzgrund-
lage. Angefangen von den Kü-
hen, die immer weniger Milch 
geben, bis zu gewaltsamen 
Konflikten zwischen den No-
mad*innen und den sesshaften 
Landwirt*innen.

„Wenn das Essen nicht für 
alle ausreicht, sind es Frauen, 
die als Erstes verzichten, damit 
die Kinder satt werden“, erzählt 
Hindou. Mit der Bewahrung 
und Vermittlung von indige-
nem Wissen, welche Pflanzen 
beispielsweise gegen Wetter-
extreme am resistentestn sind, 

versucht sie Anpassungsmaß-
nahmen zu unterstützen.

Dies werde am Rande der Sa-
helzone aber nicht helfen, wenn 
die Klimakrise jetzt nicht aufge-
halten wird. „Für meine Gemein-
schaft bedeuten bereits 1,5 Grad 
globale Erhitzung eine existen-
zielle Bedrohung.“ Für Hindou 
ist die Forderung zentral, dass 
alle Staaten ihre Klimaschutzzu-
sagen von Paris einhalten. „Sie 
müssen so schnell wie möglich 
auf,zero emissions‘ kommen“ 
– also ganz ohne die Emission 
von Treibhausgasen auskom-
men. Von Argumenten, dies sei 
schwer oder nicht möglich, hält 
sie wenig. „Wissenschaftliche Lö-
sungen sind vorhanden. Nur der 
politische Wille, das auch umzu-
setzen, fehlt.“

Eine Ursache, warum zu we-
nig geschieht: Die Perspektiven 
indigener Frauen werden nicht 
berücksichtigt und sie dürfen 
erst recht nicht an den entschei-
denden Verhandlungstischen 
Platz nehmen. Ndivile Mo-
koena arbeitet als Projektkoor-
dinatorin für das internationale 
Netzwerk „GenderCC – Women 
for Climate Justice“ daran, dass 
sich das ändert. „Frauen werden 
nicht involviert“, sagt sie. „Ent-
scheidungen werden für sie ge-
troffen. Nicht mit ihnen.“ Sie 
fordert ein, dass Frauen gleich-
berechtigt beteiligt sind – auf 
allen politischen Ebenen. Und 
dass sie die Entscheidungs-
strukturen selbst verändern 
müssen.

A1 Klimaweltkarte
kostenlos bestellen:
rosalux.de/we-will-rise

Kannst Du Die Welt
veränDern?

Werde Waldorflehrer*in!
Lernen und Lehren mit Herz, Hand und Kopf –
Schule braucht Lehrer*innen, die ihr Wissen und
ihre Kreativität einbringen.
Unsere Studien-Abschlüsse:
nahtloser Einstieg ins Berufsleben. Weltweit.
Quereinstieg zum Traumberuf – auch in Teilzeit:
unsere postgradualen Masterstudiengänge.

Studieninfotage 2020
samstag, 17.10. online und live
Mittwoch, 18.11. live
weitere Infos unter
freie-hochschule-stuttgart.de
Studieninfo-Hotline: 0711-210 94-32
(Mo, Mi, Fr: 8 –17 h; Di, Do: 8 –20 h)

15 gute Gründe,
warum Atomkraft keine
Antwort auf den Klimawandel ist –
informiere Dich hier: ausgestrahlt.de/klima

https://www.youtube.com/watch?v=zUuyDz35k-I


Ndivile arbeitet in Südafrika. 
Dort begleitet sie Programme, 
die Frauen helfen, ihre Stim-
men für Klimagerechtigkeit 
und Nahrungssicherheit zu er-
heben. In vielen Regionen ist 
die Ernährung der Familien ab-
hängig von der Subsistenzland-
wirtschaft der Frauen. Die extre-
mer werdenden Dürren treffen 
sie hart. Ndivile will mit ihren 
Projekten Bäuerinnen über die 
Auswirkungen der Klimakrise 
aufklären und ihnen mit Per-
makultur und nachhaltigen An-
baumethoden helfen, sich anzu-

passen. „Die Frauen wissen am 
besten Bescheid über ihr Leben“, 
sagt Ndivile. „Sie kennen ihre 
Bedürfnisse und nutzen auch 
ihr traditionelles Wissen.“

Außerdem unterstützt Ndi-
vile den Aufbau von Gemein-
schaftsgärten. „Als wir mit un-
serer Arbeit begannen, hatten 
wir sofort Probleme mit patri-
archalen Verhalten“, berichtet 
sie. Männer hätten versucht, 
die Kontrolle über die Projekte 
an sich zu reißen, die eigentlich 
zur Förderung von Frauen ge-
dacht waren. „Sie meinten, den 

Frauen beispielsweise sagen zu 
können, sie seien nicht fähig zu 
graben.“

Die Lebensrealitäten von 
Hindou, Ndivile und Antonella 
zeigen, dass der Kampf gegen 
die Klimakrise eng verwoben 
ist mit den anderen Kämpfen 
gegen Unrecht. Ihre Erfahrun-
gen machen deutlich, wie wich-
tig gleichberechtigte Partizipa-
tion an den Entscheidungen 
über die Lösung der Klimakrise 
ist: „Nothing about us with out 
us!“ Es ist entscheidend, dieje-
nigen in unseren Bewegungen 
zu unterstützen und zu ermu-
tigen, deren Stimmen noch im-
mer übertönt werden.

Wir brauchen endlich eine 
kritische Auseinandersetzung 
mit der europäischen Kolonial-
geschichte, die rassistische, pa-
triarchalische, kapitalistische 
Strukturen in die ganze Welt ex-
portiert hat. Wir müssen diejeni-
gen Konzerne in die Verantwor-
tung nehmen, die Leben und Le-
bensgrundlagen von Menschen 
zerstören: die fossile Industrie 
und die Menschen in politischer 
Verantwortung, die die Interes-
sen dieser Konzerne über das Le-
ben von Menschen stellen.

Und Hindou, Ndivile und 
Antonella erinnern uns daran, 
dass wir es alleine nicht schaf-
fen können. Wollen wir es mit 
all diesen mächtigen Unterdrü-
ckungssystemen aufnehmen, 
brauchen wir Gemeinschaf-
ten, in denen wir Kraft schöp-
fen und wachsen können, mit 
denen wir Alternativen erträu-
men und ausprobieren können. 
Also schließt euch Bewegungen 
an, die global für Gerechtigkeit 
und eine Welt ohne Klimakrise 
kämpfen!
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Von Regine Richter

E
nde September geht Siemens 
mit seiner frisch abgespalte-
nen Energiesparte Siemens 
Energy an die Börse. Im Juli 

noch hatte der Konzern angekün-
digt, aus der Stromerzeugung durch 
Kohle auszusteigen. So zumindest las 
sich die Berichterstattung.

Tatsächlich hatte Siemens-Vor-
standschef Joe Kaeser nur gesagt, 
dass er Siemens Energy gebeten habe, 
dazu einen Plan vorzulegen. Gleich-
zeitig relativierte er: „Dieser wird ver-
antwortungsvoller sein, als manche 
Aktivisten das einseitig fordern“, so 
Kaeser, der künftig Aufsichtsratschef 
bei Siemens Energy sein soll. Ähn-
lich klang wenige Tage später Chris-
tian Bruch, der neue Vorstandsvorsit-
zende von Siemens Energy. Er redete 
davon, „perspektivisch aus der Kohle“ 
auszusteigen. Also: irgendwann.

Siemens Energy diskutiert also in-
tern noch, wie, unter welchen Um-
ständen, wann und mit welchen Um-
wegen das Unternehmen aus der 
Kohle aussteigt. Unterdessen ver-
folgt es unter anderem ein konkretes 
Kohleprojekt weiter: die Kohleblöcke 
Jawa 9 und 10 in Indonesien. 2.000 
Megawatt Kohlekraftwerksleistung 

sollen dort neu entstehen. Siemens 
Energy will die Turbinen dafür lie-
fern. Für dieses Projekt hat die Aus-
stiegsankündigung keinerlei Konse-
quenzen.

In Indonesien ist der Bau umstrit-
ten. In der Provinz, wo die Anlage ent-
stehen soll, gibt es bereits 22 Kohle-
kraftwerke. Sie tragen zu schwerwie-
gender Luftverschmutzung bei, die 
Atemwegs- und Hautkrankheiten 
nach sich zieht. Jawa 9 und 10 wer-
den diese Gesundheitsprobleme ver-
stärken.

Die Kohleleistung ist unnötig
Der zugrunde liegende Strombedarf 
ist unklar. Schon vor der Pandemie 
war die Prognose übertrieben. Hier 
droht eine massive Überkapazität 
im Stromnetz. Außerdem ist es in 
Indonesien jetzt schon wirtschaftli-
cher, in neue Solaranlagen zu inves-
tieren als in neue Kohle. „Es ist un-
verantwortlich, dass Siemens Energy 
noch am Bau eines neuen Kohlekraft-
werks mithilft, während es billigere 
und sauberere Alternativen gibt“, er-
klärt Binbin Mariana, Finanzanalys-
tin aus Indonesien, die für die Um-
weltorganisation Market Forces ar-
beitet. Heutzutage gehe es darum, 
existierende Kohlekraftwerke abzu-

schalten, nicht neue zu bauen. „Sie-
mens Energy sollte seinen Worten 
zum Kohleausstieg Taten folgen las-
sen!“, so Mariana.

Die indonesische Umweltorgani-
sation WALHI hat Einspruch gegen 
das Projekt erhoben, weil die Umwelt-
informationen fehlerhaft seien, die 
Emissionsstandards in Indonesien 
verschärft wurden und die Umwelt-
genehmigung ohne hinreichende 
Konsultation der betroffenen Ge-
meinden durchgeführt worden sei.

Siemens Energy hält trotz aller Kri-
tik an dem Projekt fest, man sei ver-
traglich gebunden. Allerdings sieht 
das Unternehmen Gefahren durch 
fossile Projekte heraufziehen: Im 
Prospekt für künftige Investoren er-
klärt Siemens Energy, dass Proteste 
gegen fossile, nukleare, aber auch 
erneuerbare Projekte dazu führen 
können, dass sich wichtige Akteure 
nicht mehr beteiligen – mit den ent-
sprechenden wirtschaftlichen Folgen 
und Schäden für die Reputation. Der 
Ausweg für Siemens Energy, um für 
klimabewusste Investoren attrak-
tiv zu bleiben, ist offensichtlich: den 
Kohleausstieg sehr schnell umsetzen 
und einen klaren Ausstiegspfad auch 
für andere fossile Energieträger ent-
wickeln.

Wir brauchen 
Gemeinschaften, in 
denen wir Kraft 
schöpfen und 
wachsen können, 
mit denen wir 
Alternativen 
erträumen und 
ausprobieren 
können

Siemens Energy will aus der Kohle 
aussteigen – irgendwie, irgendwann.  
Das Unternehmen arbeitet aktuell 
trotzdem weiter an fossilen Projekten

Siemens 
Energy am 
Scheideweg
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Siemens 
Energy will 

Turbinen für 
die neuen 

Kohle-Blöcke 
Jawa 9 und 

10 in Indone-
sien liefern   
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Gipfel aufgrund der Pandemie 
um ein Jahr auf November 2021 
verschoben wurde, gibt es für 
viele Länder noch weniger An-
reiz, ihre Ziele zu erhöhen. Hier 
ist nun der Blick auf die EU span-
nend: Sie reicht für alle 27 Mit-
gliedstaaten ein gemeinsames 
Ziel ein und könnte mit einem 
engagierten Klimaschutzplan 
andere Länder antreiben.

Um die 1,5-Grad-Grenze mit 
Zwei-Drittel-Wahrscheinlichkeit 
nicht zu durchbrechen,  dürfen 
weltweit noch höchstens 336 
Gigatonnen CO2 emittiert wer-
den. Mit den aktuellen Emis-
sionen von 42 Gigatonnen pro 
Jahr wäre dieses Budget in acht 
Jahren, also 2028, aufgebraucht. 
Auf EU-Ebene erschien es bis 
vor Kurzem unwahrscheinlich, 
dass Ziele beschlossen werden 
könnten, die das entsprechende 
 Budget einhalten.

Umso mehr überrascht die 
aktuelle Bewegung in der EU: 
Im Europaparlament fordert der 
Umweltausschuss 60 Prozent 
Emissionsreduktion bis 2030 
gegenüber dem Niveau von 
1990. Selbst der eher konserva-
tive Ausschuss für Energie und 
Industrie fordert mindestens 55 
Prozent Minderung. Es ist daher 
möglich, dass sich das EU-Parla-
ment am 5. Oktober der 60-Pro-
zent-Forderung anschließt. Die 
Mehrheitsverhältnisse aus dem 
Umweltausschuss könnten auch 
im Plenum reichen.

EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen hat ver-
gangene Woche als Ziel mindes-
tens 55 Prozent Emissionsrück-
gang bis 2030 präsentiert. Dies 
erfolgte auf Basis einer Folgen-
abschätzung, die eindeutig erge-
ben habe, dass Wirtschaft und 
Industrie die Verschärfung be-
wältigen können. Dies ist aller-
dings weniger ambitioniert als 
auf den ersten Blick ersichtlich. 
Denn in das neue Ziel sollen 
auch natürliche CO2-Senken wie 
Wälder mit einbezogen werden. 
Dies führt nach Berechnungen 
des Öko-Instituts zu einer effek-
tiv um 3 Prozentpunkte geringe-
ren Reduktion. Der zuständige 
Kommissar Frans Timmermans 
wich Fragen danach in seiner 
Präsentation aus.

Von der Leyen betonte, dass 
mit dem 55-Prozent-Ziel die 
1,5-Grad-Grenze eingehalten 
werden könne, wenn andere 
nachziehen. Dabei geht die 
Kommission davon aus, dass der 
EU ein CO2-Restbudget anteilig 
ihrer aktuellen Emissionen zu-
steht. Global gerecht ist dies 
mit Blick auf historische Emis-
sionen und die Wirtschaftskraft 
einzelner Länder jedoch nicht. 

Umweltorganisationen wie Ger-
manwatch und der Deutsche Na-
turschutzring fordern deshalb 
EU-weit mindestens 65 Prozent 
Emissionsreduktion.

Ebenfalls kritisch, allerdings 
aus anderen Gründen, sehen 
Mitgliedstaaten der EU die 
Ziele. Vor allem Polen, Tsche-
chien und Ungarn weigern sich 
bislang, höhere Verpflichtungen 
zu akzeptieren, und verweisen 
auf die große Herausforderung 
ihrer Transformation. Einzelne 
Regierungen wie die der Nieder-
lande, von Schweden oder Däne-
mark wären hingegen auch für 
ein 65-Prozent-Ziel offen. Ihre 
Stimmen sind allerdings deut-
lich leiser als die der Bremser. 
Hinzu kommt: Auch viele ein-
flussreiche Lobbyverbände wie 
der Bundesverband der Deut-
schen Industrie halten eine Er-
höhung für überambitioniert.

Der Vorschlag der EU-Kom-
mission geht nun in den Trilog, 
eine Abstimmung zwischen Par-
lament, Kommission und Mi-
nisterrat. Um auch Länder wie 
Polen zu überzeugen, gibt es 
unter anderem den Just Tran-
sition Fund für klimafreundli-
chen Umbau der Wirtschaft in 
allen Regionen. Bis 2027 soll er 
17,5 Milliarden Euro verteilen. 
Insgesamt erscheint so ein Ziel 
von 55 Prozent Emissionsmin-
derung realistisch.

Auch wenn die EU ihre Ziel-
erhöhung erst Ende des Jahres 
offiziell beim Klimasekreta-
riat einreicht, bleibt dennoch 
zu hoffen, dass sie damit welt-
weit eine neue Dynamik ent-
facht. Denn bislang haben nur 
wenige Länder angekündigt, 
dass sie ihre nationalen Klima-
ziele anheben wollen: lediglich 
Chile, Norwegen und zwölf wei-
tere. Eines davon ist nun auch 
China, das am Dienstagabend 
ankündigte, bis 2060 CO2-neu-
tral sein zu wollen.

Dies bedeutet gleichwohl 
nicht, dass solche Ziele 1,5-Grad-
konform wären. Chiles neue 
Pläne bewertet die „Climate Ac-
tion Tracker“-Vereinigung nun 
statt mit „extrem ungenügend“ 
nur noch mit „ungenügend“. Ei-
nige große Emittenten haben 
sogar angekündigt, ihre Ziele 
nicht zu erhöhen: Australien, 
Japan, Russland und die USA. 
Letztere haben das Pariser Ab-
kommen sogar ganz gekündigt.

Daneben gibt es noch 152 wei-
tere Staaten, von denen bisher 
keine Infos bekannt sind. Wenn 
die EU hier eine ehrgeizige Vor-
lage liefert, hätten die ande-
ren Länder wenigstens nicht 
die Ausrede, dass mehr Klima-
schutz nicht möglich sei.

Europa, 1901-2019   
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O
b das interna-
tional gefei-
erte Pariser Kli-
maabkommen 
das Klima ret-
tet, wird sich am 

Ende des Jahres zeigen. Dann 
müssen alle Staaten, die es un-
terzeichnet haben, beim Sekre-
tariat der Klimarahmenkon-
vention in Bonn überarbeitete 
Klimaschutzpläne einreichen. 
Aktuell würden die beschlos-
senen nationalen Ziele zu einer 

Erd erhitzung von etwa 2,3 bis 
3,5 Grad führen. Mit dem Pari-
ser Abkommen wurde dagegen 
2015 beschlossen, die Erhitzung 
auf deutlich unter 2, möglichst 
1,5 Grad zu begrenzen. Dazu 
sieht es vor, dass alle Staaten 
im 5-Jahres-Rhythmus stärkere 
Klimaschutzpläne einreichen.

Viele Länder haben jedoch 
aktuell andere Prioritäten. Für 
das Klima ist dies eine Katas-
trophe, denn gerade jetzt böte 
sich mit den gigantischen 

 Coronawirtschaftshilfen von 
weltweit über 11 Billionen Euro 
eine einzigartige Möglichkeit. 
Um die gesamte Wirtschaft kli-
mafreundlich umzubauen, wä-
ren Investitionen ausschließlich 
in entsprechende Technologien 
notwendig.

Das Pariser Klimaabkom-
men sieht vor, dass die natio-
nalen Klimaschutzpläne neun 
Monate vor der UN-Klimakon-
ferenz 2020 eingereicht wer-
den. Nachdem der Glasgower 

Wenn die 
Europäische 
Union eine 
ehrgeizige 
Vorlage liefert, 
hätten die 152 
Staaten ohne 
bisherige 
Ankündigung 
neuer 
Emissionsziele 
nicht mehr die 
Ausrede, 
besserer 
Klimaschutz 
sei unmöglich

Hat 55 Prozent Emissionsrückgang bis 2030 angekündigt: EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen   Foto: Francisco Seco/ap

Von Julian Hirschmann

Wird die 
EU zum 
Klima­
vorbild für 
die Welt?
Um das Pariser Abkommen zur Begrenzung der 
Erderhitzung einzuhalten, muss dringend 
gehandelt werden. Europa könnte bei der 
Emissionsreduktion eine Schlüsselrolle spielen
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I
m Mai dieses Jahres trat 
der Fluss Nyamwamba in 
Uganda über die Ufer. Die 
Überschwemmungen waren 
so stark, dass Tausende ihr 
Zuhause verloren, von den 

Fluten vertrieben wurden und 
nicht wenige ertranken. Auch 
ein Krankenhaus war betrof-
fen, die Patient*innen wurden 
evakuiert und in einer Schule 
untergebracht. Doch die me-
dizinische Ausstattung fehlte 
dort. Und diejenigen, die da-
von abhängig waren, mit Sau-
erstoff versorgt zu werden, star-
ben ebenfalls.

Auch dies sind die Auswir-
kungen der Klimakrise: Infra-
struktur wie dieses Kranken-
haus in Uganda wird zerstört, 
und Gelder, die gedacht wa-
ren, weitere Infrastruktur auf-
zubauen, müssen zum Wieder-
aufbau genutzt werden.

Neben den stärker werden-
den extremen Wetterereig-
nissen und folgenden Über-
schwemmungen sind es die 
Dürren, die unserer Landwirt-
schaft zu schaffen machen. 
Ugandas Wirtschaft ist aber ab-
hängig von ihren Erträgen, 70 
Prozent der Bevölkerung sind 
direkt oder indirekt im Agrar-
sektor beschäftigt.

Durch die Klimakrise ver-
ursachte Dürren und Über-
schwemmungen zerstören wirt-
schaftliche Existenzen und ver-
ursachen Armut und Hunger. 
Die soziale Ungleichheit ver-
schärft sich, auch und insbeson-
dere zwischen Frauen und Män-
nern. Da Frauen vor allem in 
der Landwirtschaft beschäftigt 

sind, sind sie am stärksten von 
den Dürren und Fluten betrof-
fen. Sie verbringen mehr Zeit 
auf dem Feld oder auf der Suche 
nach Nahrung, müssen weitere 
Wege gehen, um an Wasser zu 
gelangen. Dies raubt ihnen auch 
Zeit, die sie für Bildung, Lohn-
arbeit und politisches Engage-
ment brauchen.

Sie sind also damit beschäf-
tigt, um das Überleben ihrer 
Familien zu kämpfen, statt sich 
einzumischen in Entscheidun-
gen über Klimaschutz- und An-
passungsmaßnahmen. Dabei 
wäre genau das wichtig – wenn 
wir die Klimakrise aufhalten 
und eine gerechte Gesellschaft 
aufbauen wollen.

Im Bestreben, Frauen zu un-
terstützen und gleichzeitig Um-
weltschutz voranzutreiben, ha-
ben wir – die Kkona Women 
Sustainable Agriculturists and 
Environmental Group – ein 
Projekt gegründet, das die ei-
gene Herstellung von Briketts 
zum Ziel hat.

Briketts sind eine Alternative 
zu Holzkohle sowie gesammel-
tem oder gekauftem Feuerholz, 
das in Uganda und den meisten 
Teilen Afrikas zum Kochen ver-
wendet wird. Denn Holzkohle ist 
teuer und – nicht zu vergessen 
– eine große Belastung für die 
Umwelt, da für sie Bäume gefällt 
werden müssen. Eine Gefahr für 
unsere Wälder und damit für die 
biologische Vielfalt.

Unsere Briketts zum Kochen 
werden stattdessen unter ande-
rem aus Bioabfällen wie Bana-
nen- und anderen Schalen ge-
macht. Mit Seminaren geben 
wir das Wissen um die Herstel-
lung weiter. Die Frauen kön-
nen sie dann selbst herstellen. 
Sie sparen damit nicht nur Geld 
und Zeit, wenn sie mehr produ-
zieren, als sie selbst brauchen, 
können sie ihre Briketts ver-
kaufen und sich somit ein Ein-
kommen erwirtschaften. Unser 
Projekt, ins Leben gerufen von 
Frauen in Uganda schützt die lo-
kale Umwelt sowie das globale 
Klima und unterstützt gleichzei-
tig andere Frauen existenziell.

Dorothy Nalubega ist eine 
Aktivistin für Klimagerechtigkeit 
aus Uganda und arbeitet unter 
anderem bei der Kkona Women 
Sustainable Agriculturists and 
Environmental Group und für 
das Institute of environmental 
justice e. V.

Frauen 
verbringen  
mehr Zeit auf 
dem Feld oder 
auf der Suche 
nach Nahrung

Von Dorothy Nalubega

Mit 
Bananenschalen 
gegen 
Klimakrise  
und Patriarchat

Um die Klimakrise aufzuhalten, werden oft futuristische Technologien angepriesen. Manchmal 
sind es aber die Projekte von lokalen Frauen, die wirkliche Veränderungen bringen, wie unser 

Projekt für die eigene Produktion von Briketts zum Kochen

Vollständig 
nutzbar: Die 

Schalen 
werden zu 

Feuermaterial
Foto: Pieter-

Jan De Pue/laif
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Klare Sache: Klimaschutz beginnt zu Hause. Wir zeigen dir wie!
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A
uf der ganzen Welt 
wird gebaut: neue 
Erdgaspipelines, neue 
Flüssiggasterminals, 
Umrüstung von Koh-
lekraftwerken zu Gas-

kraftwerken. Erdgas gilt in der öf-
fentlichen Wahrnehmung nach wie 
vor als klimafreundlich und Inves-
titionen in den fossilen Brennstoff 
gelten als ein Geschäft der Zukunft.

Dass mit dem Ausbau von Gas-
infrastruktur massive Menschen-
rechtsbrüche einhergehen, zeigt 
sich an dem Bau der Export-LNG-
Terminals (Liquid Natural Gas Ter-
minals) in Mosambik. Mosam-
bik liegt im Südosten Afrikas zwi-
schen Tansania und Südafrika. Im 
Norden von Mosambik, in der Re-
gion Cabo Delgado, wurde 2010 das 
größte Erdgasvorkommen Afrikas, 
das neuntgrößte Vorkommen welt-
weit, entdeckt. Laut Friends of the 
Earth International sollen mindes-
tens 60 Milliarden US Dollar für 
die Förderung des Erdgases einge-
setzt werden. Das wäre die höchste 
Investition, die jemals auf dem af-
rikanischen Kontinent südlich der 
Sahara getätigt wurde. Trotz der 
vielversprechenden Bodenschätze 
gehört Cabo Delgado zu den ärms-
ten Re gio nen des Landes und befin-
det sich seit einigen Jahren in einer 
Ausnahmesituation.

„Die Gasindustrie hat, noch be-
vor die Gasförderung begann, die 
Bevölkerung Cabo Delgados in Ar-
mut gestürzt und ihr Land enteig-
net“, berichtet Anabela Lemos, Lei-
terin von Justiça Ambiental, einer 
Menschenrechts- und Klimage-
rechtigkeitsorganisation in Mo-
sambik, die eng mit den lokalen 
Gemeinschaften vor Ort arbeitet. 
„Fischer*innen und Landwirt*innen 

wurden vom Meer und ihrem 
Land abgeschnitten, ganze Dörfer 
zwangsumgesiedelt.“

Es zeichnet sich ab, dass die Ge-
winne aus der Förderung haupt-
sächlich internationalen Unter-
nehmen zugutekommen und nicht 
der lokalen Bevölkerung. Beteiligt 
an den LNG-Terminals sind das 
französische Unternehmen Total, 
das US-amerikanische Unterneh-
men ExxonMobil und der italieni-
sche Energiekonzern ENI. Auch die 
Deutsche Bank hat in die Gaspro-
jekte investiert.

Arbeitslosigkeit und das vergeb-
liche Warten auf den versprochenen 
Reichtum führen zur Radikalisie-
rung der Bevölkerung. Seit 2017 gibt 
es Anschläge, die mehr als 100.000 
Menschen aus der Region vertrie-
ben haben und bei denen mehr als 
1.000 Menschen getötet wurden. 
Sie hängen auch mit zunehmen-
der Militarisierung zusammen. So 
richte die französische Werft Con-
structions Mécanique de Norman-
die, die hauptsächlich Kriegsschiffe 
und Luxusjachten produziert, in 
Absprache mit der mosambikani-

schen Regierung ein Verteidigungs-
programm ein, um die Erdgasvor-
kommen zu bewachen – unter dem 
Vorwand, eine Thunfisch-Flotte auf-
zubauen.

„Die Gewalt in Cabo Delgado ist 
keine einfache Angelegenheit. Die 
Regierung hat in der Region große 
Militäreinheiten eingesetzt, um die 
Aufständischen zu bekämpfen, die 
seit 2017 die Bevölkerung angreifen. 
Aber es ist bekannt, dass das Militär 
Gewalt gegen die Zivilbevölkerung 
angewendet hat. Wir wissen von 
sexuellen Übergriffen auf Frauen 
durch die Soldaten und Erpressung 
von Geld“, so Lemos.

Weitere private Sicherheitsfir-
men und paramilitärische Organi-
sationen wie die russische Gruppe 
Wagner wurden von den Gasun-
ternehmen und dem mosambika-
nischen Militär angeheuert. Viele 
Leute vor Ort trauen sich kaum, die 
langen Strecken zu ihren neu zu-
gewiesenen Äckern zu bewältigen 
– aus Angst vor Gewalt durch das 
Militär. Menschen, die über die Si-
tuation vor Ort berichten oder sich 
gegen die Umsiedlungen ausspre-
chen, verschwinden. So wie der 
Journalist Ibrahimo Abu Mbaruco, 
der am 7. April dieses Jahres ver-
schwand, nachdem er einem Kol-
legen geschrieben hatte, dass die 
Armee auf ihn zukomme.

Zu den Problemen hinzu kommt, 
dass Cabo Delgado 2019 von „Ken-
neth“, dem stärksten Zyklon der mo-
sambikanischen Geschichte, getrof-
fen wurde. Zehntausende Häuser 
wurden zerstört und viele Men-
schen erkrankten anschließend 
an Cholera. Viele der entstande-
nen Schäden sind noch nicht beho-
ben. Die Region ist insofern doppelt 
von verfehlter Klimapolitik betrof-

fen, als einerseits durch den Klima-
wandel starke Zyklone wahrschein-
licher werden. Andererseits ist es 
trotz Pariser Klimaabkommen mög-
lich, neue Gasfelder auf eine gewalt-
volle Art zu erschließen.

In der Wissenschaft wird ebenso 
immer stärker vor Erdgas gewarnt. 
Methan, der Hauptbestandteil von 
Erdgas, trägt neben CO2 am meis-
ten zum Klimawandel bei. Me-
than wirkt sich 87-mal stärker auf 
den Klimawandel aus als die glei-
che Menge CO2. Die Weltorganisa-
tion für Meteorologie veröffent-
lichte, dass die Methankonzentra-
tion auf einem Rekordhoch und im 
Vergleich zur vorindustriellen Zeit 
auf eine 257 Prozent höhere Konzen-
tration angestiegen ist.

Auch in Deutschland sollen in 
Brunsbüttel, Wilhelmshaven, Stade 
und Rostock Flüssiggasterminals 
gebaut werden, allerdings für den 
Import. An diesen Orten sollen zu-
künftig Schiffe anlegen, die im Aus-
land gefördertes Erdgas in das deut-
sche Gasnetz einspeisen.

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 
lehnt den Bau der Import-LNG-Ter-
minals ab. „Zur Klimabilanz er-
schwerend hinzu kommt, dass die 
geplanten LNG-Terminals auch mit 
Fracking-Gas aus den USA befüllt 
werden sollen“, so Constantin Zer-
ger, Leiter für den Bereich Energie 
und Klimaschutz. Zwei Gutachten 
der DUH stellten fest, dass die Bau-
vorhaben in Brunsbüttel und Stade 
aufgrund von Umwelt- und Sicher-
heitsgründen nicht genehmigungs-
fähig seien.

Doch nicht nur die DUH versucht, 
die LNG-Terminals in Deutschland 
zu verhindern. Auch Lennart Tiller, 
Chiara Arena und Jana Ahlers sind 
seit Mitte Juni dabei, das Flüssiggas-

terminal in Wilhelmshaven zu stop-
pen. Auf die Idee brachte sie Lennart 
Tiller, der aus der Gemeinde Zetel 
südlich von Wilhelmshaven kommt. 
Sie beschlossen dann gemeinsam, 
auf einen Hof in der Nähe zu zie-
hen, um den Widerstand gegen Erd-
gas vor Ort zu stärken. Die drei ken-
nen sich aus der Klimabewegung in 
den Niederlanden, wo Chiara Arena 
und Lennart Tiller Umweltrecht stu-
dierten.

„Zuerst haben wir uns mit der 
lokalen Bürgerinitiative Klima-Al-
lianz-Nordseeküste und verschie-
denen Klimagruppen vernetzt. 
Dann haben wir angefangen, Ak-
tio nen zu planen und Gespräche 
mit Politiker*innen zu führen“, er-
zählt Chiara Arena.

Hauptsächlich adressieren sie 
ihre Aktionen an den niedersäch-
sischen Landesumweltminister 
Olaf Lies, der den Bau des LNG-Ter-
minals befürwortet. Im Juli protes-
tierten sie gemeinsam mit der Bür-
gerinitiative vor seinem Büro in Je-
ver. Anfang September besetzten 
sie die niedersächsische Staatskanz-
lei in Hannover, um den sofortigen 
Stopp des Projekts zu erreichen. Bis-
her hält Olaf Lies weiterhin an sei-
nen Plänen fest. „Was man merkt, 
ist, dass das Thema LNG neu für die 
Öffentlichkeit ist, so konnten wir 
mit unserer kleinen Aktion schon 
viel Aufmerksamkeit schaffen“, 
stellt Lennart Tiller fest.

So langsam scheint das Thema 
Erdgas für unterschiedliche 
Akteur*innen der Klimabewegung 
relevanter zu werden. Das Bündnis 
Ende Gelände kündigte bereits an, 
Ende September nicht nur Kohlein-
frastruktur, sondern auch erstmalig 
Gasinfrastruktur im Rheinland blo-
ckieren zu wollen.

„Wir wissen von 
sexuellen 
Übergriffen auf 
Frauen durch die 
Soldaten und 
Erpressung von 
Geld“
Anabela Lemos,  
Justiça Ambiental, Mosambik

Der Ausbau von Gasinfrastruktur 
weltweit wird stark vorangetrieben, 
obwohl mit der Förderung von 
fossilem Gas Menschenrechtsbrüche 
einhergehen und Gas die Klimakrise 
extrem befeuert

Fluch für 
Menschen 
und das 
Klima

Ergebnis 
geschickter 

Lobby: 
Flüssiggas gilt 

in der 
Öffentlichkeit 

als klima­
freundlich 

Foto: Henning 
Gloystein/

reuters
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Von Lea Dehning

Wir für mehr Klimaschutz

HUMUS
AUFBAUEN
STATT KOHLE
ABBAUEN.
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Von Indigo

B
agger besetzen, von 
einem Plenum ins 
nächste rennen, 
Telefonkonferenz 
um Telefonkonfe-
renz. Unglaubliche 

Bewegungserfolge feiern. Im 
Hambi unter Bäumen stehen, 
von denen alle dachten, sie wä-
ren längst gefällt. In über 400 
Orten Klimagruppen. Die größte 
Demo der Nachkriegszeit. Und 
zeitgleich ein unglaublicher 
Stillstand der politischen Ver-
änderung. Ein Kohleausstiegs-
gesetz, das eigentlich Kohle-
einstiegsgesetz heißen sollte. 
Während Kipppunkte erreicht 
werden.

Unsere Antwort darauf: mehr 
Bagger besetzen, mehr Plena, 
mehr Telefonkonferenzen, für 
größere Demos, um mehr Druck 
auszuüben. Um die Regierung 
zum Handeln zu bewegen, weil 
sie die einzige zu sein scheint, 
die unsere Anliegen umsetzen 
kann.

Was, wenn ihre Untätigkeit 
nicht daran liegt, dass wir noch 
nicht genug Druck aufgebaut 
haben? Was, wenn unsere De-
mosprüche wahr sind und wir 
das Klima nicht im Kapitalismus 
retten können?

Die Marktwirtschaft setzt Un-
ternehmen und Staaten in Kon-
kurrenz. Unternehmen wollen 
nicht nur Profit machen und 
wachsen, sie müssen es sogar, 
um gegen die Konkurrenz zu be-
stehen. Auch der Staat, an den 
wir appellieren, konkurriert mit 
anderen Staaten um Wachstum 
und Arbeitsplätze. Deshalb ist 
es unwahrscheinlich, dass all 
die klimaschonenden und sozi-
alen Forderungen, die wir stel-

len, umgesetzt werden. Bei Sys-
tem Change geht es also nicht 
darum, wie einzelne Bereiche 
CO2-neutraler sein könnten. Die 
technischen Lösungen sind da. 
Die Frage ist: Unter welchen ge-
sellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen sind sie umsetzbar?

Viele antworten mit interna-
tionalen Vereinbarungen oder 
gar einem Weltstaat. Nach 25 
gescheiterten Klimakonferen-
zen scheint dies unwahrschein-
licher denn je, aber wäre es denn 
erstrebenswert? Eine Öko-Welt-
institution müsste enorm viel 
Macht bündeln, um sich gegen 
die Logik der Unternehmen 
durchzusetzen. Ein solch starker 
Staat wäre anfällig für autoritäre 
oder gar faschistische Neustruk-
turierung. Und wahrscheinlich 
würde auch die Ökologie bald in 
den Hintergrund geraten. In ei-
ner Gesellschaft, die nur funkti-
oniert, wenn die Menschen für 
Lohn arbeiten.

So wird die Politik sich 
durchsetzen, die gute Konsum-
möglichkeiten bietet. Das legt 
Politiker*innen nah, vor allem 
auf gute wirtschaftliche Rah-
menbedingungen zu achten – 
um diese Politik dann grün an-
zupinseln. Ein starker Weltstaat 
würde wohl kaum ökologische, 
vor allem aber keine demokra-
tisch-emanzipatorische Politik 
machen. Dafür wäre er in sei-
ner Macht zu unabhängig von 
uns und zu abhängig von der 
Wirtschaft.

Also müssen wir mutig genug 
sein, um zu sagen: Wir brauchen 
eine neue Gesellschaftsform. 
Wir müssen die Bedingungen, 
unter denen wir handeln, grund-
legend verändern. Und das kön-
nen wir. Denn auch diese Bedin-
gungen, die uns so natürlich er-

scheinen, sind mensch gemacht. 
Und veränderbar.

Doch wie könnte eine politi-
sche Praxis aussehen, die nicht 
nur versucht, die Regierung zu 
zwingen, ein winziges Stück-
chen auf uns zu zugehen?

Eine neue Gesellschaft fällt 
nicht vom Himmel. Sie ent-
steht im Alten, aus den Wider-
sprüchen, Rissen und Ritzen, in 
denen das Leben lustvoll rebel-
liert. Sie schlummert als Keim-
form in dem, was wir alltäglich 
leben.

Transformation lässt sich we-
der als ein Marsch durch die In-
stitutionen vorstellen, weil bei 
dem letztendlich nichts grund-
legend anderes herauskommen 
kann, noch wie eine Eroberung 
der politischen Macht und einer 
Umstrukturierung von oben, 
weil die Aufgabe nicht ist, den 
Staat zu verändern, sondern Au-
torität durch Demokratie zu er-
setzen.

Stattdessen geht es darum, in 
unseren Kämpfen und darüber 
hinaus das herauszubilden und 
zu betonen, was eine neue Ge-
sellschaft ausmachen könnte. 
Unsere Bewegung weiter jen-
seits von Markt und staatlicher 
Autorität organisieren. Com-
mons und solidarische Bezie-
hungen aufbauen, füreinander 
sorgen, während wir miteinan-
der kämpfen.

Um dann im richtigen Mo-
ment, im Kairos der Verän-
derung, diese Praxen auf den 
gesamten gesellschaftlichen 
Raum auszuweiten.

Dieser Systemwandel ist nicht 
nur das, was uns die Möglich-
keit gibt, die Klimakrise aufzu-
halten. Sondern er ist auch un-
sere Chance auf ein gutes Leben 
für alle.

Marktwirtschaft, die alles in Konkurrenz stellt, ist keine gute Grundlage für große 
Veränderungen. Aber was sonst? Ein Plädoyer für eine ganz neue Gesellschaftsform

Was, wenn wir  
das Klima nicht  
im Kapitalismus 
retten können?

Die Forderung 
hängt in der 
Luft. Jetzt geht 
es darum, sie 
konkret zu 
machen
Foto: Gina M. 
Randazzo/
ZUMA/imago

Eine neue 
Gesellschaft 
entsteht aus den 
Widersprüchen, 
Rissen und 
Ritzen, in denen 
das Leben 
lustvoll 
rebelliert

Fiji, 1909-2019 
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Die Zahl

16,1 
Menschen sind schon heute wegen 
Extremwetterereignissen auf der Flucht. 
19 Prozent der Landfläche könnten in den 
kommenden Jahrzehnten zu heiß für 
menschliches Leben sein, wenn die 
Industriestaaten nicht radikal umsteuern. 
Betroffen davon sind alle Kontinente 
außer Nordamerika und Europa. Dabei 
tragen gerade deren Länder seit der 
Kolonialzeit die größte Klimaschuld.
Während die EU noch immer gut 10 
Prozent der globalen CO2-Emissionen 
verursacht, schottet sie ihre 
Außengrenzen immer weiter ab. Mit 
„Abschiebe-Patenschaften“ und der 
neuen Regelung, Asylanträge direkt an 
den Außengrenzen zu bearbeiten, 
verschärft sie jetzt ihre rassistische 
Migrationspolitik. Wir brauchen kein 
„neues Gleichgewicht zwischen 
Verantwortung und Solidarität“, wie 
EU-Kommissarin von der Leyen sagte, 
sondern globale Verantwortung und 
antinationale Solidarität!

Millionen 

GrünerWasserstoff
aus Russland

„Um den zukünftigen Bedarf zu decken, wird der über-
wiegende Teil der Wasserstoffnachfrage, aber importiert
werden müssen und kann nicht nur mit der lokalen
Erzeugung von grünemWasserstoff bedient werden“.
So ist es in der NationalenWasserstoffstrategie festgehalten,
die die Bundesregierung 2020 veröffentlichte.
Die neue Erdgas-Pipeline Nord Stream 2, für mindestens
50 Jahre Betriebsdauer ausgelegt, wird für grüne Energie
dringend gebraucht. Denn eine zentrale Rolle für die künf-
tige Energiewirtschaft ohne klimaschädliches Kohlendioxid
(CO2) wirdWasserstoffgas spielen.
Es hat pro Kilogramm dreimal größeren Energiegehalt als
Erdöl oder Erdgas. Wasserstoff erlaubt die Direktumwand-
lung in elektrischen Strom, in sogenannten Brennstoffzellen.
Mit dieser Technik löst sich das Dilemma der Batterieautos
mit deren unbefriedigenden Ladedauern und Reichweiten.
Woher importieren? Solare Wasserstoffanlagen in Marokko
sind im Vorbereitung, dazu eine Flotte von Tankschiffen. Sie
soll den grünen Wasserstoff in die EU bringen, um den Preis
erheblicher Energieverluste durch diesen Transport. Die Na-
tionaleWasserstoffstrategie erwähnt aber auch die viel näher
liegende Technik: Seit Jahrzehnten bezieht Deutschland den
größten Teil seiner Energie über Pipelines, hauptsächlich aus
Russland, Norwegen, den Niederlanden und England. Das
Problem dabei: Der Klimaschutz macht in naher Zukunft ge-
nau diese Brennstoffe unverkäuflich, egal,woher sie kommen.
Russland hat große Potentiale für grüne Energien, weit
mehr als die gesamte EU. Die Hälfte Russlands istWald, eine
Quelle für Biomasse. Riesige Flächen eignen sich für Solar
und Windstromparks, für die Produktion grüner Energieträ-
ger, an erster StelleWasserstoff. Und Russland ist auf Einnah-
men aus Energieexporten angewiesen.
Die leistungsfähigste betriebssichere Pipeline für den Gas-
transport aus Russland nach Deutschland ist Nord Stream 1,
2012 fertiggestellt. Parallel dazu verläuft die strittige neue
Pipeline Nord Stream 2 durch die Ostsee und wird, wenn sie
– hoffentlich – zu Ende 2020 fertig ist, noch einmal dieselbe
Transportleistung hinzufügen. Beide Erdgas-Pipelines sind
technisch ebensogut geeignet,Wasserstoff durchzuleiten.
Aber bei der Durchflussleistung spielt dann doch die Physik
einen Streich: Wasserstoff enthält zwar pro Kilogramm die
3-fache Energiemengewie Erdgas. AberWasserstoff ist 8-mal
leichter als Erdgas. Das bedeutet: Bei gleichem Betriebsdruck
ist der Energiestrom durch dieselbe Pipeline bei Wasserstoff
nur (3/8 =) ungefähr ein Drittel so groß wie bei Erdgas. Um
also für die Wasserstoffzukunft den gleichen Energiestrom
zu bekommen, wie ihn heute nur allein Nord Stream 1 für
Erdgas bietet, muss nicht nur Nord Stream 2 gebaut werden,
sondern es braucht zusätzlich noch eine „Nord Stream 3“!
Nicht zu vergessen:Mit demWasserstoff aus Russland lässt
sich die Energiewende zum Gemeinschaftsprojekt einer ge-
samteuropäischen Friedensordnung machen.
Dr.-Ing. JoachimWernicke, Physiker, 14167 Berlin
Hildegard von Meier, Frauen für Frieden und Ökologie
Für weitere Angaben zu grünemWasserstoff
aus Russland: https://docdro.id/USHIL11



Von Selma Lewerenz

J
ährlich werden 
weltweit 1,3 Mil liar­
den Tonnen Nah­
rungsmittel wegge­
schmissen, etwa ein 
Drittel der Produk­

tion. Diese Verschwendung stellt 
uns vor ein menschengemach­

tes Desaster mit weitreichenden 
sozioökologischen Folgen. Doch 
wie so oft sind es nicht die Ver­
ursacherländer selbst, die diese 
Auswirkungen am deutlichsten 
zu spüren bekommen.

So liegen laut der Welthun­
gerhilfe mittlerweile zwei Drit­

tel der Ackerflächen, die für die 
Ernährung deutscher Ver brau­
cher*innen benötigt werden, 
im Ausland. Die Produktion von 
Lebensmitteln, die letzten En­
des im Müll landen, verschwen­
det dabei im großen Stil wichtige 
Ressourcen wie Energie, Wasser 
und Ackerflächen. So werden 
allein 30 Prozent der global ver­
fügbaren Ackerflächen sinnlos 
bewirtschaftet, weil auf ihnen 
ungenutzte Nahrungsmittel pro­
duziert werden. Je knapper die 
Anbauflächen in den Produk­
tionsländern für die Einheimi­
schen selbst werden, desto hö­
her werden die lokalen Lebens­
mittelpreise – Menschen des 
Globalen Südens treibt das un­
ter anderem zunehmend in Ar­
mut und Hunger.

Zudem sind gerade diese Län­
der stark vom Klimawandel be­
troffen. Auch die Nahrungsmit­
telverschwendung trägt hier 
ihren Teil dazu bei: Rund 10 Pro­
zent der Treibhausgase, die rei­
che Länder ausstoßen, haben ih­
ren Ursprung in nicht genutzten 
Lebensmitteln. Dabei gehen Ex­
perten davon aus, dass zwei Drit­
tel dieser Lebensmittel noch ge­
nießbar sind. Mit dieser Menge 
könnte man nach Zahlen der 
FAO von 2014 rund 2 Milliarden 
Menschen ernähren. Mit weni­
ger Verschwendung könnten 
wir also eigentlich die weltweit 
821 Millionen Hungernden ver­
sorgen und den Hunger aus der 
Welt verbannen.

Doch warum nur „eigent­
lich“? Wer schmeißt wo und wa­
rum essbare Lebensmittel weg? 
Entlang der gesamten Wert­
schöpfungskette gibt es zahlrei­
che Gründe, warum Lebensmit­
tel entsorgt werden. Schon auf 
dem Acker werden Lebensmit­
tel, deren Form oder Farbe von 
den strengen Anforderungen 

der Abnehmenden abweichen, 
aussortiert. Der Anspruch, über­
all und immer alles im Überfluss 
zur Verfügung zu haben, führt 
letztlich zu permanenter Über­
produktion. Folglich füllen sich 
die Supermarktmülltonnen mit 
Broten vom Vortag oder unver­
sehrten Produkten, die mehr 
oder weniger bald das Mindest­
haltbarkeitsdatum erreichen. Es 
heißt, perfekt zu sein, um in die­
sem so unperfekten Lebensmit­
telsystem nicht vorschnell aus­
sortiert zu werden.

Um globale Herausforderun­
gen von Hungersnot bis Klima­
krise bekämpfen zu können, be­
nötigen wir dringend ein kom­
plettes Umdenken entlang der 
gesamten Lebensmittelversor­
gungskette.

Wir alle sind dabei gefragt. Die 
strengen Handelsnormen müs­
sen weg von der Handelsqualität 
hin zu einer Ernährungsqualität. 
In der Politik müssen endlich 
rechtliche Maßnahmen gegen 
die Verschwendung eingeleitet 
werden. Wie in Frankreich soll­
ten Supermärkte hierzulande 
übrig Gebliebenes spenden 
müssen und Lebensmittelver­
schwendung geldstraflich ge­
ahndet werden. Und auch wir 
Ver braucher*innen sollten un­
sere bisherigen Ansprüche über­
denken und überlegen, wo wir 
in unseren eigenen Küchen Le­
bensmittelwegwurf vermeiden 
können.

Lebensmittelverschwendung: 
Warum Eisberge schmelzen und 
800 Millionen Menschen hungern

Nicht 
perfekt? 

Weg 
damit!

Von Franziska Müller  
und Anne Löscher

Z
wischen 2012 und 2018 
ist der Markt für grüne 
Investmentfonds, Wert­
papiere und Aktien aus 

dem Nichts auf 200 Milliarden 
US­Dollar gewachsen. Institutio­
nen wie die Weltbank, die Kredit­
anstalt für Wiederaufbau oder das 
Entwicklungsprogramm der Ver­
einten Nationen versuchen über 
„De­risking“­Programme, grünes 
Kapital in den Globalen Süden zu 
locken. 

Um Investitionsrisiken wie 
Wechselkursschwankungen, man­
gelnde Kaufkraft oder soziale Un­
ruhen zu kompensieren, bieten 
De­risking­Programme Investo­
renschutzabkommen und Risi­
kobürgschaften. Hier verpflichten 

sich die Empfängerstaaten dazu, 
die Investitionen über öffentliche 
Garantien und Zuschüsse zu „de­
risken“. De­risking, oder Risikore­
duzierung, ist ein irreführender 
Begriff – hier wird nicht Risiko re­
duziert, sondern zur öffentlichen 
Hand verschoben.

Zu den Staaten, in denen De­
risking­Programme den Zugang 
zum Energiemarkt sichern, ge­
hören Sambia und Uganda. Hier 
expandieren erneuerbare Ener­
gien auf Kosten politischer Ent­
scheidungsspielräume und loka­
ler Unternehmen. Bei sambischen 
Energieauktionen konnten sich 
nur Unternehmen mit einem Jah­
resumsatz über 25 Millionen US­
Dollar bewerben, folglich nur aus­
ländische Firmen. Auf der Strecke 
bleiben Energiepolitiken, die auf 
Technologietransfer, grüne Ar­

beitsplätze oder Ausbildungspro­
gramme setzen.

Andere Beispiele für De­ris­
king­Klauseln sind Mindestein­
speisevergütungen oder die Ver­
pflichtung, Fonds zur Wechsel­
kursstabilisierung zu halten. Um 
die Zahlung von anfallenden Kos­
ten der Regierungen an Investo­
ren sicherzustellen, werden bei 
Vertragsabschluss Fonds bei ex­
ternen Vermögensverwaltern 
angelegt oder Steuereinkommen 
verpfändet. Das heißt, dass das 
ohnehin karge Staatsbudget re­
duziert wird und nicht mehr bei­
spielsweise für öffentlich finan­
zierte grüne Investitions­ und 
Sozialleistungen zur Verfügung 
steht. Oder in anderen Worten: Ri­
siko bleibt öffentlich, Profit privat.

Regierungen lassen sich den­
noch auf De­risking ein, weil in 

internationalen Handels­ und 
Schuldverträgen nur „harte“ Wäh­
rungen wie US­Dollar, Euro und 
Co akzeptiert werden. Um den­
noch etwa grüne Infrastruktur­
projekte bezahlen zu können, sind 
Länder des Globalen Südens seit 
den 1990er Jahren zunehmend 
auf Finanzmärkte angewiesen. 
Erlöse aus Rohstoffen – wegen 
kolonialer Kontinuitäten Haupt­
exporte des Globalen Südens – 
reichen angesichts hoher Preis­
schwankungen und langfristig 
fallender Preise nicht aus. Doch 
die marktbasierte Finanzierung 
schafft neue Abhängigkeiten: Sie 
erfordert ein permanentes Be­
kenntnis zur Liberalisierungs­
agenda, Zahlungsbereitschaft und 
ein offenes Ohr gegenüber Inves­
toreninteressen. Dies zementiert 
globale Ungleichheit.

Namibia, 1901-2019   
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Im deutschen Biomüll: noch gute und vergammelnde Früchte ohne Unterschied weggeworfen   Foto: Weingartner/CHROMORANGE/imago

30 Prozent der 
global verfügbaren 
Ackerflächen 
werden sinnlos 
bewirtschaftet

Spitzenreiter in der Verstromung von Wind, 
Sonne und Erdwärme sind vor allem Länder 

des Globalen Südens. Jedoch: In den 
Finanzierungsverträgen dieser 

Infrastrukturprojekte sind Klauseln enthalten, 
die öffentliche Gelder zur Sicherung von 

Investorenprofiten zweckentfremden

Der grüne Knebel – 
wie Investoren­

interessen die 
Energiewende im 

Globalen Süden 
dominieren
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Der Aufstieg der autoritären Parteien zeigt, dass es wieder Bedarf an Führern

gibt. Die Frage ist, wie zeitgemäße liberaldemokratische Leadership aussieht,

die Krisen nicht eskaliert, sondern politisch bearbeitet?

Mit der Unternehmensführerin Marie-Luise Wolff (entega), der Schriftstellerin Sibylle Berg,

der Schauspielerin Katja Riemann, der Publizistin Samira El Ouassil, der Historikerin Hedwig Richter,

der Politikerin Diana Kinnert, der Integrationsexpertin Bilkay Kadem – und natürlich Harald Welzer.

https://dl.taz.de/anzstat?url=http%3A%2F%2Ffuturzwei.taz.de%2F&eTag=2020-09-25&pub=taz&Typ=PDF&id=futurzwei_bln_280788
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Hey, Freitag, endlich Wochenende! Ich freu 
mich, nicht weil ich ausschlafen kann, sondern 
weil ich im Kiez-Gemüsegarten dran bin. Seit 
ich neun Stunden pro Woche arbeite, ist mein 
Alltag viel cooler geworden. Meistens arbeite 
ich online von zu Hause und kann mir das su-
per einteilen. Ich habe jetzt Zeit für soziale Pro-
jekte in der Kita oder bei der Bürgerenergie im 
Stadtviertel.
 

S
o könnte das Arbeiten in der Zu-
kunft aussehen, wenn wir die Ar-
beitszeit auf 9 Stunden pro Wo-
che kürzen. Das empfiehlt Phi-
lipp Frey in seiner Studie „The 
Ecological Limits of Work“. Denn 

mit dieser Wochenarbeitszeit könnte es uns 
gelingen, die Pariser Klimaziele einzuhalten. 
So hat es der Wissenschaftler vom Karlsruher 
Institut für Technologie ermittelt.

Klar können wir nicht von heute auf mor-
gen die Arbeitszeit so radikal kürzen. Aber 
in der Coronakrise haben wir erlebt, wie die 
Emissionen durch das veränderte Arbeiten 
gesunken sind. Könnte mehr Digitalisierung 
helfen, das Klima zu retten, weil mehr Men-
schen von zu Hause arbeiten? Steffen Lange 

vom Institut für ökologische Wirtschaftsfor-
schung sagt: Ja. Aber. Mehr Digitalisierung 
verbraucht mehr Strom, verursacht einen 
höheren Ressourcenverbrauch wegen der 
steigenden Zahl an Geräten. Derzeit gehen 
8 bis 10 Prozent des Stromverbrauchs und 5 

Prozent des CO2-Ausstoßes auf die Internet-
nutzung zurück. Solange der Strom nicht zu 
hundert Prozent aus erneuerbaren Energien 
kommt, kann die Digitalisierung nicht hel-
fen, die Pariser Klimaziele zu erreichen, sagt 
Steffen Lange.

Ohne eine Transformation der Gesellschaft 
und somit auch der Arbeit geht es nicht. Der 
Druck auf die Industrie ist ohnehin hoch, aber 

nicht nur wegen des Klimaschutzes. Branchen 
wie Energieversorger oder Automobilindus-
trie befinden sich mitten im Strukturwandel. 
Die IG Metall hat deshalb bereits ein Transfor-
mationskurzarbeitergeld und eine Vier-Tage-
Woche vorgeschlagen. Das Transformations-
geld könnte Beschäftigte sozial absichern – wie 
das Kurzarbeitergeld in der derzeitigen Coro-
nakrise. Gleichzeitig könnten sich Betroffene 
sich für andere Jobs weiterbilden.

Eine generelle Arbeitszeitverkürzung 
würde auch zu mehr „Beschäftigungsge-
rechtigkeit“ führen, sagt Margareta Steinrü-
cke. Sie hat viel zu Arbeitszeit geforscht und 
ist Mitglied in der Attac-AG „ArbeitFAIRtei-
len“. Durch die Verkürzung soll die Arbeit auf 
mehr Menschen verteilt werden. Finanziert 
werden könnte die Arbeitszeitverkürzung 
schrittweise durch Vermögens-, Erbschafts- 
und Bodenwertsteuer und Anhebung des 
Spitzensteuersatzes, schlägt Steinrücke unter 
anderem vor. Auch die Unternehmen müss-
ten ran: Seit den 80er Jahren sei die Lohn-
quote, der Anteil der Löhne am Bruttoinlands-
produkt (BIP), gegenüber dem Kapitalvermö-
gen gesunken, so Steinrücke.

Jetzt eine 30-Stunden-Woche bei vollem 

Lohnausgleich einzuführen, würde nur die 
Schieflage der vergangenen Jahre korrigie-
ren. Darin sind sich Margareta Steinrücke 
und Philipp Frey einig. Die bereinigte Lohn-
quote, gemessen am BIP, lag 2018 bei 56,7 Pro-
zent. Das ist weniger als 1970 mit 65,6 Prozent.

Mit einer Arbeitszeitverkürzung lässt sich 
aber nicht nur das Klima schützen, sondern 
auch Beschäftigungsgerechtigkeit herstellen. 
Erwerbsarbeit könnte so auf alle verteilt wer-
den, dass jeder die Chance eines existenzsi-
chernden Einkommens, Anerkennung, ge-
sellschaftliche Teilhabe und Einfluss hat, sagt 
die Arbeitszeitforscherin Steinrücke. Arbeit 
werde ohnehin wegen Digitalisierung und 
Automatisierung auf lange Sicht knapper.

Und noch eine gesellschaftlich wichtige 
Komponente wird durch Arbeitszeitverkür-
zung erreicht: Geschlechtergerechtigkeit. Die 
Verringerung von Erwerbsarbeitszeit ermög-
licht allen, mehr Haus- und Fürsorgearbeit, 
aber auch mehr soziale und ehrenamtliche 
Aufgaben zu übernehmen. Die Lebensquali-
tät aller würde sich radikal verändern. Letzt-
lich: Mit der Verkürzung der Erwerbsarbeits-
zeit schaffen wir auch den gesellschaftlichen 
Systemwechsel.

Seltener in der Firma 
bedeutet weniger Produktion, 
weniger Wachstum, weniger 
Vermögen – so die 
Lehrmeinung. Tatsächlich 
arbeiten viele, aber die sind 
nicht vermögend. Deshalb der 
Vorschlag: Die Arbeit 
reduzieren und verteilen, das 
Kapitalvermögen umverteilen 
und so am Ende das Klima 
schützen

Eine Frage der 
Umverteilung: Weniger 
arbeiten fürs Klima

Arbeitsfrei und 
Spaß dabei, 
völlig klimabe-
lastungsfrei   
Foto: Jeffery 
Erhunse/
Unsplash und 

Ohne eine 
Transformation der 
Gesellschaft und somit 
auch der Arbeit 
geht es nicht

Panama, 1901-2019   
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Von Kira Geadah  
und Linus Steinmetz

I
rgendwann wirst du dich nach deiner 
Schulzeit sehnen“, das kriegen wir oft 
gesagt – zusammen mit der Empfeh-
lung statt für unsere Zukunft freitags zu 

schwänzen, lieber die Schulzeit zu „genie-
ßen“. Und ja, vielleicht werden wir uns ir-
gendwann an diese Zeit zurücksehnen, aber 
bestimmt nicht weil es so interessant war, 
stundenlang einer Lehrkraft bei der Erklä-
rung mathematischer Graphen zuzuhören. 
Vielmehr werden wir uns erinnern, wie viel 
Zeit wir „damals“ noch hatten. Zeit, um die 
Kurve der Klimakrise in die -katastrophe 
noch abzuwenden.

Unser derzeitiges Schulsystem versteht 
sich primär als Produzent von hochquali-
fizierten Arbeitskräften für die Wirtschaft. 
Einzelne Lehrer*innen können noch so viel 
bewegen, der Schulalltag dreht sich dennoch 
um Konkurrenz und quantifizierbare Lern-
leistungen – um Noten und Punkte. Dabei 
können diese gar nicht objektiv verglichen 
werden. Die Leistungsmessung in Form von 
Massen an Klausuren und Präsentationen, 

wie sie alle halbe Jahr auf Schüler*innen zu-
kommen, beruht auf einer rückständigen 
Idee von Belohnung und Strafe.

Dazu kommt der Anspruch der Stoffre-
produktion zum richtigen Zeitpunkt, wel-
cher zur Folge hat, dass Schüler*innen nur 
noch für bestimmte Examen lernen und 

den Inhalten gegenüber eine immense 
Gleichgültigkeit entwickeln. So können sie 
das Verständnis komplexer Zusammen-
hänge, eigenständiges, kritisches Denken 
und Handeln nicht entfalten. Dabei ist es 
genau das, worauf es beim Kampf gegen 

die Klimakrise in Zukunft ankommen wird.
Während vorherige Generationen für 

eine schöne, sichere Zukunft für sich und 
die Folgegenerationen arbeiteten, sind wir 
die erste, für die eine Zukunft rein klima-
technisch nur schlechter werden kann. Die 
Schule prägt, wie keine andere Institution, 
die Identität einer Generation. Deshalb ist 
es jetzt an der Zeit, mutig voran zu schrei-
ten, bereits vorhandene Ansätze für ein 
zeitgemäßes Bildungssystem umzusetzen 
und hier der Klimakrise aktiv entgegenzu-
wirken.

Parteien, Politiker*innen und 
Entscheidungsträger*innen überbieten 
sich derzeit mit übermäßiger Vorsicht und 
konservativer Ideenlosigkeit, was unsere Zu-
kunft fundamental gefährdet. Deshalb set-
zen wir auf interessierte, kritisch denkende 
und engagierte junge Menschen. 

Die Klimakrise ist eine Jahrtausendkrise. 
Sie ist zu heftig, zu groß und zu dringlich, 
als dass Gleichgültigkeit, Bürokratie und 
alte Lehr- und Lernformen die Zukunft gan-
zer Generationen bestimmen dürfen. Wir 
brauchen Klimarevolutionen in der Schule 
– jetzt!

Yemen, 1901-2019
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Von David Luys

G
efahr! Die Menschen 
hierzulande leben 
unter einer omni-
präsenten Bedro-
hung! Das Grauen 
lauert hinter T-Shirts, 

Spülmittel oder Milch: Bloß nicht 
das Falsche kaufen! Bloß nicht mit-
schuld sein am Klimawandel!

An die Hand genommen 
werden die verunsicherten 
Konsument*innen reihenweise 
von Sachbüchern, Zeitschriften und 
Fernsehshows, in denen dem Bö-
sen auf den Grund gegangen wird: 
Was ist ethisch vertretbar, was darf 
konsumiert werden? Und so steu-
ern die Massen die Supermarktre-
gale an, bestens darüber informiert, 
wie hoch etwa der Wasserverbrauch 
bei der Produktion der Müsliverpa-
ckung im Detail war.

Was dahinter steckt, ist die Angst 
vor dem Klimawandel. Darüber 
steht in dieser Zeitung viel geschrie-
ben und ich trete uns Autor*innen 
wohl nicht zu nahe, wenn ich uns 
allen eine gewisse Verzweiflung at-
testiere. Wir wissen über die heran-
nahende Katastrophe und wer ein-
mal den Versuch unternommen 
hat, den eigenen CO2-Fußabdruck 
zu berechnen, weiß, zu welchen 
Schuldgefühlen das führen kann. 
Und weil wir am eigenen Konsum 
am leichtesten etwas ändern kön-
nen und es attraktiv ist, moralisch 
richtig zu handeln, geben wir uns 
als kritische Konsument*innen.

Und weil es noch attraktiver ist, 
anderen Menschen die eigene Un-
beflecktheit demonstrativ unter 
die Nase zu reiben, üben wir flei-
ßig Konsumkritik. Doch wer den 
Konsum kritisiert, die zugrundelie-
genden Verhältnisse aber unange-

tastet lässt, versagt sich jedem kri-
tischen Gedanken und wird letzt-
lich gar nichts verändern. Denn in 
einem System, das ewiges Wachs-
tum erzwingt, ist der private Kon-
sum nebensächlich.

Jetzt könnte man meinen, Öko, 
Bio, Fair Trade, all das sei unnöti-
ger Quatsch, weil wir damit effek-
tiv wenig ändern. Also kaufen wir 
weiter das Ein-Euro-Schnitzel und 
fühlen uns intellektuell überle-
gen, sobald wir diesen kritischen 
Konsument*innen die sieben ma-
gischen Worte entgegenhalten: „Es 
gibt kein richtiges Leben im fal-
schen“. Doch Theodor W. Adorno, 
der allzu oft auf dieses Zitat redu-
ziert wird, meinte damit nicht, dass 
erst in der befreiten Gesellschaft 
ethisch richtige Entscheidungen 
getroffen werden könnten. Es gibt 
eben falsch und weniger falsch, kli-
maschädlich und weniger klima-

schädlich. So spricht gar nichts ge-
gen bedachten Konsum und wer es 
sich leisten kann, auf Plastikverpa-
ckung zu verzichten, soll das bitte 
tun. Der Klimawandel ist mit Kon-
sumkritik nicht aufzuhalten, doch 
Ohnmacht angesichts der beste-
henden Verhältnisse ist noch kein 
Grund, in Zynismus zu verfallen 
und gedankenlos zu konsumieren.

Was also tun? Um dem Klima-
wandel etwas entgegenzusetzen, 
muss der Kapitalismus überwun-
den werden. Auf die Politik ist dabei 
kein Verlass, über den parlamenta-
rischen Weg lässt sich kein System 
überwinden. Das Wasser steht uns 
längst bis zum Hals. Was man tun 
kann, zeigen Klimagruppen wie 
Ende Gelände tagtäglich. Lasst uns 
den Systemwandel also selbst in die 
Hand nehmen! Und wer es sich leis-
ten kann, darf dabei gern fair ge-
handelte Kleidung tragen.

Wer einmal  
den Versuch 
unternommen hat, 
den eigenen CO2-
Fußabdruck zu 
berechnen, weiß,  
zu welchen 
Schuldgefühlen  
das führen kann

Die Schule kann  
wie keine andere 
vergleichbare 
Institution die 
Identität einer
ganzen Generation  
prägen

Es ist schön, 
sich moralisch 

überlegen zu 
fühlen. Aber ist 

es auch 
effektiv?

Foto: David 
Luys 

Können wir mit  
den richtigen 
Kaufentscheidungen  
die Welt verbessern? 
Oder brauchen wir doch 
einen allumfassenden 
Systemwandel?

Konsumkritik als Placebo

Die Klimarevolution 
beginnt in der Schule
Die Schule prägt wie keine andere Institution die Identität einer ganzen Generation.  
Doch  Entscheider*innen überbieten sich in konservativer Ideenlosigkeit
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Von Lukas Gress 

E
s ist September – im Jahr 
2035. Wir können heute sa-
gen: Wir haben es geschafft! 
Wir haben Deutschland kli-
maneutral gemacht. Wir 
haben das Schlimmste ab-

gewendet, weil wir unter 1,5 Grad Erd-
erhitzung geblieben sind. Aber das ist 
nicht alles. Wir mussten unsere Gesell-
schaft grundlegend neu denken – und 
wir haben die Chance ergriffen, sie ge-
rechter, demokratischer und offener 
zu machen.

Als 2019 erstmals millionenfach 
Menschen mit Fridays for Future auf 

die Straßen gegangen sind, wehrten 
sich die alten Kräfte in der Politik mit 
allem, was sie hatten. Eine Front aus 
Politiker*innen und Lobbyist*innen 
aus der fossilen Industrie hatten über 
Jahrzehnte ein System aufgebaut, das 
den Reichtum für einige wenige privi-
legierte Menschen immer größer wer-
den ließ, während die Allgemeinheit 
den Preis dafür zahlte. Als dann die Co-
ronapandemie über uns hinwegfegte, 
begriffen immer mehr, dass unser al-
tes System zerbrechlich war und unfä-
hig, den Bedürfnissen der Menschen zu 
begegnen, ohne unsere Lebensgrund-
lage zu gefährden. Wir begannen, den 
Status quo zu hinterfragen und so ent-
wickelte sich ein breiter gesellschaftli-
cher Diskurs, wie wir die Zukunft ge-
stalten wollen. Wir erarbeiteten einen 
klaren Plan – eine Vision für die Zu-
kunft – der leiten sollte. Mit dieser Vi-
sion wurde die Bewegung noch stärker 
und lauter. Wir machten jede Wahl zur 
Klimawahl, wählten 2021 einen pro-
gressiven, jungen und diversen Bun-
destag, der die Neuausrichtung unse-
res Landes in die Wege leitete.

Wir wiesen große Konzerne in ihre 
Schranken und formten eine Gesell-

schaft, die für alle Menschen da ist. 
Durch die klare Zielsetzung, beim wirt-
schaften die Menschenrechte zu erfül-
len und gleichzeitig unsere planetaren 
Grenzen einzuhalten, schufen wir ein 
System, das intelligent auf unsere Be-
dürfnisse reagiert und Gerechtigkeit 
schafft. Wir merkten dabei, dass wir 
die ganze Zeit genug gehabt hatten, es 
nur falsch und ungerecht verteilt hat-
ten. Heute muss kein Mensch mehr 
hungern – weder hier, noch sonst wo. 
Wir begannen, die Arbeit von Müttern, 
Lehrer*innen, Care-Arbeiter*innen und 
all den anderen sozialen Tätigkeiten 
wirklich wertzuschätzen. Heute dient 
die Wirtschaft uns – statt wir der Wirt-
schaft.

Wir reformierten auch unser demo-
kratisches System, sodass alle Men-
schen gleiche und weiterreichende 
Beteiligungsmöglichkeiten hatten. 
Mit Hilfe von Bürger*innenräten und 
der Digitalisierung haben wir die al-
ten Machtverhältnisse weitestgehend 
zurückgedrängt und echte Demokra-
tie geschaffen.

Nach dem Prinzip der Subsidiarität 
werden Probleme heute dort gelöst, wo 
sie Menschen betreffen. Dabei haben 

wir auch gemerkt, dass wir zusammen 
und solidarisch viel erfolgreicher und 
glücklicher sein können. Deshalb ist 
unsere Gesellschaft heute von einem 
tiefen Respekt für andere geprägt. Wir 
gestehen es jedem Menschen zu, sich 
frei zu entfalten und arbeiten gemein-
sam daran, alte rassistische, sexisti-
sche, homophobe, transphobe und 
sonst wie diskriminierende Macht-
strukturen abzubauen. In der Vielfalt 
liegt unsere Stärke.

Natürlich spielte die Klimakrise in 
dieser Zeit eine große Rolle. In Deutsch-
land forderten die Hitzesommer der 
2020er Jahre viele Tausende Tote. Ern-
ten fielen aus, Wälder vertrockneten, 
das Grundwasser wurde knapp. Welt-
weit sorgte die Klimakrise für viele 
Millionen Geflüchtete und Tote. Hier 
zeigten wir uns selbstverständlich so-

lidarisch und gingen unserer Verant-
wortung für die Klimakrise nicht län-
ger aus dem Weg. Viele Menschen ar-
beiten heute in der Wiederherstellung 
der Ökosysteme hier und in den Tei-
len der Welt, die noch viel stärker ge-
troffen wurden. So können wir uns hal-
ten, auch wenn es nicht immer einfach 
ist. Aber in Zeiten großer Bedrohung 
hat sich letztlich gezeigt, dass die Men-
schen zusammenrücken.

Blickt man heute zurück, muss man 
sagen: Zum Glück haben wir gehandelt. 
Erst, als wir schon fast in den Abgrund 
gerutscht waren, haben wir uns zusam-
mengerissen und eine neue Welt für 
alle Menschen geschaffen. Eine Welt, 
die fortschrittlich, gerecht und offen 
ist. Eine Welt, in der Kunst, Kultur und 
das Zwischenmenschliche wie nie zu-
vor florieren können. Weil wir erkannt 
haben, was wirklich zählt.

Vielleicht denkst du jetzt, das sind al-
les schöne Worte – unerreichbar. Aber 
ich sage dir: Wir können das zusam-
men schaffen. Wir brauchen nur den 
Mut, uns eine bessere Welt vorzustel-
len. Lass uns heute damit anfangen. 
Lass uns freitags für die Zukunft auf 
die Straße gehen!

Konnten wir schon 2035 
eine klimaneutrale, 
gerechte, demokratische 
und offene Gesellschaft 
erreichen? Ja, das war 
möglich. Ein Blick zurück 
aus der Zukunft

Zum Glück haben 
wir gehandelt

Das Einfache, 
das so schwer 
zu machen ist: 

Zusammen 
eine neue 

Zukunft 
erfinden 

Foto: My life 
through a 

lense/Unsplash 

Wir erarbeiteten einen 
klaren Plan – eine Vision 
für die Zukunft – der uns 
leiten sollte

Belarus, 1901-2019   
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B
ürger*innen sind 
die aktivsten 
Unterstützer*innen 
der Energiewende. 
Lange vor den 
Stromkonzernen 

haben sie den Ausbau der Er-
neuerbaren vorangetrieben. 
Doch obwohl die Mehrheit der 
Gesellschaft sich somit deut-
lich für einen ambitionierten 
Ausbau von erneuerbaren Ener-
gien ausspricht, liegen die Kli-
maziele der Bundesregierung 
noch in weiter Ferne. Wer ge-
nauer nachfragt, sieht: Es fehlt 
Schwung hinter der dezentra-
len Energiewende. Was aber 
hemmt den weiteren Ausbau 
der Bürgerenergie? Welche ge-
setzlichen Hindernisse erschwe-
ren die Nutzung, und was muss 
sich ändern, damit die vorhan-
denen Flächen genutzt werden 
können und die Energiewende 
vorankommt?

Mehr als ein Drittel der 
Eigentümer*innen von erneu-
erbaren Anlagen in Deutsch-
land sind bereits heute Privat-
personen. Das klingt viel, das 
Potenzial ist aber längst nicht 
ausgeschöpft. Wer einmal gese-
hen hat, wie viele Anträge nötig 
sind, um ein einziges Windrad 
in Betrieb zu nehmen, der lässt 
es ganz schnell wieder bleiben.

Dass der  bloße Beantra-
gungsaufwand zum Hindernis 
wird, ist  fatal. Denn ohne den 
deutlichen Ausbau von erneu-
erbaren Energien wird Deutsch-
land seine Klimaschutzziele 

nicht erreichen. Um die Ener-
giewende nachhaltig voranzu-
bringen, braucht es ein dezen-
trales, von Bürger*innen getra-
genes System. Bürgerenergie 
ist der Schlüssel für die Trans-
formation zu einem umweltbe-
wussten und sozialen System – 
getragen von Einzelpersonen, 
Genossenschaften, Hauseigen-
tümern, kleinen und mittleren 
Unternehmen oder durch von 
Kommunen getragenen Stadt-
werken.

Was es braucht, um die Ener-
giewende durch Bürgerenergie 
voranzubringen, sind entspre-
chende Rahmenbedingungen. 
So kann es nicht sein, dass die 
eigene Nutzung des selbst pro-
duzierten Stroms Umlagen, Ab-
gaben und Gebühren unterliegt. 
Kleine Bürgerenergieprojekte 
müssen von verpflichtenden 
Ausschreibungen freigestellt 
werden, um unbürokratisch 
voranzukommen. Erneuer-
bare-Energie-Gemeinschaften 
müssen so anerkannt werden, 
dass ihnen keine Nachteile ent-
stehen und Energy Sharing ge-
lingt. In den Bürger*innen liegt 
das größte Potenzial für die dy-
namische Entwicklung und 
die Stärkung der erneuerbaren 
Energien. Ihre aktive Partizipa-
tion muss endlich ermöglicht 
und genutzt werden!

Bürgerenergie Berlin
Während viele Dächer von Ein-
familienhäusern auf dem Land  
heute schon Solaranlagen tra-

gen, sieht es auf den Dächern 
Berlins und anderer Groß-
städte noch mau aus. Damit 
sich das ändert, arbeiten Chris-
toph Rinke und seine Mitstreite-
rInnen von der Genossenschaft 
BürgerEnergie Berlin an der ur-
banen Energiewende. Beispiels-
weise mit solaren Mieterstrom-
anlagen, die sie letztes Jahr auf 
den Dächern zweier Wohnkom-
plexe errichtet haben. Deren 
Bewohner*innen können nun 
günstigen Sonnenstrom vom 
eigenen Dach beziehen. „Mit 
unseren Mieterstromprojekten 

bringen wir die bürgereigene 
Energiewende in die Stadt“, sagt 
Rinke. Die Idee: „Wir produzie-
ren die Energie dort, wo sie ge-
braucht wird.“

Doch die gesetzlichen Regu-
lierungen machten es unnötig 
kompliziert, findet Rinke. Die 
Förderung nach dem Erneuer-
baren-Energie-Gesetz – der so-
genannte Mieterstromzuschlag 
– ist durch die Degression im 
EEG de facto ausgelaufen. Auch 
vorgeschriebene Messkonzepte 
bremsen die Genoss*innen im-

mer wieder aus. „Wirtschaftlich 
ist Mieterstrom kaum noch um-
setzbar. Eine Anhebung der För-
derung und eine bilanzielle Ver-
rechnung der Energie vom eige-
nen Dach wären eine spürbare 
Verbesserung“, so Rinke. Wenn 
es nach den Genoss*innen geht, 
hätten bald alle Berliner Miets-
häuser bürgereigene Solarkraft-
werke: „Jetzt ist die Politik am 
Zug!“

Energiegenossenschaft 
Starkenburg
Die Energiegenossenschaft 
Starkenburg eG aus dem süd-
hessischen Heppenheim hat 
in ihrer Region bereits sieben 
Windkraftprojekte mit hoher 
Beteiligung von Bürger*innen 
aufgebaut. Genossenschafts-
vorstand Micha Jost sagt: „Un-
ser Motto ist: Wer auf ein Wind-
rad schaut, der soll auch den 
Nutzen haben. Deshalb legen 
wir größten Wert darauf, dass 
Bürgerinnen und Bürger im 
Projektumfeld an den Wind-
parks finanziell über Genossen-
schaftsanteile beteiligt sind.“ So 
könne man den selbst erzeugten 
Strom auch über den Stromta-
rif der Dachgenossenschaft Bür-
gerwerke an Bürger*innen ver-
kaufen. Das helfe ungemein, die 
Akzeptanz vor Ort zu steigern: 
„Die Menschen identifizieren 
sich mit ‚ihrem‘ Windrad. Damit 
schließt sich der Kreislauf. Sau-
bererer Strom, sauber vermark-
tet und das alles auch noch in 
Bürgerhand.“

Von Dante Davis und Freddie Diallo

W
ährend in den letzten Jahren im-
mer mehr die Notwendigkeit von 
feministischen Perspektiven auf 
die Klimakrise anerkannt wird, 

werden queere Menschen, wie trans* oder in-
ter* Personen, oft vergessen. Dabei sind beson-
ders die Perspektiven von queeren Black, Indi-
genous und People of Color wichtig für die Kli-
magerechtigkeitsbewegung.

Das liegt nicht nur daran, dass alle Perspekti-
ven wichtig sind, um eine gerechte Gesellschaft 
zu erschaffen,  vor allem die bislang margina-
lisierten Perspektiven. Queere Perspektiven 
haben auch ein widerständiges Potenzial, da 
queere Menschen gesellschaftliche Normen 
hinterfragen.

Feministische Theorien betrachten oft die 
Rolle von Geschlecht in kapitalistischer Aus-
beutung: nämlich die Aufteilung in die männ-
liche, bezahlte Produktions- und die weibliche, 
kaum bezahlte Reproduktionsarbeit wie Haus-
halt, Pflege und Kindererziehung. Queere Men-
schen stellen diese Geschlechteraufteilung al-
leine durch ihre Existenz in Frage, da sie zum 
Beispiel nicht immer Frauen oder Männer 
sind beziehungsweise nicht in heterosexuel-
len Partnerschaften leben. Sie sind kapitalis-
tisch nicht so „verwertbar“ und darin steckt ihr 
widerständiges Potenzial.

Und sie sprengen die Heteronormativität. 
Dabei profitieren aber etwa weiße queere Men-
schen immer noch von Rassismus und rassis-
tischer Ausbeutung. Deshalb können wir be-
obachten, dass es auch queere Personen gibt, 
die die gesellschaftlichen Machstrukturen ak-
tiv unterstützen – wie zum Beispiel Jens Spahn 
oder Alice Weidel.

Queere Menschen, die in vielerlei Hinsicht 
marginalisiert sind, fallen oft aus der Gesell-
schaft heraus. Wenn Menschen strukturell aus-
geschlossen werden, durch Rassismus oder 
Klassismus, dann kann das bedeuten, dass sie 
besonders von den Wetterextremen des Klima-
wandels betroffen sind: LGBT-Jugendliche sind 
doppelt so oft obdachlos wie heterosexuelle. 
Es kann aber auch bedeuten, dass sie in ihren 
Communitys schon einmal üben, wie das Gute 
Leben für alle aussehen kann.

Wenn wir das Leben vieler queerer BIPoC be-
trachten, dann sehen wir, dass sie nicht nur dis-
kriminiert werden aufgrund ihrer sexuellen 
oder Geschlechtsidentität, sie erfahren auch 
Rassismus. Die Überschneidung und das Zu-
sammenwirken von verschiedenen Machtver-
hältnissen und Diskriminierungsformen wird 
Intersektionalität genannt. Queere BIPoC er-
leben nicht nur Rassismus in der Mainstream 
Gesellschaft, sondern auch in vermeintlich 
toleranten queeren Räumen. Laut einer Erhe-
bung eines britischen LGTBQI Verbandes 2018 
erlebten 51 Prozent der befragten BIPoC Ras-
sismus innerhalb der queeren Welt. Bei quee-
ren Schwarzen Menschen allein sind es 61 
Prozent. Queere BIPoC werden öfter fetischi-
siert und diversen Klischees zugeteilt. Dabei 
waren es mehrfach marginalisierte Personen 
wie Marsha P. Johnson, eine Schwarze trans* 
Frau und Sexarbeiterin, die für die Rechte al-
ler queeren Menschen gekämpft haben. Seit 
dem Mord an George Floyd und den wiederauf-
lebenden Diskussionen über Anti-Schwarzen 
Rassismus, wird auch darüber nachgedacht, in-
wiefern queere BIPoC, insbesondere trans* Per-
sonen innerhalb der Black-Lives-Matter-Bewe-
gung mitgedacht werden. Immer wieder erfah-
ren wir von der Ermordung Schwarzer trans* 
Personen – alleine in den USA 130 Personen seit 
2013! Daher braucht es dringend mehr antiras-
sistische Haltung innerhalb der LGBTQI+ Be-
wegung, damit queere Räume zu Safer Spaces 
für queere BIPoC werden können. Gleichzeitig 
fordern wir von der Klimagerechtigkeitsbewe-
gung mehr intersektionales Denken und das 
Mitdenken von Queers und BI_PoC nicht nur 
als Betroffene des Klimawandels, sondern auch 
als Mitstreiter_innen und Gestalter_innen ei-
ner gerechten Welt.

„Unser Motto ist:  
Wer auf ein Windrad 
schaut, der soll auch 
den Nutzen haben“
Micha Jost, Vorstand Energiege-
nossenschaft Starkenburg eG

In Starkenburg 
zeigt die 

Energiegenos-
senschaft, wie 
Bürgerenergie 

geht. Drei 
Windräder 

betreibt sie 
bereits direkt
Foto: Energie-

genossen-
schaft 

Starkenburg

Queere Menschen sprengen 
eingefahrene Wege und Normen 
und haben schon deshalb viel 
widerständiges Potenzial

Stonewall, Black 
Lives Matter und 
Ende Gelände – 
warum Kämpfe 
zusammen­
gedacht werden 
müssen

Von Marco Gütle und Friederike Treuer 

Auf die Dächer,  
fertig,  
stopp?
Bürgerenergie ist der Schlüssel für die Energiewende. Aber schon der bloße 
Beantragungsaufwand ist fatal, sodass das Potenzial nicht ausgeschöpft wird
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E
rlangen, Düsseldorf, 
Rheinland-Pfalz, 
Berlin, Köln, Kemp-
ten und Nottuln. In 
diesen und weiteren 
Städten, Gemeinden 

und Bundesländern wird auf 
den kommenden Wahlzetteln 
eine neue Partei oder Wahlliste 
zu finden sein. Nicht alle tra-
gen den Namen „Klimaliste“, 
doch sie alle verstehen sich als 
Teil einer Bewegung. Was treibt 
die Akteur*innen in diese Form 
der Politik? Wo liegt die erwar-
tete Wirksamkeit, und welche 
Reaktionen bekommen sie jetzt 
schon zu spüren?

Das Paris-Abkommen als poli-
tische Maxime: „Wir haben eine 
starke Notwendigkeit der Klima-
krise vor Augen.“ Dieser Dring-
lichkeit wird laut Maurice Con-
rad (Klimaliste Rheinland-Pfalz) 
aber aktuell von keinem politi-
schen Akteur mit angemessen-
den Angeboten begegnet. Dies 
wollen Klimalisten und ähnli-
che Zusammenschlüsse mit der-
selben minimalen politischen 
Forderung ändern: Die Einhal-
tung der 1,5°-Grenze und die Be-
rücksichtigung der Treibhaus-
gasbudgets des Pariser Klima-
abkommens muss als Maxime 
jedes politischen Handelns gel-
ten.

Die verschiedenen Ver tre-
ter*in nen, mit denen ich ge-
sprochen habe, verstehen sich 
als Teil der globalen Klimage-
rechtigkeitsbewegung. Klima-
listen und Parteien werden als 
Möglichkeit verstanden, die Per-
spektiven der Bewegung und 
ihre Weltanschauung auf die 
Wahlzettel, in den Wahlkampf 

und die Parlamente zu bringen.
„Schon im Wahlkampf setzen 

wir das Thema Klima. Alle Teil-
nehmenden des Wahlkampfes 
müssen sich damit auseinan-
dersetzen – die müssen sich an 
dem Thema reiben, die müssen 
sich an uns reiben“, beschreibt 
Karim aus Erlangen die Wirkung 
der Klimalisten bereits im Vor-
feld der bayrischen Kommunal-
wahlen 2020.

Nicht mehr handzahm
„Viele, die schon in der Poli-
tik sind, finden es ein wenig 
frech“, stellt Greta aus Mainz 
(Klimaliste Rheinland-Pfalz) in 
Bezug auf die Reaktionen ande-
rer Parteien und Politiker*innen 
auf die Gründung der Klimaliste 
fest. „Die Klimaaktivist*innen, 
die vorher bei Fridays for Fu-
ture waren, sind auf einmal 
nicht mehr handzahm“, analy-
siert Maurice diese Reaktionen. 
Das Kokettieren und Verein-
nahmen der Bewegung sei mit 
einer Klimaliste, die zur Wahl 
steht, so nicht mehr möglich. 
Hierdurch entstehe eine neue 
Art von Druck auf die Parteien, 
der viele politische Strategien 
der letzten  Monate verwerfe. 
Gleichzeitig verschaffe man den 
Menschen in bestehenden Par-
teistrukturen Rückendeckung, 
die sich für einen angemesse-
nen Umgang mit der Notwen-
digkeit der Klimakrise einset-
zen, berichtet Celine (Klimaliste 
Düsseldorf).

„Wir möchten Entscheidungs-
prozesse öffentlich machen, 
wenn sie beginnen“, beschreibt 
Denise (radikal:klima) aus Ber-
lin einen der oft genannten 

„Schon im 
Wahlkampf setzen 
wir das Thema 
Klima. Alle 
Teilnehmenden 
müssen sich damit 
auseinander- 
setzen – die 
müssen sich an 
dem Thema 
reiben, die 
müssen sich an 
uns reiben“
Karim, Klimaliste Erlangen

In die Politik 
aus Notwehr
Die Politik und ihre Strukturen sind nicht nur Teil des Problems, 
sie sind das Problem. Was motiviert also Menschen aus der 
Klimagerechtigkeitsbewegung, für Parlamente zu kandidieren?
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Aktivist*innen 
protestieren im 
März 2019 im 
Bundestag für 
mehr Klima-
schutz   
Foto: Christian 
Mang 

Von Fátima González-Torres

Spätestens die Wirtschaftskrise von 2008 
hätte meine (privilegierten) zeitgenössi-
schen Millennials wachrütteln müssen. 

Das Narrativ des liberalen Kapitalismus war in 
eine Identitätskrise geraten, ebenso wie unsere 
unvollkommene Demokratie. Das Ideal der 
Menschenrechte schien an Kraft zu verlieren.

Schnell beklagte die Welt, es fehle ein Ge-
gennarrativ von „linker Seite“, was auch im-
mer das bedeutet. Unzählige Autor*innen und 
Filmemacher*innen schlugen Ideen vor, nicht 
zuletzt Bergmann in „Utopien für Realisten“, 
Gameau mit seinem Dokumentarfilm „2040“ 
oder Neubauer und Repenning in „Vom Ende 
der Klimakrise“. Das scheint aber vielen nicht 
genug zu sein.

Vor einigen Wochen saß ich auf einer Park-
bank mit einem guten Freund in unserer Hei-
matstadt in Madrid. Wir trugen beide eine 
Maske, wie es die jüngsten Maßnahmen gegen 
Sars-CoV-2 verlangten. Mein Kumpel kennt die 
genannten Werke bereits. Die nächsten zwei 
Stunden verbrachte er damit, Beweise zu fin-
den, warum die darin zum Ausdruck gebrach-
ten Ideen nicht funktionieren könnten. Zum 
Beispiel sei regenerative Landwirtschaft gut 
und logisch, sagte er, aber ohne eine Politik, 
die sie strukturell befördert – wozu das Ganze? 
Thunberg hat keinen Plan, sagte er. Ich verstehe 
die Dringlichkeit, aber was kommt nach dem 
Kapitalismus, was ist ihr Narrativ?

Als wir so auf der Bank saßen und ich nur 
sein halbes Gesicht sehen konnte, in einer Si-
tuation, die sich alles andere als gewohnt an-
fühlte, dämmerte es mir. Er hatte sich demas-
kiert: mein Kumpel ist ein Sleepy Millennial.

Sleepy Millennials sind vom Weckruf 2008 
nie komplett wach geworden. Manchmal äh-
neln sie den Boomern. Vielleicht weil wir lang-
sam älter werden oder weil die Finanzkrise da-
mals nicht alle gleich traf.

Liebe Sleepies, wenn die Coronakrise uns et-
was beigebracht hat, dann dies: Die Welt, unser 
Leben kann und wird sich in Zukunft dauernd 
ändern. In einem unvorhersehbaren Klima 
passieren unvorhersehbare Dinge. Das Klima 
wartet nicht, wir müssen handeln. Schlagt es 
nach im alten Geschichtsbuch – Narrative wer-
den immer im Hier und Jetzt geschrieben. Lasst 
die Menschenrechte euren Leitstern sein und 
fangt einfach an. Wir können nicht auf perfekt 
zusammengestellte Narrative warten. Unsere 
Ideale müssen wir uns täglich erkämpfen.

Greta, erinnerte ich meinen Kumpel, besitzt 
nun mal keinen Zauberstab. Die Ideen in die-
sen Werken waren als Denkanstöße gedacht. 
„Aber wo soll ich anfangen?“

Als Klima-Journalistin habe ich viele über-
forderte Menschen getroffen, die nicht wuss-
ten, wie sie sich selbst, ihren Familien und ih-
ren Gemeinschaften weiterhelfen sollten.

Saydou hat ohne einen einzigen Cent an-
gefangen, verwüstetes Land in Burkina Faso 
aufzuforsten und hat nun dutzende finanzi-
elle Unterstützer und über eine Million Bäume 
gepflanzt. Chima hat in ihrem von der Palmöl-
industrie beherrschten Dorf ein – dare I say 
– Gegennarrativ gewagt, durch eine Umwelt-
schule, in der sie Kindern die Vorteile von re-
generativer Landwirtschaft beibringt.

Neuerfindung. Das ist die neue Normali-
tät. Ich weiß, es ist unangenehm. Etwa so wie 
diese Masken.

An alle Sleepy 
Millennials: 

„Neuerfindung“ ist 
die neue 

Normalität

Ansatzpunkte: die Öffentlich-
keit politischer Entscheidungs-
prozesse. Es geht in den Gesprä-
chen um Transparenz und um 
die Kontrolle der Akteur*innen 
in Parlamenten als eine ent-
scheidende Motivation für die 
Menschen hinter den Klimalis-
ten und Parteien.

Die Aufgabe der gewählten 
Ver treter*innen sei es, „auf die 
historische Verantwortung hin-
zuweisen“, die Entscheidungen 

sichtbar zu machen, wo diese 
Verantwortung nicht beachtet 
wird, und sich hinter die Wis-
senschaft zu stellen.

Neben der politischen Ab-
grenzung zu bestehenden Par-
teien steht das Selbstverständ-
nis der Klimalisten, keine partei-
lichen Strukturen aufbauen zu 
wollen. Die politische Ermäch-
tigung, also die Aufstellung und 
Wahl der Listen-Kandidat*innen, 
soll möglichst nicht an die Struk-
turen geknüpft sein. „Jeder, der 
wollte, durfte bei uns mitma-
chen“, beschreibt Lukas von der 
Klimaliste Düsseldorf ihre Hal-
tung auch gegenüber Mitglie-
dern demokratischer Parteien 
und Gruppierungen.

Kein Zuhause
In den Gesprächen zeichnete 
sich ein Bild der bestehenden 
Parteien ab: Sie seien immer 
ein eigener politischer Raum. 
Als solcher förderten sie Kar-
rierezwänge auf der einen und 
Machterhaltungszwänge auf der 
anderen Seite und sie seien da-
durch weitestgehend geschützt 
vor der Wirksamkeit des außer-
parlamentarischen Drucks und 
wissenschaftlicher Fakten.

Die Weltanschauung der Kli-
magerechtigkeitsbewegung ist 
keine, die in einer parteiähnli-
chen Struktur ein Zuhause fin-
den könne, sondern ergibt sich 
aus der Realität der multiplen 
Krisen und bestehenden Unge-
rechtigkeiten. Lukas aus Düssel-
dorf nennt es in Bezug auf die 
Gefährdung des Planeten und 
menschlicher Lebensbedin-
gungen treffend: „Politik aus 
Notwehr.“

Von André Rösner
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Interview Lena Gärtner

Die heißen und trockenen ver-
gangenen Sommer zeigen 
enorme Auswirkungen auf un-
sere Wälder. Um sie zu erhalten 
und ihre Widerstandsfähigkeit 
zu erhöhen, organisiert das Berg-
waldprojekt e.V. seit 1991 ökolo-
gische Arbeitseinsätze im Wald, 
Moor und Offenland. Jährlich 
sind 3.000 Freiwillige beteiligt. 

Die Umweltorganisation Yeşil 
Çember (Türkisch für Grüner 
Kreis) aktiviert seit vielen Jah-
ren insbesondere türkischspra-
chige Menschen in Deutschland 
für den Umweltschutz und ver-
breitet nachhaltige Lebensstile. 
Sie setzt sich unter anderem mit 
niedrigschwelligen Aufklärungs-
materialien und Schulungen für 
eine Umweltbildung ein, die für 
alle zugänglich ist. 

Gülcan Nitsch und Martin La-
dach von den beiden Organisati-
onen erzählen über ihre Zusam-
menarbeit. 
taz: Wie umweltbewusst ist die 
türkische Community?

Gülcan Nitsch: Der Informa-
tionsbedarf ist sehr hoch, Kli-
maschutz wird zu wenig debat-
tiert. Wenn die Menschen aber 
durch unsere Angebote erfah-
ren, wie stark unsere Zukunft 
von unserem CO2-Fußabdruck 
abhängt und jede*r handeln 
muss, kommt es oft zu Verhal-
tensänderungen. Der ökologi-
sche Lebensstil wird anderen 
vorgelebt, und es wird über den 
Ernst der Lage diskutiert.

Wie ist eure Kooperation 
entstanden?

Martin Ladach: Das Bergwald-
projekt versteht sich als Platt-
form für alle, die aktiv Verant-
wortung für den Schutz der Öko-
systeme übernehmen möchten. 
Manche gesellschaftlichen 
Gruppen haben es offensicht-
lich leichter, auf die Plattform 
zu kommen – am Abbau der 
Hürden, die es zum Beispiel für 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund gibt, wollen wir arbei-
ten und benötigen dafür Unter-
stützung.

Nitsch: Ich wollte interkultu-
relle Erfahrungen ermöglichen.

Was habt ihr bereits durch-
geführt?

Gülcan Nitsch und Martin Ladach engagieren sich bei der Umweltorganisation  
Yeşil Çember und dem Bergwaldprojekt e.V. Gemeinsam pflanzen sie gesunde Wälder

„Unser Ziel sollte sein,  
alle migrantischen 
Communitys zu erreichen“

Zusammen 
anpacken: Hier 

werden 200 
Bäume 

gepflanzt
Foto: Barbara 

Ritzkowski

Marlene Ickert über  
Klimagerechtigkeit, Antirassismus  

und Queerfeminismus

Die Klimakrise macht nicht alle gleich, son-
dern verstärkt bestehende Ungleichheiten. 
Sozio-ökonomische Bedingungen beein-
flussen, ob wir uns an die Folgen der Klima-
krise anpassen können. Sexistische Struktu-
ren und koloniale Kontinuitäten schreiben 
Hierarchien fort und bestimmen darüber, 
wessen Lebensgrundlage wie stark bedroht 
ist. Was gilt als schützenswert und wessen 
Stimme findet Gehör?

Es gibt keine Klimagerechtigkeit ohne Ka-
pitalismuskritik, ohne Antirassismus und 
Queerfeminismus. Doch die Klimagerechtig-
keitsbewegung wird diesem Anspruch nicht 
ausreichend gerecht.

Die Realität von weißen, cis-männlich do-
minierten Räumen muss viel stärker reflek-
tiert werden. Dafür müssen wir intersek-
tional denken: Wir müssen verstehen, wie 
unterschiedliche Betroffenheiten zusam-
menhängen, einander überschneiden und 
auch widersprechen. Und wir müssen den 
Blick auf mögliche Sollbruchstellen des in-
tersektionalen Konzepts richten. Dann stel-
len sich Fragen, deren Nichtbeachtung das 
Potenzial von Intersektionalität zu unter-
graben droht.

Erstens: Werden alle Diskriminierungsfor-
men mitgedacht? Hier kann es zum Beispiel 
darum gehen, eine antisemitismuskritische 
Perspektive zu erarbeiten und eine Kapitalis-
muskritik zu formulieren, die nicht verkür-
zend und strukturell antisemitisch ist.

Zweitens: Wird die sozio-ökonomische 
Frage adressiert? Wird also bei der Analyse 
der Auswirkung von Billigfleisch auf das 
Klima auch einbezogen, wer sich welche Le-
bensmittel leisten kann? Mit anderen Wor-
ten: Wer das Privileg hat, in den Industrie-
ländern zu leben, hat nicht automatisch das 
Privileg, Biolebensmittel zu kaufen. Wenn das 
mitgedacht wird, ist Intersektionalität in der 
Lage, neben der Diversitäts- auch die Klassen-
perspektive mit einzubeziehen und diese ver-
meintlichen Gegensätze in einem verbinden-
den Narrativ aufzulösen.

Der Blick auf die Dimensionen der Kli-
maungerechtigkeit zeigt: Wir brauchen eine 
queere Politik der Vielfalt, die patriarchale 
und rassistische Wirklichkeiten angreift. 
Und wir brauchen eine Politik, die die so-
zio-ökonomische Ungleichheit in die Zange 
nimmt. „Tiefrot und radikal bunt“ eben, wie 
Julia Fritzsche im gleichnamigen Buch for-
dert. Die intersektionale Perspektive macht 
unmissverständlich klar, dass wir auf dem 
Weg in eine klimagerechte Welt nicht nur für 
wirklich grüne Klimapolitik kämpfen müs-
sen, sondern auch für tiefrote Transforma-
tion und radikal bunte Lebensformen. 

Eine total 
intersektionale 

Bewegung? 
Da geht 

noch was!

Gülcan Nitsch 
ist die geschäftsführende 
Gesellschafterin der Umwelt­
organisation Yeşil Çember 
(Türkisch für „Grüner Kreis“).
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tys in Deutschland zu erreichen 
– und das sind etwa 20 Prozent 
der Bevölkerung!

Ladach: Die Klimakrise kennt 
keine nationalen Grenzen; und 
sie zu bremsen, ist keine Auf-
gabe, die eine Gruppe alleine 
bewältigt. Insofern benötigen 
wir dringend alle Teile der Ge-
sellschaft.

Gibt es Herausforderungen? 
Nitsch: Wenn unterschiedli-

che Kulturen zusammenkom-
men, sind Hürden sicherlich 
normal. Wir lösen sie mit Of-
fenheit und im konstruktiven 
Dialog.

Wie geht’s weiter?
Nitsch: Im Oktober planen 

wir an einer Pflanzung im Harz 
teilzunehmen, im nächsten 
Jahr weitere Aktionen. Auch 
eine gemeinsame, zweispra-
chige Publikation zum Thema 
Wald ist als Wunsch vorhanden. 
Wo seht ihr euch in 10 Jahren?

Ladach: Es bleibt zu hoffen, 
dass es uns und den vielen an-
deren Aktiven im Klimaschutz 
gelingt, Begeisterung und Ini-
tiative für die notwendigen ge-
sellschaftlichen Veränderun-
gen zu schaffen und dass die 
politischen Rahmenbedingun-
gen für die Einhaltung der Kli-
maziele dann umgesetzt sind – 
anders ist kein Ende der nega-
tiven Entwicklungen bezüglich 
der Klimakatastrophe und da-
mit auch im Wald abzusehen.

Nitsch: Ich wünsche mir, dass 
wir noch viele Jahre zusammen-
arbeiten, weiterhin voneinan-
der lernen und uns unterstüt-
zen. Mein Herzenswunsch ist: 
Klimaschutz soll – spätestens – 
in 10 Jahren in der Verfassung 
verankert sein und oberste Pri-
orität auf allen Ebenen haben.

„Mit so vielen 
Menschen einen 
stabilen, 
zukünftigen 
Wald zu 
pflanzen, 
ermöglicht ein 
Gefühl von 
Selbstwirk-
samkeit“
Martin Ladach,  
Bergwaldprojekt e.V.

Martin Ladach
ist Diplompädagoge im 
Bergwaldprojekt e.V. und für 
Bildungsarbeit und dessen 
Waldschule zuständig.
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Ladach: 2019 war ich auf einer 
Führung eingeladen, die Yeşil 
Çember regelmäßig organi-
siert. In den brandenburgischen 
Wäldern haben wir die drama-
tischen Folgen der Klimakrise 
deutlich gesehen. Etwas später 
hat das Bergwaldprojekt in der 
Nähe mit 200 Freiwilligen ei-
nen Pflanztag durchgeführt. Da-
runter waren auch 20 Personen 
über Yeşil Çember angemeldet. 
Gemeinsam wurden an einem 
Tag 3.000 standortheimische 
Bäume für einen naturnahen 
Mischwald gepflanzt.

Nitsch: Außerdem haben wir 
Infomaterial zum Bergwaldpro-
jekt ins Türkische übersetzt, um 
die Community aktiv einzula-
den.

Wie hat sich das angefühlt?
Nitsch: Alle türkischen Teil-

nehmer*innen waren sehr an-
getan und können die nächste 
Aktion kaum erwarten. Ich fühle 
mich dadurch gestärkt. Unsere 
Zusammenarbeit ist eine große 
Bereicherung und gibt mir Hoff-
nung für die Zukunft.

Ladach: Solche Aktionen 
führen uns vor Augen, dass wir 
nicht alleine sind im Kampf ge-
gen die Klimakatastrophe: Mit 
so vielen Menschen aktiv zu sein 
und die Grundlagen für einen 
stabilen, zukünftigen Wald zu 
pflanzen, ermöglicht ein Gefühl 
von Selbstwirksamkeit. Wir bud-
deln zusammen im Waldboden, 
tauschen uns aus und empfin-
den große Freude über das ge-
meinsam Erreichte – ich kann 
mir kaum Schöneres vorstellen.

Wie wichtig ist es, alle gesell-
schaftlichen Teile beim Klima-
schutz einzubeziehen?

Nitsch: Unser Ziel sollte sein, 
alle migrantischen Communi-
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„Ende Gelände 
hat mir die Augen 
geöffnet“

Wir brauchen positive Visionen. Von ei-
ner Zukunft, die wir gemeinsam gestalten 
– und wenn alle mitmachen, schaffen wir 
das. Klar, jede*r mag ein Happy End. Hoff-
nung mobilisiert, Trauer und Verzweiflung 
lähmen. Wir müssen eine optimistische Be-
wegung sein, mit Fokus auf Lösungsmög-
lichkeiten oder eher noch: auf der Möglich-
keit von Lösungen.

Das ist auch gut und wichtig, doch es 
strengt an und erfordert emotionale Arbeit, 
diese positiven Impulse wieder und wieder 
nach außen zu tragen. Und nach innen hin 
ist selten die Zeit, auch über negative Ge-
fühle zu sprechen. Zu viel ist zu tun, zu pla-
nen, zu organisieren, angesichts dessen, was 
wir gerade verlieren. Wut, Angst und Ver-
zweiflung überrollen mich deshalb im Stil-

len, wenn ich allein bin. Meine Illustratio-
nen sind ein Versuch, dieses Chaos zu ent-
wirren und greifbarer zu machen. Und ein 
Gesprächsangebot für jene, denen es ähn-
lich geht. 

Denn wir müssen diesen Gefühlen einen 
kollektiven Raum geben, frei von Scham, 
wenn wir lernen wollen, als Gesellschaft 
mit ihnen umzugehen.  Anna Wolf

Raum zum Verzweifeln

Joanie 
Lemercier  

ist ein 
französischer 
Künstler und 
vor allem für 

seine Lichtpro-
jektionen 

international 
bekannt. Seit 

2015 befindet 
sich sein 
kreatives 
Studio in 

Brüssel. www.
joanielemer-

cier.com
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Klima-taz: Joanie, was war der Auslöser bei 
dir, dich mit der Klimakrise auseinanderzu-
setzen?

Joanie Lemercier: Die jungen Menschen und 
die Aktivisten von Ende Gelände haben im ver-
gangenen Jahr einfach gehandelt. In meinem 
bisherigen Leben, ich bin jetzt 37, wusste ich 
nicht, was ich tun kann. Ich habe geglaubt, mo-
natlich Greenpeace einen bestimmten Betrag 
zu überweisen, wäre schon das Beste. Als ich 
sah, wie die jungen Menschen hoch motiviert 
in den Tagebau hinuntergingen und zivilen 
Ungehorsam leisteten, habe ich gemerkt, dass 
ich genau das eigentlich schon mein ganzes Le-
ben lang hätte tun sollen. Tatsächlich habe ich 
aber im Vergleich dazu nichts von Bedeutung 
gemacht. Ich fühle mich deshalb sehr schuldig. 
Ehrlich gesagt, ich hatte keine Ahnung, dass der 
größte Kohletagebau Europas gerade mal zwei 
Stunden Fahrtzeit von Brüssel entfernt ist und 
von vier Kohlekraftwerken umringt wird, die 
so eine zerstörerische Auswirkung durch ihre 
Emissionen auf die Gesundheit haben. Das ist 
unglaublich! Ende Gelände hat mir die Augen 
geöffnet, welches Ausmaß an Zerstörung wir 
vor den Toren unserer Städte haben.

 Glaubst du, deine Kunst kann die Men-
schen bewegen, sich für den Klimaschutz 
einzusetzen?

Ich mache Visuals, Bildkunst. Anfangs war 
der Klimaaktivismus noch getrennt von mei-
ner künstlerischen Arbeit. Aber jetzt glaube 
ich, beides funktioniert sehr gut zusammen. 
Ich arbeite gerade an einem experimentellen 
Film über den Hambacher Forst, der auf dem 
Climate Camp in Aachen gezeigt wird. Diese 
Art der künstlerischen Auseinandersetzung 
bedeutet, in ständigem Austausch zu sein. Ich 
denke, es ist sehr wichtig, dass wir anfangen, 
wirklich miteinander zu sprechen. Der Ham-
bacher Tagebau ist auch deshalb interessant, 
weil du die dystopische Zukunft dort siehst. 
Du siehst, wie alles verschwunden ist. Im Ham-
bacher Forst gab es 140 Arten. Jetzt stirbt der 
Wald. Ich denke, die Jugend wird uns Vorhal-
tungen machen, warum wir nichts dagegen un-
ternommen haben. Ich gestehe, ich war egois-
tisch in Bezug auf meinen Energiekonsum. Ich 
habe mich nicht einmal gefragt, woher über-
haupt die Energie kommt, die ich verbrauche. 
Sie kommt aus den zerstörten Orten zwei Stun-
den von Brüssel entfernt.

Welche Möglichkeiten hat die Kunst, Men-
schen zum Handeln zu motivieren?

Ich glaube, dass Bild- und Fotokunst etwas 
sehr Starkes vermitteln können. Mit der Droh-
nen technologie und Laserprojektion können 
wir neue Dinge ausprobieren und neue Bil-
der erschaffen. Mit den Projektionen können 
wir vielleicht auch ein anderes Publikum er-
reichen, das die Ästhetik der Projektion mag. 
Sie lesen dann die Botschaften. Gefühle spielen 
bei der ganzen Sache eine große Rolle. Kunst 
vermittelt Gefühle, oft besser als andere Me-
dien. Ich hoffe, meine Kunst kann eine Bot-
schaft, eine Idee vermitteln. Ich fühle Ver-
wüstung oder Zerstörung, wenn ich die Rauch-
wolken über dem Rheinland aufsteigen sehe. 
Ich sehe mich selbst jetzt als Klimaaktivisten 
und arbeite mit anderen Visual künstler*in-
nen oder Ak tivist*in nen zusammen. Wer sich 
mir anschließen möchte, kann auf meine Web-
site gehen und sich bei mir melden. Es ist sehr 
wichtig, Gruppen zu finden, mit denen man 
gemeinsam aktiv sein kann. So schaffen wir 
neue Communitys. Interview: Kathy Ziegler

Wur, Angst und 
Verzweiflung 
können einen 
derzeit 
überrollen, 
doch das muss 
nicht so 
bleiben 
Illustrationen: 
Anna Wolf
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Ein Gespräch mit Joanie Lemercier, 
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Kann Musik es schaffen, die Menschen aus ihrer Lethargie zu reißen? In Hamburg 
versucht es die Band Helgen mit ihrem Album „Die Bredouille“. Keine einfache Aufgabe

Der Soundtrack 
der Klimakrise

Von Kathy Ziegler

S
eit Jahren warnen 
Forschende vor Kli-
makrise, massiver 
Umweltzerstörung 
und dem Verlust an 
Biodiversität. Doch 

Fakten allein scheinen die Men-
schen, zumindest viele, nicht 
zum Handeln zu bewegen. Was 
braucht es, damit wir uns ange-
sprochen fühlen und handeln, 
unser Bewusstsein und unser 
Verhalten verändern? Schafft 
es die Musik, indem sie unsere 
Emotionen anspricht und unser 
Herz bewegt?

Anfang August hat die Ham-
burger Band Helgen ihr Al-
bum „Die Bredouille“ veröf-
fentlicht. Die Single-Auskopp-
lung „Die Geigerzähler geigen“ 
geht scharf und humorvoll auf 
die Klimakrise ein. „Über die 
Klimakrise haben wir vorher 
nicht wirklich Songs gemacht. 
Es gab schon mal gesellschafts-

kritische Songs. Aber das Thema 
Klima ist bei uns in den letz-
ten zwei, drei Jahren ziemlich 
hochgekocht“, sagt Helge, der 
Songschreiber des Hamburger 
Trios. Zwar sind die Bandmit-
glieder regelmäßig bei Klima-
demos und haben auch bei ver-

schiedenen Friday-for-Future-
Demos in Hamburg gespielt, 
aber so etwas wie Bands for Fu-
ture, also eine Bewegung unter 
Mu siker*innen für den Klima-
schutz, kennt Helge nicht.

Bislang gibt es eine überschau-
bare Zahl an Künstler*innen, die 
in ihrer Musik die Klimakrise 

thematisieren. Helge glaubt, 
es liege daran, dass es gerade 
in Deutschland eine gewisse 
Angst gebe, sich zu positionie-
ren. Er findet es wichtig, dass die 
Künstler*innen zum Beispiel auf 
Social Media ihren Standpunkt 
klar machen und zeigen, was sie 
einkaufen, wie sie reisen und 
welche Gedanken sie sich da-
bei machen.

„Wenn wir vorankommen 
und sinnvolle Veränderungen 
bewirken wollten, müssen wir 
die andere Seite unseres Ge-
hirns einbeziehen. Wir müss-
ten das Problem mit unserer 
Vorstellungskraft angehen. Und 
die Menschen, die am besten ge-
eignet sind, uns dabei zu hel-
fen, sind die Musikerinnen und 
Künstler,“ sagt 350.org-Gründer 
Bill McKibben.

Immer wieder haben Mu si-
ker*innen versucht mit ihren 
Songs, die Menschen die Um-
weltzerstörung fühlen zu las-
sen wie 1963 Peter La Farge, der 

Von Jonathan Auer

S
olidarische Landwirt-
schaft in einem ur-
alten Bauernhof in 
Dortmund, eine gi-

gantische Kooperative in Ve-
nezuela, in der Zigtausende 
ohne Hierarchie füreinan-
der da sind, Geburtsvorberei-
tung und Sterben in liebevol-
ler Begleitung, ein Denknetz-
werk mit Expert*innen der 
Commons-Bewegung aus al-
ler Welt, eine Waldbesetzung 
oder der kraftvolle Protest im 
Rheinland für Klimagerech-
tigkeit. So verschieden diese 
Initiativen auch scheinen, sie 
alle verbindet etwas: eine Vi-
sion – und ein Film.

„Homo Communis – wir 
für alle“ porträtiert in hun-
dert Minuten Initiativen auf 
der ganzen Welt, die sich ein-
setzen für eine gerechte, so-
ziale, solidarische und selbst-
bestimmte Zukunft, für eine 
Welt jenseits von Markt und 
Staat. Der Film erzählt von 
Menschen, die den Mut ge-
funden haben, aufzuste-
hen, wo andere sitzen blei-
ben. Sie gehen einen eigenen 
Weg und schaffen Dinge, die 
man nicht für möglich ge-
halten hätte. Sie setzen sich 
durch und treten gemeinsam 
für den Wandel und eine so-
lidarische Gemeinschaft ein.

Dennoch ist „Homo Com-
munis“ kein Film, der mit er-
hobenem Zeigefinger die ein-
zig wahren Lösungen predigt 
oder die Antwort auf alle Fra-
gen bereitzuhalten glaubt. 
Eher schafft er es, Perspek-
tiven zu eröffnen und den 
Umschwung in seiner Viel-
schichtigkeit gut zu visuali-
sieren.

Regisseurin Carmen Eck-
hardt will mit ihren klaren, 
ruhigen Bildern dazu anre-
gen, „sich zu trauen, jenseits 
des eigenen Tellerrandes 
zu denken und zu schauen, 
Gleichgesinnte zu finden 
und einfach mal den eigenen 
Visionen in diese Richtung zu 
vertrauen, sich inspirieren zu 
lassen und Teil eines Gewe-
bes zu sein“. Und fügt hinzu: 
„Die dringlichste Vorausset-
zung, um ein solidarisches 
Miteinander zu schaffen, ist 
Klimagerechtigkeit.“

Durch Crowdfunding fi-
nanziert, soll der Film ab dem 
19. November 2020 in den 
deutschen (und internatio-
nalen) Kinos und auf Filmfes-
tivals laufen. Schon im Vorhi-
nein können Initiativen, Or-
ganisationen und Bündnisse 
den Film ausleihen. „Der Film 
ist graswurzelmäßig von un-
ten entstanden und so soll er 
auch in der Welt wirken“, sagt 
Eckhardt.

Weitere Informationen unter 
homocommunis.de

Es geht um 
Ermutigung: Der 
Graswurzel-Film 
„Homo Communis 
– wir für alle“ 

Eine Welt 
von 
morgen

Die Hamburger 
Band Helgen   
Foto: Joseph 
Ruben

Bands wie Coldplay 
gehen aus 
Klimaschutz-
gründen nicht mehr 
auf Tour

Die Menschen im 
Film gehen einen 
eigenen Weg und 
schaffen Dinge, 
die man nicht für 
möglich gehalten 
hätte
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Heut ist das Ende der Welt, das 
Wasser läuft über und die Luft ist 
weg. Es sind 90 Grad im Schat-
ten aus Staub, der die Sonne ver-
deckt. Und der Flug zum Mars, 
der geht heute nicht ab. Die Ra-
keten-Akkus sind alle, jetzt sitzen 
alle in der Falle.

Und die Geigerzähler geigen 
auf dem Gipfel der Atommüll-
kippe. Sag mal, musst du etwa 
weinen, oder ist das saurer Re-
gen auf deiner Oberlippe?

Heut ist das Ende der Welt, 
der Ausredenvorrat ist fast ver-
braucht. Es sind noch drei Sätze 
übrig, die kannst du dir einre-
den, bist du sie glaubst: Ich war 
das nicht. Ich kann da nichts für. 
Schuld sind die anderen, garan-
tiert.

Und die Geigerzähler geigen 
auf dem Gipfel der Atommüll-
kippe. Sag mal, musst du etwa 
weinen, oder ist das saurer Re-
gen auf deiner Oberlippe?“

„Wenn  
die Geiger­
zähler 
geigen“ 

mit dem Album „As Long as the 
Grass Shall Grow“ Songs über 
das Leid der indigenen Com-
munitys in den USA schrieb, 
oder Joni Mitchell, die 1970 von 
den Vögeln, Bienen und dem 
Unkrautvernichter DDT in „Big 
Yellow Taxi“ singt.

2007 fand ein weltweites 
Konzert fürs Klima statt, dass 
nacheinander auf jedem Kon-
tinent auf zentralen Bühnen 
mit vielen Musiker*innen ver-
anstaltet wurde. Schnell folgte 
Kritik an dem Ressourcenver-
brauch durch den Konzertma-
rathon, Bands wurden wegen 
ihrer Flugreisen angeprangert. 
Heute würde sich niemand 
mehr trauen, für den Klima-
schutz so ein Event zu machen. 
Bands wie Coldplay gehen aus 
Klimaschutzgründen nicht 
mehr auf Tour.

Einen Soundtrack der Klima-
bewegung oder den Klimasong, 
der die Menschheit aus ihrer Le-
thargie reißen würde, gibt es bis 
heute nicht. „Hurra, die Welt geht 
unter“ von K.I.Z. hätte zumin-
dest in Deutschland das Zeug da-
für, denkt Helge. Es scheint für 
viele Künstler*innen schwer zu 
sein, die Klimakrise in die Mu-
sik umzusetzen: „Niemand mag 
den Kerl auf der Party, der die 
ganze Zeit nur über schreckliche 
Sachen redet. Aber das bin ich“, 
sagt Amelia Meath vom Duo Syl-
van Esso. Sie macht coole Musik 
zum Hardcore-Thema wie 2018 
mit „PARAD(w/m)E“.

Schaut man sich die Klima-
songs verschiedener Bands an, 
fällt eines auf: alles keine Num-
ber-One-Hits. Selbst Billie Ei-
lish, international ein Star, hatte 
mit ihrem im September 2019 
 veröffentlichten Song „All the 
Good Girls Go to Hell“ mäßi-
gen Erfolg.

Musik und Klimakrise nennt 
Helge einen „Spagat zwischen 
der Kunst, die man macht, und 
dem gesellschaftlichen Thema.“ 
Ihn hat letztlich die Klimakrise 
so beschäftigt, dass er diese 
Kluft in die Musik übersetzt hat.

Bruno Kern entlarvt die Illusion,
dass die bloße Umstellung auf
erneuerbare Energien ausreicht.
Stattdessen plädiert er für einen
konsequenten Rückbau unserer
Industriegesellschaft und zeigt,
wie man diesen gestalten kann.

Rotpunktverlag.
www.rotpunktverlag.ch
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Die Zukunftskommission Landwirtschaft soll 
eine Vision für ein künftiges Agrarsystem 
erarbeiten. Der BUNDjugend-Sprecherin 
Myriam Rapior ist es dabei wichtig, 
wettbewerbsfähig zu bleiben und gleichzeitig 
Umweltziele zu erreichen

Interview Felix Domke

Klima-taz: Frau Rapior, Sie sind Teil der Zu-
kunftskommission Landwirtschaft. Was 
sind Ihre Erwartungen an die ZKL und wo-
für werden Sie sich einsetzen?

Myriam Rapior: Ich erwarte, dass die Kom-
mission mutig und visionär denkt, statt nur 
kosmetische Veränderungen zu diskutieren. 
Unter wissenschaftlicher Begleitung müssen 
die gesellschaftlichen Akteure eine Zukunfts-
vision für ein Agrarsystem erarbeiten, das 
strukturelle Probleme löst. Ich werde mich für 
eine sozial und ökologisch nachhaltige Land-
wirtschaft einsetzen, denn das Wirtschaften 
innerhalb planetarer Grenzen ist möglich.

Warum haben Sie sich zur Teilnahme ent-
schieden?

Wir als Jugendorganisation empfinden die 
Partizipation der Jugend als unheimlich wich-
tig. Junge Meinungen kommen häufig in po-
litischen Prozessen zu kurz. Die Gefahren des 
Klimawandels und des Biodiversitätsverlusts 
betreffen meine und zukünftige Generatio-
nen am meisten, daher haben wir auch ein 
Recht auf Mitsprache.

Was sind aus Sicht der jungen Genera-
tion die größten Herausforderungen in der 
Landwirtschaft?

Angesichts des bestehenden Wachstums-
zwangs im internationalen Handel wettbe-
werbsfähig zu bleiben und gleichzeitig Um-
weltziele zu erreichen. Wir müssen in allen 
wirtschaftlichen Bereichen, auch in der Land-
wirtschaft, zu einer verantwortungsvollen 
Nutzung natürlicher Ressourcen kommen. 

Das erreichen wir nicht, wenn wir auf im-
mer mehr Produktion, immer mehr Kon-
sum setzen.

Die Akteure der ZKL reichen vom Bauern-
verband bis hin zu Umweltverbänden und 
verfolgen unterschiedliche Interessen. Wie 
ist in einer solchen Konstellation eine kons-
truktive Diskussion und Einigung möglich?

Eigentlich müssten wir doch alle das glei-
che Ziel haben. Auch der Bauernverband 
möchte in Zukunft noch Erträge erzielen – 
das ist nur in einer intakten Umwelt mög-

lich. Ich möchte in der ZKL einen Konsens 
finden. Aber wenn wir dort bei Dingen, die 
für mich essenziell sind, wie das Bekenntnis 
zu den Pariser Klimazielen, nicht auf einen 
gemeinsamen Nenner kommen, dann brau-
che ich nicht weiterzudiskutieren.

Zivilgesellschaft und Wissenschaft for-
dern eine Verringerung der Tierbestände 
und einen geringeren Fleischkonsum, um 
Klima- und Nachhaltigkeitsziele zu errei-
chen. Ministerin Julia Klöckner verschließt 
davor bislang die Ohren. Werden Sie den 
„Elefanten im Raum“ zum Thema machen?

Wir fordern seit Jahrzehnten eine artge-
rechte Tierhaltung und eine Verringerung des 
Fleischkonsums. Wer über nachhaltige Land-
wirtschaft spricht, kommt an dem Thema si-
cher nicht einfach vorbei.

Rapio setzt 
sich für eine 
sozial und 
ökologisch 
nachhaltige 
Landwirtschaft 
ein  Foto: Jens 
Büttner/dpa

„Wir fordern seit Jahrzehnten 
eine artgerechte Tierhaltung 
und eine Verringerung des 
Fleischkonsums“

Heilt 
Wasserstoff 
das Klima?

Von Christiane Averbeck 
und Verena Graichen

E
in Mittel gegen alles 
Übel gibt es weder 
in der Medizin noch 
beim Klimaschutz. 

Dennoch wird häufig der 
Eindruck erweckt, Wasser-
stoff könnte die Lösung für 
alle klimapolitischen Prob-
leme sein. Doch so einfach 
ist es nicht. Die Liste an Ri-
siken und Nebenwirkungen 
ist lang.

Die Herstellung und Nut-
zung von Wasserstoff sind 
sehr ineffizient: Es werden 
gigantische Mengen er-
neuerbaren Stroms benö-
tigt ebenso wie Wasser und 
seltene Rohstoffe, etwa Iri-
dium für den Bau von Elek-

trolyseuren. Zudem gibt es 
für viele Anwendungsberei-
che deutlich bessere, weil 
ausgereiftere und effizien-
tere Alternativen. Darum 
ist Wasserstoff vielmehr ein 
Antibiotikum, das nur bei 
spezifischen Symptomen, 
hier der klimapolitischen Al-
ternativlosigkeit, eingesetzt 
werden darf. Dies gilt für 
die Stahl- und Grundstoff-
chemie-Herstellung sowie 
im Schiffs- und Flugverkehr.

Klimapolitisch ist klar, 
dass von Beginn an das rich-
tige Mittel eingesetzt wer-
den muss und nicht über-
gangsweise auf ein weniger 
wirksames mit chronischen 
Langzeitfolgen zurückge-
griffen werden sollte. Nur 
grüner Wasserstoff auf Basis 

100 Prozent zusätzlicher er-
neuerbarer Energien ist ziel-
führend. Übergangsweise 
auf CO2-reduzierten Wasser-
stoff auf Erdgasbasis zu set-
zen, verzögert die Genesung 
(Klimaneutralität) nur un-
nötig. Die Wasserstoffstra-
tegie muss sich an klimapo-
litischen Fortschritten mes-
sen lassen.

Zu guter Letzt ist es essen-
ziell, die benötigte Menge 
des Wundermittels zu ken-
nen und den Konsum ge-
sundheitsschädigender 
Produkte möglichst zu un-
terlassen. Leider liefert die 
Nationale Wasserstoffstra-
tegie hierzu nur grobe Eck-
pfeiler statt eine genaue Do-
sierung und Empfehlungen 
für einen suffizienten Le-

bensstil. Für erneuerbare 
Energien nennt die Strate-
gie unambitionierte Aus-
bauziele. Der aktuelle Ent-
wurf zur Überarbeitung des 
Erneuerbaren-Energien-Ge-
setzes unterminiert diese 
noch. Dies öffnet die Pforten 
für blauen Wasserstoff und 
erhöht die Importabhängig-
keit einer zukünftigen Was-
serstoffwirtschaft. 

Unsere Unfähigkeit, den 
Ausbau der Erneuerbaren 
zu beschleunigen, darf nicht 
dazu führen, dass im Kongo 
ein Riesenstaudamm ganze 
Dörfer und Ökosysteme zer-
stört, um Wasserstoff für den 
deutschen Markt zu produ-
zieren.

Gerade durch die Corona-
pandemie haben wir gelernt, 

wie anfällig globale Liefer-
ketten und eine hohe Impor-
tabhängigkeit sein können. 
Insoweit Wasserstoff ein glo-
bales Handelsgut wird, ist es 
vordringlich, ambitionierte 
Nachhaltigkeitsstandards 
und Herkunftsnachweise 
zu etablieren. Dafür werden 
wir uns im nationalen Was-
serstoffrat einsetzen.

Die Autorinnen wurden von 
der Bundesregierung in den 
nationalen Wasserstoffrat 
berufen.

Christiane Averbeck ist 
Geschäftsführerin der 
Klima-Allianz Deutschland
Verena Graichen ist 
stellvertretende Vorsitzende 
des BUND

Wasserstoff ist derzeit als 
angebliches Klimaschutz-
Wundermittel in aller Munde. 
Doch ähnlich wie bei 
Medikamenten darf zu den 
Risiken und Nebenwirkungen 
nicht geschwiegen werden

„Die Jugend hat 
ein Recht auf 
Mitsprache“

Myriam 
Rapior 
ist Sprecherin 
und Mitglied 
im Bundesvor-
stand der 
BUNDjugend. 
Für diesen 
sitzt sie im 
ZKL.

Die ZKL
Die Zukunftskommission Landwirtschaft 
wurde vom Bundeskabinett eingesetzt und 
soll gesellschaftlichen Konsens über den 
zukünftigen Kurs der Landwirtschaft errei-
chen. Ihr gehören 32 Vertreter*innen aus 
Landwirtschaft, Wirtschaft, Verbraucher- und 
Tierschutz, Umwelt und Wissenschaft an.
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Die Interessen der Industrie gelten in unserer kapitalistischen Welt mehr als Klimaschutz und Klimagerechtigkeit.  
Gruppen wie Ende Gelände in Berlin werden vom Verfassungsschutz kriminalisiert. Auf dem rechten Auge aber ist er blind

Von Ronja Weil

I
m Mai 2020 hat der Verfas-
sungsschutz Berlin die lo-
kale Ortsgruppe von Ende 
Gelände als linksextrem 
eingestuft. Daraufhin brach 
eine Debatte über Sinn und 

Unsinn der Behörde los. Macht 
der Verfassungsschutz, was der 
Name verspricht?

Die kurze Antwort darauf lau-
tet: nein. Die lange auch, aber 
mit deutlich mehr schockieren-
den Details.

Der Verfassungsschutz (VS) 
schreibt sich auf die Fahne, 
die freiheitlich demokrati-
sche Grundordnung (fdGO) 
zu schützen. Dass Schutz gute 
Gründe haben kann, leuchtet 
wahrscheinlich recht schnell 
ein, wenn man an rechte Ver-

netzungen innerhalb der Bun-
deswehr denkt, die sich bewaff-
net auf einen (politischen) Tag X 
vorbereiten. Allerdings sieht der 
VS die Bedrohung für die fdGO 
nicht (nur) bei Nazis, sondern 
eben auch in Klimagerechtig-
keitsgruppen wie Ende Gelände.

Das liegt an der theoretischen 
Basis des Verfassungsschutzes: 
der Extremismustheorie, von 
der die Hufeisentheorie eine 
der bekanntesten Ausarbei-
tungen ist. Hufeisen deswegen, 
weil der Theorie zufolge politi-
sche Meinungen in links, Mitte 
und rechts einzuteilen sind, wo-
bei die Mitte als klarer Orientie-
rungspunkt gilt, und die äuße-
ren Ränder nicht mehr inhalt-
lich zu sehen sind, sondern nur 
noch in ihren Extremen – wo-
durch sie sich annähern. Da-

Wen schützt eigentlich 
der Verfassungsschutz?

durch entsteht die Form eines 
Hufeisens und auch eine große 
Dummheit.

Mit der Hufeisentheorie wird 
gesagt, dass eine Ideologie, in 
der Menschen nach Hautfarbe 
hierarchisiert werden und die 
nationale Abgrenzung als Lö-
sung aller Probleme ansieht, 
Ähnlichkeiten mit einer Ideolo-
gie hat, die Gleichheit, Freiheit 
und ein gutes Leben für alle an-
strebt.

In der Praxis sieht das Ganze 
noch erschreckender aus. Man 
kann nur mutmaßen, ob die 
Morde des NSU erst ermöglicht 
wurden durch die Zuschüttung 
der rechten Szene mit Geldern 
durch V-Männer. 

Nur mutmaßen auch, weil 
der VS in manchen Bundeslän-
dern im Rahmen der Ermittlun-

gen die „Aktion Konfetti“ durch-
führte und den Großteil der Un-
terlagen zum NSU schredderte.

Die Geschehnisse rund um 
den NSU sind wahrscheinlich 
das schockierendste Beispiel 
von der Bedrohung, die der VS 
selbst für unsere Demokratie 
darstellt, allerdings zeigen Per-
sonen wie Hans-Georg Maaßen, 

der ehemalige Präsident des VS, 
dass der VS immer wieder durch 
rechte Strukturen und Meinun-
gen auffällt.

Der Kampf für Klimagerech-
tigkeit, der durch die Einstu-
fung als „linksextrem“ krimina-
lisiert wurde, und somit delegi-
timiert werden sollte, ist nicht 
extrem, sondern notwendig. In 
einer Zeit, in der täglich Hitze-
rekorde und neue Dürren ver-
kündet werden und in der der 
globale Norden systematisch 
seinen klimaschädlichen Le-
bensstil auf Kosten des globalen 
Südens auslebt, muss dafür ge-
kämpft werden, dass genau die-
ses System überwunden wird.

Ganz einfach deshalb, weil 
das wirtschaftliche System, in 
dem wir leben, auf Ausbeutung 
und unendlichen Wachstum be-

ruht, was mit unseren endlichen 
Ressourcen nicht möglich ist.

Diesen System Change, den 
die Bewegung fordert, als un-
demokratisch darzustellen, un-
terstellt nicht nur, dass Antika-
pitalismus auch antidemokra-
tisch wäre; sondern es ignoriert 
die zutiefst antidemokratischen 
Strukturen unserer kapitalisti-
schen Gesellschaft, in der Inte-
ressen von Konzernen (zum Bei-
spiel in der Kohleindustrie) über 
die der Bevölkerung gestellt wer-
den.

Diese intendierte Vermi-
schung von Kapitalismus und 
Demokratie kriminalisiert den 
Kampf für ein gutes Leben für 
alle, für ein solidarisches, nach-
haltiges und eben auch zutiefst 
demokratisches Zusammenle-
ben.

Aktivist*innen 
von Ende 
Gelände 
stürmen auf 
das Gelände 
des Braunkoh-
letagebaus 
Garzweiler
Foto: Christian 
Mang 

Der Kampf für 
Klimagerechtigkeit, 
der durch die Ein­
stufung als „linksex­
trem“ kriminalisiert 
wurde, ist notwendig

Wie wir über das Klima reden können
Wer einen sozialökologischen Wandel will, muss 
über das Klima reden können. Wir haben eine 
Klimawissenschaftlerin und eine Psychologin 
gefragt, welche Strategien hilfreich sind, welche 
Themen fehlen und wie sich die Klimakommuni-
kation verändert hat.

„Die Klimakrise ist eine soziale Krise“
Die Menschheit wird nicht aussterben. Das wirk-
liche Problem der Klimakrise ist die Verschärfung 
von sozialen Ungleichheiten. Bei einem Grad Er-
hitzung haben wir jetzt schon große Probleme. 
Deshalb ist das eine echte Krise und darum müs-
sen wir sie so behandeln. Es ist nicht, weil die Welt 
untergeht. Die Klimakrise ist eine soziale Krise, 
das fehlt mir in den Medien.

Trotzdem finde ich, dass sich die Berichterstat-
tung in Print und Online enorm verbessert hat. 
Es wurde früher überhaupt nie über die Klima-

krise gesprochen. Alles war immer Wetter und 
hatte nichts mit dem Klima zu tun. Das hat sich 
sehr dramatisch verändert. 

Jetzt wird die Frage gestellt, ob und auf welche 
Art Katastrophen wie die Feuer in Australien et-
was mit der Klimakrise zu tun haben. Das ist ein 
erster wichtiger Schritt.

Mich stimmt optimistisch, dass die Klimakrise 
„Krise“ genannt wird. Außerdem muss heutzu-
tage jedes Unternehmen, jede politische Partei 
einen Standpunkt zu ihr haben.

Ja, die Standpunkte sind in vielen Unterneh-
men und Parteien ziemlich unsinnig. Aber im-
merhin geht es nicht, dass sie gar keine Meinung 
dazu haben. Niemand kommt mehr um die Kli-
makrise drum rum. Protokoll: Jakob Lochner

Friederike Otto ist Physikerin, Philosophin und 
Klimawissenschaftlerin.

Die Sprache und wie in den Medien über die Klimakatastrophe kommuniziert wird, haben sich in den letzten Jahren sehr verändert
„Schuld, Wut und Angst sind  
aktivierende Emotionen“
Ich behaupte: Rein rationale Wissenschaftskom-
munikation funktioniert nicht. Menschen sind 
nun mal emotionale Wesen. Das ist aber nicht 
schlimm, denn Emotionen sind Bedürfnisanzei-
ger und liefern die Handlungsenergie, um uns 
um diese Bedürfnisse zu kümmern.

In der Klimakommunikation können wir ver-
suchen, bestimmte Emotionen eher auszulösen 
als andere. Trauer zum Beispiel ist eine sehr häu-
fig in Bezug auf die Klimakrise empfundene Emo-
tion. Doch wenn wir traurig sind, ziehen wir uns 
zurück und wollen am liebsten im Bett liegen und 
weinen. Es handelt sich um eine inaktivierende 
Emotion.

Aktivierende Emotionen sind Schuld, Wut oder 
Angst. Manche Menschen werden sehr davon mo-
tiviert, dass sie Katastrophenmeldungen sehen 

und denken: Das will ich nicht. Wenn wir also ehr-
lich kommunizieren, wie schlimm es schon ist, 
wird die Dringlichkeit der Klimakrise klar. Das 
halten die Menschen aber nur aus, wenn sie eine 
Perspektive haben. Deshalb sind auch positive 
Emotionen, wie Hoffnung und Zuversicht hilf-
reich: Sie verhindern, dass die Menschen in die 
Verdrängung gehen.

Um ihre Handlungsenergie dann in eine Rich-
tung leiten zu können, brauchen sie eine Vor-
stellung davon, wo wir hin wollen. Diese Vision 
nicht mitzukommunizieren, ist ein bisschen so, 
wie in ein Taxi zu steigen und zu sagen: „Fahren 
Sie mich nicht zum Hauptbahnhof.“ Dann weiß 
der Taxifahrer leider immer noch nicht, wo er 
hinfahren soll.

Katharina van Bronswijk ist Sprecherin der 
Psychologists/Psychotherapists for Future.



Von Lea Thin

E
ine neue, junge Klim-
abewegung feiert große 
mediale Erfolge und be-
stimmt die politische 
Agenda weltweit mit. 
Doch noch viel zu oft wer-

den Aktivist*innen ignoriert, diffa-
miert oder ihre Taten sogar geahn-
det. Wenn ziviler Ungehorsam an 
seine Grenzen stößt, hilft immer 
häufiger die Justiz – denn vor den 
Entscheidungen eines Gerichts kann 
sich der Staat nicht wegducken.

David gegen Goliath
Umweltjurist*innen sitzen heute mit 
am Tisch, wenn die Industrie ihre In-
teressen vertritt, und setzen sich für 
den Schutz des Planeten ein. Dabei 
zwingen sie die ganz Großen in die 
Knie: Sie haben der Greenwashing-
Kampagne des Ölriesen BP die Stirn 
geboten. Sie haben den letzten eu-
ropäischen Urwald, den Białowieża-
Nationalpark, gerettet. Und auch das 

Verbot von Plastikstrohhalmen in 
der EU ist ihnen zuzuschreiben.

Mit ihrem Knowhow helfen Um-
welt anwält*innen vor allem den-
jenigen, ihr Recht durchzusetzen, 
die sonst keine Chance gegen Groß-
konzerne und Regierungen hät-
ten. Etwa „Menschenrecht vor Berg-
recht“, ein Zusammenschluss von 
Anwohner*innen des Tagebaus Garz-
weiler: Die Landesregierung NRW 
erlaubt RWE trotz des „Kohleaus-
stiegs“, ihre Häuser für Braunkohle 
abzureißen. Statt sich so lange zu 
widersetzen, bis sie aus ihren Häu-
sern getragen werden, haben die An-
woh ner*innen eine Verfassungsbe-
schwerde gegen das Kohlegesetz ein-
gereicht – und sie haben damit gute 
Chancen, ihr Zuhause zu behalten.

Next-Level-Umweltaktivismus
Eine Organisation, die bei Umwelt-
rechten ganz genau hinsieht, ist 
ClientEarth. Was sich nach dröger 
Paragrafenreiterei anhört, kann 
schnell zum juristischen Krimi wer-

den. Um den Bau eines neuen Koh-
lekraftwerks zu verhindern, kauf-
ten die Umweltrechtler*innen Ak-
tien des polnischen Konzerns Enea 
und schickten damit ein trojani-
sches Pferd in dessen Aktionärs-
versammlung. Als frisch gebackene 

Anleger argumentierten sie vor Ge-
richt, dass ein Investment in Koh-
lekraft in Zeiten steigender CO2-
Preise und zunehmender Konkur-
renz durch erneuerbare Energien 
für sie als Aktionäre zu hohe finan-

zielle Risiken berge. Das Gericht er-
klärte daraufhin die Baupläne des 
Unternehmens für ungültig – und 
Enea entschied sich, Ostroleka C 
nicht als Kohlekraftwerk zu errich-
ten. Das ist nicht nur ein enormer 
Erfolg für die Umwelt, sondern auch 
„Next-Level-Umweltaktivismus“. Die 
Um welt anwält*innen haben das Sys-
tem von innen heraus geändert und 
geben mit dem Urteil Aktivist*innen 
ein effektives Mittel für ihren Wider-
stand an die Hand.

Law in Progress
Doch nicht immer ist der offizielle 
Gang vor Gericht von Erfolg gekrönt. 
Der BUND etwa kämpft seit zehn Jah-
ren gegen das neue Steinkohlekraft-
werk Datteln IV – und gewinnt einen 
Prozess nach dem anderen. Dennoch 
ging das Kraftwerk dieses Jahr in Be-
trieb. Das zeigt: Noch reichen unsere 
Umweltgesetze allein nicht aus, um 
eine drohende Klimakatastrophe zu 
stoppen. Und dann bleibt am Ende 
nur der Griff zum Transparent.

Ägypten, 1901-2019   
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Jurist*innen haben 
dem Greenwashing 
des Ölriesen BP die 
Stirn geboten. Sie 
haben den letzten 
europäischen Urwald, 
Białowieża, gerettet

„Aber es gibt auch Leute, 
die sagen, ich stehe nicht 
direkt für die Kohle, 
sondern für gute Arbeit“
Dominique Kühl, IG BCE

Hoffnung für 
die An woh­

ner*innen des 
Tagebaus 

Garzweiler: 
Verfassungs­

beschwerde 
gegen das 

Kohlegesetz 
Foto: 

Barbara 
Schnell

Sich mit juristischen Mitteln und Möglichkeiten auszukennen, ist ein Pfund für die 
Bewegung. Mit Paragrafenreiterei haben Umweltanwält*innen schon viel erreicht

Robe statt Transparent

A
ktivist*innen sind Menschen mit rei-
nem Gewissen und dreckigen Fü-
ßen. Verbissen widmen sie ihr Leben 
„der Sache“, statt einer richtigen Ar-

beit nachzugehen. Ihre Krätze bekämpfen sie 
mit veganem Teebaumöl, weshalb die Milben 
weiter im Wollpulli aus der Umsonstkiste kle-
ben. Die Steigerungsform von Aktivist*innen 
lautet neuerdings Aktivisti, wobei unklar ist, 
ob das süß klingen oder ein italienischer 
Plural sein soll. Eins sind Aktivisti jedenfalls 
nicht: ernstzunehmen.

Keine Sorge – wir wissen, wir sind mehr 
als eine Selbstbezeichnung und die ihr an-
haftenden Klischees. Wir wissen auch, dass 
manche von uns sich gut überlegt haben, wa-
rum sie sich „Aktivist*innen“ nennen. Trotz-
dem stellen wir uns die Frage: Welche Wir-
kung hat dieses Wort, und was sagt es dar-
über aus, wie wir als Bewegung agieren? In 
der Presse sind Aktivist*innen diejenigen, die 
zwar etwas Wichtiges zu sagen haben, aber 
auch stark übertreiben. Die mediale Rolle, die 
wir über die Selbstbezeichnung annehmen, 
entwertet, was wir sagen.

Und: „Aktivismus“ klingt nach etwas, das 
Menschen nicht mal eben tun können, son-
dern nach einer Lebensentscheidung. Ak-
tiv sein, sich in politische Prozesse einbrin-
gen, können hingegen alle. Deshalb suchen 
wir keine coole neue Selbstbezeichnung. 
Weil wir so wieder ein „Wir“ und „die ande-
ren“ schaffen. 

Wenn wir uns permanent als vom Rest 
der Gesellschaft verschieden und irgend-
wie krasser markieren, bleiben „wir“ auch 
wenige. Statt eine Massenbewegung zu wer-
den, in der sich unterschiedliche Menschen 
wiederfinden, um großen politischen Druck 
aufzubauen.

Benennen wir lieber Gemeinsamkeiten, 
auf denen neue Kontakte und breitere Bünd-
nisse entstehen können – wo wir leben oder 
was wir (doch) arbeiten – und vor allem: sagen 
wir, was genau wir tun, wenn wir von „Aktivis-
mus“ reden. Benennen wir, wofür wir kämp-
fen und warum wir das tun. „Ich bin Landwir-
tin und setze mich gegen Braunkohle ein, weil 
die Klimakrise unser aller Zugang zu Nah-
rung gefährdet“, schafft so viel mehr Bezie-
hung als „Ich bin Klimaaktivistin“.

Eine Polemik von Christopher 
Laumanns und Charlotte Niekamp  

über Bezeichnungen und ihre Wirkung

Hören wir auf, 
uns 

„Aktivist*innen“ 
zu nennen!

Von Kathy Ziegler

W
ir waren in Köln einer der 
ersten DGB-Bezirke, die die 
Fridays eingeladen haben. 
Sie haben auf der 1. Mai-

Kundgebung 2019 zu den Gewerk-
schaftern gesprochen“, erinnert sich 
Witich Rossmann, „auch wenn die In-
dustriegwerkschaft Bergbau und Che-
mie (IG BCE) darüber nicht erfreut 
war“. Rossmann, der Kölner DGB-Vor-
sitzende und IG Metaller, hat auch vor 
gut einem Jahr den großen Klimastreik-
tag mit unterstützt. Die Fridays for Fu-
ture wollen genau diese Kontakte zur 
Gewerkschaft, sagt Katharina. Sie ist 
eine der zehn bundesweiten Gewerk-
schaftskoordinatoren von Fridays for 
Future. „Wir fanden das von Anfang an 

total gut und wichtig, mit den Gewerk-
schaften zu sprechen.“

Vielleicht weil diese ersten Gesprä-
che gut anliefen, wurden von ande-
ren Gruppen und in rechtsgerichte-
ten Medien Spaltungslinien aufge-
macht zwischen Schüler*innen und 
Arbeiter*innen oder jung und alt. Leider 
reproduzieren Gewerkschafter*innen 
diese Vorurteile immer wieder. „Wir 
wollen niemandem den Job wegneh-
men“, betont Katharina. Ganz im Ge-
genteil suchten Fridays for Future das 
Gespräch mit den Menschen, deren 
Jobs für die Zukunft wichtig sind.

Mit der Dienstleistungsgewerkschaft 
Verdi. setzen sich Fridays for Future in 
der aktuellen Tarifrunde Nahverkehr 
zusammen für „Gute Arbeit und Ver-
kehrswende“ ein. Bundesweit laufen 

dafür Aktionen von Fridays for Future 
und den Beschäftigten. Denn nur mit 
verbesserten Arbeitsbedingungen im 
Nahverkehr kann die Verkehrswende 
klappen, heißt es von beiden.

Die Solidaritätsbekundungen der 
Fridays für die Beschäftigten in der 
Kohleindustrie stoßen aber auch an 

Grenzen. Wie können diese Gräben 
überwunden werden?

Dominique Kühl, für die Jugend im 
IG BCE-Landesbezirksvorstand Nord-
rhein, hat sich im Mai genau dieser Her-
ausforderung gestellt. Sie hat beim We-
binar „Kohle, Zuhause und die Zukunft 
der Arbeit“ mit David Dresen von „Alle 
Dörfer bleiben“ über den Strukturwan-
del im Rheinischen Revier diskutiert.

„Es gibt unterschiedliche Gruppen 
in der IG BCE wie die Beschäftigten 
in den Tagebauen, die auch ständig in 
der Konfrontation mit Klimaaktivisten 
sind und nicht verstehen, wenn man in 
den Austausch mit der Klimabewegung 
geht. Aber es gibt auch Leute, die sagen, 
ich stehe nicht direkt für die Kohle, son-
dern für gute Arbeit. Auf der Basis gehe 
ich in den Austausch“, sagt die Gewerk-

schafterin. In einer, wie sie selbst sagt, 
sehr wertschätzenden Diskussion ging 
es darum, wie der Strukturwandel im 
Rheinischen Revier sozial und ökolo-
gisch gut gelingen kann.

Gemeinsamkeiten sieht Kühl bei 
der Frage: Wie können wir anders wirt-
schaften? Die Gewerkschaften würden 
auch daran arbeiten, den Kapitalismus 
zu überwinden. Bei dem Thema könn-
ten Gewerkschaften und Klimabewe-
gung voneinander profitieren.

„Ich würde mir wünschen, dass wir 
gemeinsam an einer demokratisierten 
Wirtschaft arbeiten und auch im Ver-
ständnis für gegenseitige Positionen 
Kompromisse schließen, an die wir uns 
anschließend auch halten“, sagt Domi-
nique Kühl in ihrem Schlussstatement 
des Webinars.

(Fast) beste Freundinnen 
Autofahren verbieten, Fliegen verbieten: So lauten Vorurteile gegenüber Fridays for Future. Trotzdem machen Gewerkschaften mit ihnen gemeinsame Aktionen

FOTO:FOTO: SONJA TRABANDT

Freundschaftsband
Eine enge Freundin erkrankt an Krebs. Was das bedeutet, was das verändert,
hält unsere Redakteurin in Fotos fest - und zeigt sie in einem Buch.
Ein Einblick in der taz amwochenende.

Morgen am
Kiosk oder
in Ihrem
Briefkasten.

taz.de/we
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https://www.youtube.com/watch?v=4mZbA9E9_JQ&feature=youtu.be
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Pressekonfe-
renz auf der 
COP 25: Wer 
redet hier 
eigentlich für 
wen?   
Foto: UNFCCC

Von Shayli Kartal

G
eht es um Klimagerechtig-
keit, wird häufig hervor-
gehoben, dass der Globale 
Süden mehr unter den Fol-
gen der Klimakrise leide 
als der Globale Norden. Es 

ist wichtig und notwendig, dieses Un-
gleichgewicht zu betonen, um der Klima-
krise angemessen und gerecht zu begeg-
nen. Dennoch verfängt sich eine solche 
Darstellung des Globalen Südens oft in 
dem historisch gewachsenen Stereotyp 
der passiven und hilflosen „Dritten Welt“. 
Neben den Ländern bekommen auch die 
Menschen dieser Regionen eine passive 
Rolle ohne Handlungsmacht zugeschrie-
ben, aus der sie sich nur mit Hilfe von au-
ßen befreien können. Und wer käme da-
für besser in Frage als weiße Retter*innen 
aus dem Globalen Norden.

Weiße Retter*innen im Zentrum des 
Geschehens

Ein leichter Weg sich als weiße*r 
Retter*in darzustellen, ist das vermeint-
liche „Geben einer Stimme“. Es wird an-
genommen, Menschen des Globalen Sü-

dens hätten ihre Geschichten noch nicht 
erzählt. Deshalb sei es ein ehrenhafter 
Schritt auf Veranstaltungen, bei Inter-
views oder an anderen öffentlichen Or-
ten nicht selbst zu sprechen, sondern die 
Stimme an Menschen des Globalen Sü-
dens zu „verleihen“. So leitete auch Greta 
Thunberg letztes Jahr auf der COP 25, der 

Weltklimakonferenz 2019, die Pressekon-
ferenz von Fridays for Future mit fol-
genden Worten ein: „Luisa und ich wol-
len unsere Plattform nutzen, um unsere 
Stimmen an diejenigen zu verleihen, die 
ihre Geschichten (noch) erzählen müs-
sen.“ Die Intention war sicherlich gut. Sie 
wollten ihre Reichweite nutzen, um sechs 
Aktivist*innen aus dem Globalen Süden 
Gehör zu verschaffen.

Dass dieses Konzept jedoch nicht auf-
gegangen ist, macht das Medienecho 
am besten deutlich: Die Süddeutsche 
Zeitung titelte „Hartes Ringen bei UN-
Klimagipfel – Thunberg nutzt Medien-
hype“ und in den Artikeln der SZ, Zeit 
und Welt wurde Greta mit ihrer kurzen 
Einleitung mehr zitiert, als die darauffol-
genden Reden der sechs Aktivist*innen 
aus dem Globalen Süden. Der Fokus der 
Berichte verrutschte – und so handelten 
sie mehr von der Gutmütigkeit Gretas 
als von den Erfahrungen und Geschich-
ten der Aktivist*innen. Gretas koloniales 
Wohlwollen bringt somit letztendlich die 
Menschen zum Schweigen, denen sie ei-
gentlich eine Stimme geben möchte.

Stimmeverleihen als Manifest der 
Macht
Die ewige Geschichte des „Stimmeverlei-
hens“ hebt besonders eins hervor: Macht. 
Man leiht etwas immer nur für eine ge-
wisse Zeit. Die Kontrolle darüber, was wie 
gesagt und wann es zu viel wird, liegt im-
mer bei der Person, die ihre Stimme ver-
leiht. Bei der Pressekonferenz hat Greta 
die Kontrolle und gibt den Aktivist*innen 
einen inhaltlichen Rahmen vor, in dem 

sie ihre Geschichte zu erzählen haben. 
So bleibt die Kontrolle bei einer Aktivis-
tin des Globalen Nordens.

Diese unsichtbare Macht wird auch 
durch Luisas Moderation deutlich. Die 
Aussagen der sechs Aktivist*innen kön-
nen nicht für sich selbst stehen, son-
dern werden durch Sätze wie „Das ist so 
wichtig zu hören“ Oder „Bitte denkt über 
ihre Worte nach“ bewertet. Damit bean-
sprucht Luisa eine Deutungshoheit. Es 
entsteht das Gefühl, die Worte der sechs 
Aktivist*innen würden erst in dem Mo-
ment an Bedeutung gewinnen, in dem 
Luisa sie auch als wichtig bewertet.

Aber es braucht keine Absegnung 
Weißer, um zu betonen, dass die Anlie-
gen von Menschen des Globalen Südens 
wichtig sind! Genauso wenig nützt es, 
marginalisierten Gruppen eine Stimme 
geben zu wollen. Sie haben schon eine 
Stimme, sie reden seit Jahrzehnten – es 
geht darum zuzuhören und Strukturen 
wirklich zu verändern. Eine klimage-
rechte Welt und ein gutes Leben für alle 
erreichen wir nur, wenn wir dekolonial 
kämpfen. In diesem Sinne endete auch 
Rose Whipples Rede auf der Pressekon-
ferenz mit: „Destroy White Supremacy!“

Viele klimaaktivistische Gruppen haben verstanden, dass es wichtig ist, Menschen aus dem Globalen Süden  
bei Klimagerechtigkeit in den Fokus zu nehmen. Entscheidend ist aber, wer dabei die Deutungshoheit hat

Gretas koloniales 
Wohlwollen bringt die 
zum Schweigen, denen 
sie eine Stimme geben 
möchte

Anzeige

Warum weiße 
Aktivist*innen 
niemandem 
eine Stimme 
geben müssen

Ein Teil der Auflage enthält eine Beilage  
von Ökoworld AG

In jedem Bastelbedarf weltweit!

KANN DIESES MÄNNCHEN KANZLER?
Hans Eichel meint jedenfalls: »Ja! Meine Stimme hat er!« FAKT ist, dass
sich die BEGEISTERUNG für Norbert Röttgen in der Bevölkerung aktuell
entzündet wie ein Streichholz. Doch BRENNT der charmante Dressman
zu schnell ab? TITANIC gibt keine Antworten.
IM HEFT Deutsche Promis wetten auf die US-Wahl. Große Rettungsaktion für Jugendherbergen. Supersex mit Robert Habeck.
Doro »Doof« Bär im Insta-Check. Alle Crime-Magazine im Test. Die besten Corona-Impfstoffe rund um den Globus. Das Steuer-
Tutorial für Influencer. Und Ihre Chance auf das TITANIC-Grundeinkommen!

GEMEINSAM GEGEN PILZSAMMLER



SÜDWIND
Für eine gerechte Weltwirtschaft!

Z
wischen Juli und Dezember
2020 hat Deutschland die
Ratspräsidentschaft der Eu-
ropäischen Union (EU) inne.

In dieser Zeit müssen wegweisende
Entscheidungen für Länder des Globa-
len Südens getroffen werden. Bereits
vor der Covid-19 Pandemie, die derzeit
Vieles überlagert, standen neben dem
Brexit wichtige globale Herausforde-
rungen wie Klimawandel, Handel und
Protektionismus, Krieg und regionale
Konflikte auf der Tagesordnung der
EU-Außenpolitik. Gleichzeitig muss das
Verhältnis zum Nachbarkontinent
Afrika neu geordnet werden. Der EU-
Afrika Gipfel ist wegen Covid-19 vorerst
vertagt worden. Die Zeit sollte genutzt
werden, um die gemeinsame EU-Afrika
Strategie, die hier verabschiedet wer-
den sollte, in den Bereichen Klima,
Handel, Migration und Digitalisierung
nachzubessern.
Was ist von dieser Strategie zu erwar-
ten? Die Unentschlossenheit, die allzu
oft durch den Boykott einzelner Mit-
gliedsländer der EU entsteht, ist derzeit
nicht angebracht. Die bestehenden
Krisen sind zu ernst, um sie nur mit
Sonntagsreden zu bedenken. Bislang
ist aus den frommen Absichten jedoch
wenig Greifbares für den Nachbarkon-
tinent herausgesprungen. Es reicht
nicht, das Engagement für Afrika und
die Agenda 2030 mit ihren 17 Nach-
haltigkeitszielen als schöne Utopie des
Multilateralismus hervorzuheben. Nun
muss es konkret werden, wenn nötig

„im Alleingang“. Neben der Klimapoli-
tik muss die EU endlich auch in Fragen
der Handels- bzw. Investitionspolitik
und der Digitalisierung konkrete und
verbesserte Angebote machen.
Im Vergleich zu den anderen Welt-
regionen ist Afrika schlecht in globale
Wertschöpfungsketten integriert, oft
nur als Lieferant billiger Rohstoffe. Hin-
zu kommen Probleme wie Korruption,
Konflikte und schwache Regierungs-
institutionen. Grundlegende Struktur-
probleme stehen allerdings mit der
Handels- und Investitionspolitik der EU
in Verbindung, die bis heute an den
eigenen Interessen ausgerichtet sind
und diese internen Probleme durch
ungerechte Handelsbeziehungen ze-
mentiert haben. Das hat die Chancen
für Afrikas Industrialisierung an vielen
Stellen zunichte gemacht.
Dabei sehen sich afrikanische Länder
mit der Notwendigkeit konfrontiert,
eine eigene Verarbeitungsindustrie
aufzubauen, um kleine und mittel-
ständische Unternehmen zu fördern,
Arbeitsplätze für die junge Bevölke-
rung zu schaffen und Armut und Un-
gleichheit zu überwinden. Das geht
nicht ohne ausländische Direktinves-
titionen in den Bereichen, in denen
technologische Entwicklung mit neu-
en Beschäftigungsmöglichkeiten Hand
in Hand gehen. Wertschöpfungsketten
müssen daher ökonomisch, sozial und
ökologisch aufgewertet werden. Hier
muss die europäische Handels- und
Investitionspolitik ansetzen. Digitali-

sierung kann dabei gerade für kleine
und mittlere, aber auch für größere
Unternehmen eine große Chance bie-
ten, Dienstleistungen und Know How
zu entwickeln, die notwendig sind, um
globale Wertschöpfungsketten ökono-
misch aufzuwerten.
Noch nie waren die Chancen für
Deutschland so groß, die Entwicklungs-
zusammenarbeit der EU mit den Län-
dern Afrikas positiv zu beeinflussen.
Jetzt muss dringend gehandelt werden
um die langfristigen Interessen beider
Regionen in den Mittelpunkt zu stellen.
Um eine solche Chance zu nutzen, müs-
sen jetzt die Interessen Afrikas als die
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Deutsche EU-Ratspräsidentschaft

Zeit zum Handeln

die Afrikani-
sche Union (AU)
hat sich zum
Ziel gesetzt, sich
bis zum Jahr
2063 zu einer
globalen Wirt-
s c ha f t smach t

zu entwickeln. Herzstück dieser
Agenda 2063 ist eine kontinen-
tale Freihandelszone. SÜDWIND
sieht hierin große Chancen aber
auch nicht unerhebliche Heraus-
forderungen.
Die deutsche EU-Ratspräsident-
schaft in der zweiten Hälfte 2020
bietet eine Möglichkeit, die Ziele
der Agenda 2063 aktiv zu unter-
stützen und damit ein Zeichen
für die aus der Kolonialzeit er-
wachsene historische Verantwor-
tung der EU zu setzen. Dazu zählt
auch eine Migrationspolitik, wel-
che nicht vornehmlich auf Grenz-
management und Abwehr sog.
irregulärer Migration setzt.
Ein wichtiger Meilenstein dürf-
te auch ein neues Abkommen
zwischen der EU und den Staaten
Afrikas, Asiens und des Pazifik
(AKP) sein. Dieses soll während der
deutschen EU Ratspräsidentschaft
unterzeichnet werden. Ebenso
steht der EU-Haushalt 2021-2027
auf der Agenda, darunter auch
die neuen Instrumente der EU-
Entwicklungszusammenarbeit
und deren finanzielle Ausstattung.
Eine faire Handels- und Inves-
titionspolitik der EU wird maß-
geblich für die Erreichung der
gesteckten Ziele sein: der Agenda
2063 in Afrika, der Agenda 2030
oder des Klimaschutzabkom-
mens. Deutschland kann die Rats-
präsidentschaft nutzen und neue
Impulse für die Partnerschaft zwi-
schen der EU und Afrika geben.
Unser Blog greift zentrale Fra-
gen der EU-Afrika-Beziehungen
auf: www.eu-afrika-blog.de.

Dr. Ulrike

Geschäfts D e.V.

Liebe Leserinnen und Leser,

Neben der EU sind auch weitere Global Player in Afrika aktiv: Zu ihnen
zählen die USA, die mit dem Handelsabkommen AGOA für viele Staaten
Sub-Sahara-Afrikas wichtige Exportchancen eröffnen, Indien, dessen Han-
del vor allem mit dem südlichen und östlichen Afrika seit Jahren im zwei-
stelligen Prozentbereich wächst und zunehmend vom Rohstoffhunger In-
diens getrieben wird, und natürlich China, das unter anderem mit dem
Mammutprojekt der Neuen Seidenstraße auch afrikanische Staaten in sei-
ne Einflusssphäre und viele von ihnen in eine neue Schuldenspirale zieht.
Die Konkurrenz um afrikanische Märkte, Rohstoffe und Produkte ist also
groß. Geopolitische und ökonomische Interessen der Global Player lassen
sich nicht immer auseinanderhalten. Das zum Teil menschenrechtlich und
ökologisch bedenkliche Engagement anderer Global Player in Afrika kann
allerdings keine Entschuldigung für ein ebensolches Verhalten der EU sein.
Die europäische Zivilgesellschaft erwartet von der EU eine anti-rassistische,
anti-kolonialistische, zukunftsorientierte und nachhaltige Partnerschaft mit
den Ländern Afrikas.

Global Player in Afrika

wichtigste Nachbarregion der EU ganz
oben auf der Agenda stehen und nicht
die kurzfristigen Interessen der Milch-
bäuerinnen und -bauern in Europa. Die
Bundesregierung sollte die Ratspräsi-
dentschaft nutzen, um gerade jetzt,
da der Gipfel vertagt wurde, konkrete
Maßnahmen und Ziele zu verhandeln,
die die Agenda 2063 der AU wie den

Aufbau des inner-
afrikanischen Han-
dels unterstützen.

Dr. Pedro Morazán

w.eu afrika blog.d

Dufner,

sführerin SÜDWIND



Migration und Flucht –
vom Monolog zum Dialog
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Migration und Flucht sind
große Herausforderungen
für die Zusammenarbeit

zwischen der EU und den afrikani-
schen Staaten. Die Europäische Union
ist eine wichtige Zielregion internatio-
naler Migration. Viele Länder Afrikas
sind dabei wichtige Herkunftsstaaten,
einige zugleich aber auch Transitlän-
der oder Zielstaaten. Hervorzuheben
ist die besondere Situation in Bezug
auf Flüchtlinge: Sub-Sahara-Afrika be-
herbergt 26% der weltweiten Flüchtlin-
ge. Das sind ca. 18. Mio. Menschen, die
zum Teil innerhalb des eigenen Landes
oder innerhalb der Region geflohen
sind.
Die interkontinentale Migration aus
Afrika findet primär regulär statt,
das heißt, die meisten afrikanischen
Migrant*innen verfügen über gültige
Papiere und Visa und migrieren le-
gal aus familiären, arbeitsbezogenen
oder Studiengründen. Neben der re-
gulären Migration finden auch irre-
guläre Einreisen auf dem Land- und
auf dem Seeweg statt. Die Zahlen der

irregulären Einreiseversuche in die EU
schwanken von Jahr zu Jahr, die bei-
den Hauptmotive bleiben aber gleich:

Flucht vor Konflikten und Suche nach
Perspektiven. Konzepte zum Schutz vor
Krieg und Verfolgung und zum Aufbau

wirtschaftlicher Perspektiven sind des-
halb die primären Antworten, die die
Europäisch-Afrikanische Agenda geben
müsste.
Der im Frühjahr 2020 vorgelegte Vor-
schlag der Europäischen Kommission
für diese Agenda formuliert fünf Säu-
len der Zusammenarbeit zwischen der
EU und Afrika für die Zukunft, unter
ihnen eine „Partnerschaft für nachhal-
tiges Wachstum und Beschäftigung“,
eine „Partnerschaft für Frieden und
gute Regierungsführung“ und eine
„Partnerschaft im Bereich Migration
und Mobilität“. Ob aber die Betonung
auf Förderung nachhaltiger Investitio-
nen und menschenwürdiger Arbeits-
plätze – wobei letzteres sehr allgemein
bleibt – der Größe der Herausforde-
rung gerecht wird, bleibt offen: In den
nächsten 15 Jahren werden schätzungs-
weise 375 Mio. junge Afrikaner*innen
das Erwerbsalter erreichen. Ihnen vor
Ort eine berufliche Perspektive zu bie-
ten, erfordert enorme, auch finanzielle
Anstrengungen. Eine wirkliche Alter-
native zur irregulären Migration nach
Europa sucht man im Vorschlag der
EU-Kommission für die neue EU-Afrika-
Agenda vergebens.
Der Kommissionsvorschlag für die
neue Agenda behält außerdem die bis-
herige Ausrichtung der EU-Migrations-
politik gegenüber Afrika explizit bei:
Die neue Agenda soll eine wirksame

Migrationssteuerung und ein wirksa-
mes Grenzmanagement unterstützen.
Sie knüpft auch explizit an die langjäh-
rigen regionalen Dialogprozesse (Ra-
bat- und Karthum-Prozess) zwischen
der EU und den afrikanischen Staaten
entlang der westlichen bzw. der östli-
chen Migrationsroute an. Diese kon-
zentrierten sich bisher auf die Verhin-
derung irregulärer Migration durch
Grenzmanagement und Kontrollmaß-
nahmen.
Mit ihrer Fokussierung auf Grenz-
management und Abwehr irregulä-
rer Migration droht die Agenda der
EU, die Interessen der Afrikanischen
Union und afrikanischer Regionalge-
meinschaften wie der ECOWAS zu un-
terlaufen: Diese stellen Aspekte wie die
Förderung von sicherer und geregel-
ter Migration, das sozial-ökonomische
Wohlergehen von Migrant*innen und
Gemeinschaften, die Sicherung der
Rechte von Migrant*innen, regionale
Integration und Personenfreizügig-
keit in den Vordergrund. Sollte Europa
diese Aspekte nicht ebenfalls prioritär
behandeln, wird aus dem EU-Afrika-

Dialog eher ein ein-
seitiger, vom Geld-
geber EU dominier-
ter Monolog.

Einige afrikanische Länder se-
hen in der Leder- und Schuh-
industrie eine Chance, die gro-

ßen Viehbestände in ihrem Land für
wirtschaftliche Entwicklungen nutzbar
zu machen. Insbesondere in Äthiopi-
en ist der Ledersektor so zu einem der
wirtschaftspolitischen Schwerpunkt-
sektoren geworden. Eine Reihe politi-
scher Maßnahmen zielt darauf ab, die
Qualität des in Äthiopien gefertigten
Leders zu verbessern und nachfolgen-
de Produktionsschritte auszubauen.
Ausfuhren von Rohhäuten und nicht-
fertigem Leder wurden von 2008 bis
Anfang dieses Jahres sehr stark be-
steuert, um den Export höherwertiger
Lederware zu fördern. Um möglichst
viel Wertschöpfung im Land zu erwir-
ken und dafür Investor*innen aus dem
Ausland anzuziehen, wurden Indus-
trieparks und Sonderwirtschaftszonen
eingerichtet. Für Arbeiter*innen wur-

den Schulungen für die Produktion bei-
spielsweise von Handschuhen, Taschen
oder Schuhen in Fabriken organisiert.
Äthiopische Exporte von Rohhäuten
und halbfertigem Leder gingen im
Zuge dieser Maßnahmen sehr stark zu-
rück, während die Ausfuhr von Leder-
waren und Schuhen deutlich stieg und
mehr Menschen in den verarbeitenden
Fabriken Arbeit fanden. Die Löhne sind
insbesondere in Industrieparks aller-
dings oft sehr schlecht, die Lebenshal-
tungskosten hoch. Einen Mindestlohn
gibt es für die Branche nicht.
Trotz politischer Bemühungen mach-
ten afrikanische Schuhe 2018 nur
0,8 % aller Schuhexporte weltweit aus,
mit Tunesien, Marokko, Südafrika und
Äthiopien als größten Schuhexporteu-
ren des Kontinents. Auch in Äthiopi-
en bleibt der Exporterlös hinter den
Erwartungen der Regierung weit zu-
rück. Der internationale Wettbewerb,

Produktionsstandort für ausländische
Firmen zu sein, wurde lange vor allem
durch niedrige Lohn- und Produkti-
onskosten entschieden, ergänzt durch
staatliche Förderungen und steuerli-
che Begünstigungen. In der Folge sind
schlechte Löhne und Arbeitsbedingun-
gen für den Sektor sowohl in Asien als
auch in Afrika die Regel. Auch einige
Fabriken in Europa stehen in der Kri-
tik. Weltweit gibt es Berichte von Ar-
beitsrechtsverletzungen wie der Unter-
drückung von Kollektivverhandlungen
und Gewerkschaften sowie Umweltver-
schmutzung durch die Verwendung
giftiger Chemikalien bei schlechtem
Abwassermanagement. So bleibt unge-
wiss, inwieweit die Exporte der Bevöl-
kerung wirklich helfen.
Der größte Mehrwert – also der
Wertzuwachs eines Produkts durch ei-
nen Arbeitsschritt – wird nicht bei der
Produktion von Konsumgütern erwirt-
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Nicht existenzsichernde Einkommen und damit verbundene Kinderarbeit
z.B. auf Kakaoplantagen Westafrikas, verheerende Arbeits- und Lebens-
bedingungen im Rohstoffabbau, Landnahme und Vertreibung für Agrar-
projekte: Menschenrechtsverstöße sind keine Ausnahmen in weltweiten
Wertschöpfungsketten – auch in den Geschäftsbeziehungen hiesiger Un-
ternehmen auf dem afrikanischen Kontinent. Auf freiwilliger Basis – das
zeigten zuletzt auch Befragungen durch die Bundesregierung – kommen
deutsche Unternehmen ihrer menschenrechtlichen Verantwortung nicht
ausreichend nach. Ein Lieferkettengesetz, das aktuell in der Bundesregie-
rung diskutiert wird, würde Unternehmen zur Achtung von Menschenrech-
ten in ihren Auslandsgeschäften verpflichten. SÜDWIND engagiert sich in
der Initiative Lieferkettengesetz (lieferkettengesetz.de) gemeinsam mit über
100 Partnern für eine umfassende gesetzliche Regulierung mit klaren Sank-
tionen – für eine gerechtere Weltwirtschaft. Machen Sie mit! (https://www.
suedwind-institut.de/aktionen.html).

Zeit für ein starkes
Lieferkettengesetz
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Dr. Sabine Ferenschild

schaftet, sondern bei deren Vertrieb.
So fließt bei dem Verkauf eines Leder-
schuhs ein großer Anteil des Gewinns
zumeist in wohlhabende Länder, in de-
nen modische Modelle entworfen, Mar-
ken beworben und die Schuhe verkauft
werden. Deutlich weniger fließt in die
Länder, in denen durch Gerbprozesse
mit giftigen Chemikalien Rohhäute
zu Leder verarbeitet, die Oberteile der
Schuhe in mühsamer Handarbeit ge-
näht oder die Sohlen mit stinkendem
Kleber angebracht werden.
Zukünftig könnten afrikanische Pro-
duktionsstandorte davon profitieren,
dass als Folge der COVID-19-Pandemie
einige international tätige Unterneh-
men ihre Lieferketten umstrukturieren
und das Risiko von Engpässen durch
eine Diversifizierung der Standorte
zu vermeiden versuchen. Dabei sollte
dringend berücksichtigt werden, dass
Geschäftsbeziehungen etabliert wer-
den, bei denen Sozial- und Umwelt-
standards eingehalten und existenzsi-
chernde Löhne gezahlt werden.
Auch die Regierung Kenias benennt
in der KenyaVision2030 Leder und
Lederverarbeitung als einen von drei
Schwerpunkten der Industriepolitik.
Ein neuer ‚Lederpark‘ soll beispiels-
weise 35.000 neue Arbeitsplätze schaf-
fen. Der Kariokor Markt in Nairobi

soll 9.000 Menschen zusätzlich in der
Schuhherstellung beschäftigen. Die
Bemühungen Kenias können dabei
auch als Wiederbelebung eines immer
kleiner werdenden Industriezweigs in-
terpretiert werden: Schuhherstellende
aus Kenia litten in den vergangenen
Jahrzehnten stark unter dem Preis-
druck durch Importe, vor allem aus
China, und durch Second-Hand-Ware,
besonders aus Europa.
Einige afrikanische Länder haben
komparative Vorteile wie vorhande-
ne Viehbestände, Standard setzende
Institutionen und politische Maßnah-
men zur Exportförderung und Um-
weltschutz, die zu einer erfolgreichen
Schuhproduktion beitragen könnten.
Notwendig sind allerdings die Ver-
besserung der Infrastruktur und der
Schutz einheimischer Märkte. Damit
Wertschöpfung im Schuh- und Leder-
sektor afrikanischer Staaten gelingt,
bedarf es aber auch Veränderungen
der Einkaufspraktiken und Geschäfts-
modelle von Unternehmen in Europa.

Jiska Gojowczyk

Schafft Leder Wert?
Foto: © UNIDO
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Das macht SÜDWIND

SÜDWIND tritt fast 30 Jahren fürwirtschaftliche, soziale und öko-
logische Gerechtigkeit weltweit ein.
Aus diesem Grund arbeiten wir zu
einem breiten Spektrum von Nord-
Süd-Themen mit dem Ziel, ungerech-
te Strukturen aufzudecken, öffentlich
zu machen, Handlungsalternativen
zu bieten und so zu Veränderungen
beizutragen.
SÜDWIND ist dabei inhaltlich und
finanziell unabhängig. Um gemein-
sam mehr zu erreichen, kooperieren
wir mit Akteur*innen auf lokaler,
europäischer und globaler Ebene,
mit Gewerkschaften, Kirchen, Nicht-
regierungsorganisationen und Kam-
pagnen.
Wir forschen zu Themen wie Ent-
wicklungszusammenarbeit, Frauen
und Weltwirtschaft, Klimagerechtig-

Covid-19 wird uns sicher noch
eine ganze Weile begleiten.
Selbst wenn bald ein Impf-

stoff breit zugänglich sein sollte, wird
sich die Pandemie langfristig auf die
globale Wirtschaft, auf die Produk-
tion und vor allem auch auf globale
Wertschöpfungsketten und Arbeits-
welten auswirken. Ob der Verlauf in
vielen Ländern Afrikas aufgrund ver-
schiedener Faktoren, wie z.B. der ver-
gleichsweise jungen Bevölkerung, des
Klimas oder der Erfahrungen in der
Pandemiebekämpfung (Stichwort Ebo-
la) tatsächlich nicht so schwerwiegend
wird, ist noch nicht ausgemacht. Fest
steht aber schon heute, dass die bis-
lang vergleichsweise guten Zahlen in
vielen Ländern auch auf teils zügige
und weitreichende Corona-Maßnah-
men zurückzuführen sind. Und dass
dies wiederum massive Auswirkungen
auf die Volkswirtschaften und die wirt-
schaftliche Situation vieler Menschen
hat, da staatliche Abfederungsmaß-
nahmen oft nicht finanzierbar sind.
Viele kleine und mittlere Unterneh-
men laufen Gefahr, ihre Existenzgrund-
lage zu verlieren. Unter den Beschäf-
tigten sind es insbesondere Frauen,
die meist ohnehin schon in prekären
Verhältnissen beschäftigt waren, die
nun unverhältnismäßig stark betroffen
sind. Ein Großteil der Beschäftigten in
Afrika ist im informellen Sektor tätig,

keit, Nachhaltigkeit auf Finanz-
märkten, zu Rohstoffen und Wert-
schöpfungsketten sowie zu Sozial-
standards im Welthandel. In
Deutschland verbinden wir unsere
Recherchen mit entwicklungspoliti-
scher Bildungs- und Öffentlichkeits-
arbeit.
Wir sind überzeugt: Dort, wo
Menschen unter den Auswirkungen
des globalen Wirtschaftssystems
leiden, besteht ein direkter Zusam-
menhang zwischen dem Reichtum
einiger weniger und der Armut
vieler Menschen. Hierfür sind un-
gerechte wirtschaftliche und politi-
sche Strukturen verantwortlich und
wir wollen dazu beitragen, diese zu
ändern.

SÜDWIND: Hat die EU angemessen
und schnell genug auf die Probleme re-
agiert, denen Afrika durch Covid 19 aus-
gesetzt ist?

Vitalice Meja: Covid-19 hat uns alle
kalt erwischt, daher war es vielleicht
eine logische Konsequenz, dass zu-
nächst alle damit beschäftigt waren,
die eigenen Probleme zu lösen. Der
fiskalische Spielraum zur Bekämpfung

der Pandemie in Afrika aber auch
zur Abfederung der Auswirkungen
auf Wirtschaft Bevölkerung ist noch
immer sehr begrenzt. Ein großes Pro-
blem sind auch die immensen Schul-
den, die viele Länder machen, um
Unternehmen und Bevölkerung vor
der Pandemie zu schützen. Viel Geld
erreicht uns über den IWF, die Welt-
bank oder die Afrikanische Entwick-
lungsbank, das sind aber Darlehen, es

gibt nur sehr wenige Zuschüsse. Wir
brauchen auch genügend Ressourcen,
um kommunales Gesundheitspersonal
einzustellen. Einen speziellen Fonds,
in dem ausreichend zusätzliche Mit-
tel als Zuschüsse zur Bekämpfung der
Pandemie in Afrika bereitgestellt wer-
den, haben wir noch nicht gesehen.

SW: Wie sollten die Handelsbeziehun-
gen nach der Pandemie aussehen?

VM: In Handelsfragen sehen wir
durchaus unterschiedliche Interessen,
für die EU geht es vor allem ums Geld-
verdienen, für Afrika steht beim Han-
del noch stark das Entwicklungsinte-
resse im Vordergrund. Die Frage ist
für mich, wie die EU die Pläne der AU
für einen gemeinsamen Markt unter-
stützen kann. Die EU muss auch heute
noch anerkennen, dass sie mit einem
schwächeren Partner handelt, der
immer noch hauptsächlich Rohstof-
fe exportiert und nur einen geringen
Mehrwert selbst erwirtschaftet. Die
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen
der EU mit Afrika greifen hier zu kurz,
um die Ziele der Partnerschaft zu ver-
wirklichen und Entwicklungsfragen in
den Mittelpunkt zu stellen.

SW: Siehst Du in der Digitalisierung
eine Chance?

VM: Nach der Pandemie wird die
Digitalisierung vielleicht sogar noch
relevanter, weil sie Möglichkeiten für

Transaktionen sowohl mit Waren und
Dienstleistungen aber auch mit Geld
verbessert. Um das besser nutzbar zu
machen, müssen wir aber den Zugang
für die Armen deutlich ausweiten und
sicherstellen, dass wir so viele Gemein-
den wie möglich erreichen. Auch im
Blick auf die Schule, zum Beispiel,
sind Online-Unterricht und ein digi-
taler Zugang zu Informationen und
Bildung essentiell. Die EU sollte dabei
unterstützen, den Zugang zur digi-
talen Technologie zu verbessern und
die Kosten hierfür zu senken. Durch
eine derart verbesserte Innovationsfä-
higkeit haben auch Volkswirtschaften
eine Chance für eine zukunftsfähige
Transformation. Selbst jetzt in der Pan-
demie und ihrer Prävention geht es ja
auch viel mehr um Bewusstseinsbil-
dung und um soziale Intervention als
nur um medizinische Intervention.

SW: Wie schätzt Du gegenwärtig die
Einbeziehung der Zivilgesellschaft in die
Vorbereitung des EU-Afrika Gipfels ein?

VM: Gegenwärtig sind zivilgesell-
schaftliche Gruppen aus Afrika nicht
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wirklich an den Diskussionen für den
Gipfel beteiligt. Es gibt eigentlich gute
Beispiele für Multistakeholder-Prozesse
auf lokaler Ebene, bei denen gerade
die deutsche Regierung die Prozesse
eingeleitet hat. Sie sollten im Rahmen
ihrer Ratspräsidentschaft jetzt einen
ähnlichen Ansatz verfolgen und viel
stärker darauf drängen, dass NRO ge-
hört werden. Gerade mit Blick auf das
Ziel der guten Regierungsführung und
der Transparenz ist es wichtig, dass
das Bürgerengagement gestärkt und
Teil des Regierungssystems wird. Nur
so ist es möglich, die Regierungen zur
Rechenschaft zu ziehen. Während des
letzten Gipfels, der in Westafrika statt-
fand, gab es Kritik daran, dass Stim-
men der zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen in den offiziellen Prozessen
gefehlt haben. Diese Präsidentschaft
könnte Geschichte schreiben, wenn sie
im Rahmen der Partnerschaft dafür
sorgt, dass die Stimmen der Zivilgesell-
schaft viel stärker in den Dialog einbe-
zogen werden.

Wie weiter nach Covid-19?

Kleinstunternehmen, die auf den di-
rekten Kontakt mit den Kund*innen
angewiesen sind. Social distancing
bedeutet hier oft existenzbedrohende
Einnahmeverluste. Die Auswirkungen
in Afrika sind umfassend: Länder, die
von Rohstoffexporten abhängig sind,
leiden sowohl unter sinkenden Preisen
als auch unter dem Nachfragerück-
gang. Aber auch andere Exportmärk-
te sind eingebrochen, das gilt für die

Blumenindustrie in Kenia ebenso wie
für industrielle Vorprodukte in der Au-
tomobilindustrie. Viele Länder leiden
auch stark unter dem Einbruch der
Tourismusbranche. Aber Wertschöp-
fungsketten waren auch in die andere
Richtung unterbrochen: Viele Länder
sind von Nahrungsmittelimporten ab-
hängig. Reisimporte aus Vietnam, von
denen Ghana beispielsweise abhängig
ist, kamen teilweise zum Erliegen.

Ein boomender Markt war demge-
genüber eigentlich der Kautschuksek-
tor, denn medizinische Produkte wie
Handschuhe waren lange Mangelware
und sind bis heute gefragt. Insbeson-
dere in Westafrika gibt es einen wach-
senden Kautschukanbau, aber wie
so oft endet die Wertschöpfung hier.
Naturkautschuk wird in einer ersten
Verarbeitungsstufe exportiert, medizi-
nische Handschuhe beziehen Europa
und die USA aber eher aus China oder
Malaysia. Damit hat die Pandemie ein
weiteres Problem vieler afrikanischer
Volkswirtschaften aufgezeigt – der ge-
ringe Grad an Industrialisierung und
Wertschöpfung im Land, an Integrati-
on in globale und der Existenz regio-
naler Wertschöpfungsketten.
Wünschenswert wäre daher, dass die
Erfahrungen aus der Pandemie-Krise
einer Entwicklung Vorschub leisten,
die schon zuvor eine Herzensangele-
genheit der Afrikanischen Union (AU)
war: die Stärkung des innerafrikani-
schen Handels durch vermehrte wirt-
schaftliche Integration, wie sie im Rah-
men der Afrikanischen Kontinentalen
Freihandelszone (AfCFTA) angedacht
ist. Die Pandemie mit ihren dramati-
schen wirtschaftlichen Auswirkungen,
ebenso wie die Schließung vieler in-
nerafrikanischer Grenzen hat diesem
Großprojekt zwar vorerst einen Dämp-
fer erteilt, mittelfristig aber sollte das
Projekt mehr denn je vorangebracht
werden.
Europa ist und bleibt der wichtigs-
te Handelspartner für Afrika. Die EU
sollte solche Strategien daher unter-

stützen. Auch die EU hat ihre Lehren
aus der Krise gezogen. Als gleich zu
Beginn des Ausbruchs zentrale Liefer-
ketten unterbrochen waren, kam auch
in Deutschland die Diskussion auf, wie
globale Abhängigkeiten verringert
werden können. Ein Gedanke war da-
bei, dass Afrika von einer Umstruktu-
rierung globaler Wertschöpfungsket-
ten profitieren könnte, wenn Europa
auch aufgrund der räumlichen Nähe
Produktionsketten über Afrika statt
über Asien lenkt. Produktionskosten
sind hier zwar oft höher als in den
asiatischen Billiglohnländern, aber Co-
vid-19 hat auch gezeigt, dass der Kos-
tenfaktor nicht die einzige Kenngröße
sein sollte und dass Risikostreuung auf
der Angebotsseite ein wichtiges Inst-
rument für europäische Unternehmen
sein kann, um Wertschöpfungsketten
resilienter zu machen.
Asymmetrische Machtverhältnisse
in den (Handels-)Beziehungen müssen
dabei abgebaut werden. Das erfordert
auch ein Überdenken der gegenwär-
tigen Ausrichtung der Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen zwischen
der EU und regionalen Wirtschaftszo-
nen in Afrika, die eine weitreichende
Marktöffnung für europäische Pro-
dukte in Afrika fordern und so lokale
Produzent*innen zerstören könnte.

Ein Interview mit Vitalice Meja

Irene Knoke

Vitalice Meja ist der geschäfts-
führende Direktor der afrikanischen
Nicht-Regierungsorganisation
Reality of Aid Africa Network.
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Der Blick in die Zukunft

Die Herausforderungen für eine zukunftsfähige Part-
nerschaft zwischen den beiden Nachbarkontinen-
ten sind groß, aber beide Regionen könnten auch

von der gegenwärtigen geopolitischen Situation nach Co-
vid-19 profitieren. Europa könnte durch die Förderung einer
verarbeitenden Industrie bestehende Potenziale in Afrika
aus- und damit auch die Abhängigkeit von China abbauen.
Hierfür müssen regionale Wertschöpfungsketten in Afrika
unterstützt werden. So könnten Beschäftigungsmöglichkei-
ten für gut ausgebildete Arbeitskräfte in Afrika geschaffen
werden. Die Schuhproduktion ist hierfür ein Beispiel. Auch
in der Verarbeitung von Nahrungsmitteln sind Potenziale
vorhanden. Solche Strategien müssen jedoch gepaart wer-
den mit dem Aufbau regionaler Wertschöpfungsketten.
Die gegenwärtigen Handelsstrukturen und die Agrarpoli-
tik der EU müssten dafür aber reformiert werden. Subven-
tionierte Agrarprodukte sind derzeit eher eine Gefahr für
afrikanische Bäuerinnen und Bauern. Die Wirtschaftspart-
nerschaftsabkommen sind nicht der Weg, um regionale In-
tegration zu fördern, und verlangen zudem eine Marktöff-
nung von den afrikanischen Partnern, die für viele Länder
zu früh und zu schnell kommt. Für die Förderung heimi-
scher Industrien und regionaler Integration bedarf es der Möglichkeit
für die Wirtschaftsgemeinschaften in Afrika, ihre Märkte zu schützen.
Wirtschaftliche Entwicklung in Afrika wird auch notwendig sein,
um den Migrationsdiskurs der EU mit Afrika unter Einhaltung von
Menschenrechten voranzutreiben. Die AU braucht die Unterstützung
der EU, um ihre Anliegen der sicheren und geregelten Migration, re-
gionaler Integration und Personenfreizügigkeit voranzubringen und
dabei die Rechte von Migrant*innen zu sichern. Mehr als jedes andere
Thema wird der Umgang mit Migration der Lackmustest für die EU
sein, wie ernst sie es mit der Partnerschaft mit Afrika meint.
Auch Frieden und Sicherheit sind für die EU und die AU wichtige
gemeinsame Handlungsfelder. Insbesondere in der Sahelzone sind die
Herausforderungen für die AU sehr groß, wie das Beispiel Mali derzeit
zeigt. Um Konflikte zu bewältigen und die Sicherheit der Menschen
zu garantieren, sind langfristige Lösungen notwendig. Ethnische Kon-
flikte sind nur ein Teil des Problems. Gute Regierungsführung, Demo-
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kratie und Menschenrechte sind auch in Afrika Voraussetzungen für
mehr Frieden und Sicherheit. Sicherheitspolitische Interessen der EU
dürfen nicht auf Kosten von Entwicklungszusammenarbeit finanziert
werden.
Wer eine Partnerschaft auf Augenhöhe anstrebt, muss auch die Lo-
gik der gegenwärtigen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) gründlich
überdenken: Öffentliche Mittel aus der EZ werden zunehmend für die
Mobilisierung europäischer privater Investitionen eingesetzt und feh-
len in anderen wichtigen Bereichen wie beispielsweise beim Aufbau
einer krisenfesten Gesundheitsinfrastruktur. Oft werden über solche
Mittel Investitionen subventioniert, die ohnehin stattgefunden hätten,
weil das Investitionsobjekt interessant genug ist. Neben Maßnahmen
zur Armutsbekämpfung, zur Förderung von Frieden und Stabilität
oder zur Anpassung an den Klimawandel, ist die EZ auch gefordert,
kleine und mittlere Unternehmen aus Afrika und den Transfer von
Technologie und Know how zu unterstützen, um mehr Wertschöp-
fung in Afrika zu erreichen.
Für viele Menschen in Afrika sind die Auswirkungen des Klimawan-
dels schon heute eine existentielle Bedrohung. Daher ist es zentral,
dass Europa auch im Kampf gegen den Klimawandel entschieden vo-
ranschreitet. Der europäische Green Deal ist hierfür ein erster Schritt.
Doch auch für Maßnahmen zur Minderung des Treibhausgasaus-
stoßes in Afrika bieten sich große Möglichkeiten, insbesondere im
Energiebereich. Hierfür sollte allerdings der Europäische Investitions-
plan erheblich nachgebessert werden, um stärker bestehende Poten-
ziale in Afrika zu fördern. Investitionen in Infrastruktur, nachhaltige
Energie und Digitalisierung haben eine größere Wirkung als die Sub-
ventionierung von europäischen Unternehmen.
Europa braucht ein starkes Afrika als Nachbar, um die Energiewen-
de und die Klimaziele zu erreichen. Länder, in denen auch landwirt-
schaftliche Produzent*innen in der Lage sind, umweltgerecht ihre
Nahrungsmittel selbst zu produzieren. Afrika braucht Europa nicht
so sehr als “Geber”, sondern eher als einen fairen Handelspartner, der
nicht die gegenwärtige Asymmetrie nutzt, um kurzfristig Geschäfte
zu machen. Bis zum Jahr 2063 sind immer noch mehr als 40 Jahre
Zeit, gemeinsame Ziele zum Wohl der Menschen auf beiden Konti-
nenten zu verwirklichen.

Gefördert durch

V.i.S.d.P.:
Dr. Ulrike Dufner
Gestaltung und Satz:
www.pinger-eden.de
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Für den Inhalt dieser Publikation ist allein SÜWIND e.V.
verantwortlich, die hier dargestellten Positionen geben
nicht den Standpunkt von Engagement Global gGmbh und
dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung wieder.
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Brandenburg, Berlin, 1881-2019taz berlin 29

Berlin kann es schaffen, bis 2050 klimaneutral zu werden, sagt Fritz 
Reusswig vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung. Aber der 
Senat muss sich mehr anstrengen – etwa im Gebäudesektor

taz: Herr Reusswig, Sie haben an der Mach-
barkeitsstudie „Klimaneutrales Berlin 
2050“ mitgewirkt. Warum wurde die Stu-
die angesetzt?

Fritz Reusswig: Nach längeren Jahren re-
lativen Stillstands hat sich der Berliner Se-
nat 2011 auf das Klimaneutralitätsziel bis 
2050 festgelegt und uns – das Potsdam-In-
stitut für Klimafolgenforschung (PIK) – und 
Partnerinstitute damit beauftragt herauszu-
finden, ob dieses Ziel tatsächlich erreichbar 
ist. 2014 haben wir diese Machbarkeitsstudie 
vorgelegt und 2015 – wieder mit Partnern – 
dargelegt, mit welchen Maßnahmen man 
dabei beginnen muss.

Wie genau sind Sie vorgegangen?
Wir haben uns Vergangenheit und die 

Ausgangssituation angeschaut und dann 
den Beitrag der verschiedenen Sektoren 
zur CO2-Gesamtbilanz ausgerechnet. Das 
war nicht ganz leicht, weil die offizielle CO2-
Statistik in Berlin den Gebäudesektor nicht 
gesondert ausweist und auch beim Flugver-
kehr die Realität nicht vollständig abbildet. 
Wir haben bei der Maßnahmenentwicklung 
eng mit Politik, Verwaltung und Stadtgesell-
schaft zusammengearbeitet und für jede 
Maßnahme den CO2-Minderungsbeitrag 
sowie die Kosten abgeschätzt.

Und welche Sektoren sind für die meis-
ten CO2-Emissionen verantwortlich?

Das wiedervereinigte Berlin hat im Ba-
sisjahr 1990 rund 30 Millionen Tonnen CO2 
emittiert und lag 2015 bei etwa 20 Millio-
nen Tonnen. Ein Teil dieses Rückgangs geht 
auf das Konto der „Sanierung“ von DDR-Alt-
lasten im Gebäude-, Verkehrs- und Erzeu-
gungsbereich. Von den 20 Millionen Tonnen 
gehen 47 Prozent auf das Konto des Gebäu-
desektors (Heizung, Warmwasser), 23 Pro-
zent erzeugt der Verkehr (speziell der Au-
toverkehr), 21 Prozent werden in der Wirt-
schaft erzeugt, und für 9 Prozent sind die 
privaten Haushalte verantwortlich.

Wie können die Emissionen in den ver-
schiedenen Sektoren gesenkt werden?

Das ist sehr unterschiedlich – und auch 
unterschiedlich schwierig. Der dickste „Bro-
cken“ – der Gebäudesektor – umfasst Wirt-

schafts- und Wohngebäude, die meisten da-
von sind Mietwohnungen. Die aktuelle Sa-
nierungsrate liegt bei unter 1 Prozent, sie 
muss dringend angehoben werden. Nach 
gegenwärtiger Rechts- und Finanzlage be-
lastet das aber die Kaltmieten und führt zu 
sozialen Schieflagen. Hier müssen wir drin-
gend an der Gesetzeslage etwas ändern. Sol-
vente Privateigentümer und die Wirtschaft 
müssen aber schon heute mehr gefordert 
werden. Der Verkehrsbereich ist ein bun-
desweites Sorgenkind, doch in Berlin ist 
der ÖPNV heute schon überdurchschnitt-
lich gut. Hier braucht es noch Netzverdich-
tungen, Taktverdichtungen und Anschluss-
angebote, wie Restmobilität über Elektro. 
Fuß- und Radverkehr müssen gestärkt wer-
den. Private Haushalte brauchen mehr Be-
ratung und bessere Rahmenbedingungen.

Was bedeutet Klimaneutralität im Kon-
text Ihrer Studie?

Machbarkeitsstudie und das Berliner 
Energie- und Klimaschutzprogramm (BEK) 
sind noch vor den Vereinbarungen des Pari-
ser Klimaabkommens geschrieben worden. 
Wir haben uns damals am 2-Grad-Ziel ori-
entiert und einen Zielwert von 4 Millionen 
Tonnen CO2 als Obergrenze bis 2050 aus-
gegeben – und das bei wachsender Bevöl-
kerung. Nachdem in Paris das 1,5-Grad-Ziel 
beschlossen wurde, müssen wir ehrgeiziger 
werden. Der Berliner Senat lässt derzeit prü-
fen, was das genau bedeutet.

Ist ein klimaneutrales Berlin 2050 mög-
lich?

Unseren damaligen Berechnungen zu-
folge: ja. Die neue Studie müssen wir ab-
warten.

Ist es notwendig?
Auf jeden Fall. Natürlich müssen wir 

das weltweit erreichen, nicht nur in Berlin. 
Aber wenn die Hauptstadt einer der reichs-
ten Volkswirtschaften auf diesem Planeten 
nicht vorangeht, sendet das das falsche Si-
gnal aus.

Was ist seit Ihrer Studie an Klimaschutz-
maßnahmen in Berlin geschehen?

Die meisten der von uns vorgeschlage-
nen rund 100 Maßnahmen befinden sich 
laut Monitoringbericht des Senats von 2019 
in Vorbereitung. Einige sind in Umsetzung, 
einzelne sind beschlossen. Der Senat hat al-
les in allem knapp 100 Millionen Euro in die 
Hand genommen, um die Maßnahmen des 
BEK finanziell zu untersetzen. Die Gelder 
sind noch nicht ausgeschöpft worden und 
werden zukünftig hoffentlich aufgestockt 
– auch im Lichte der Paris-Anpassung wird 
das nötig sein. Die Umweltverwaltung hat 
ein Verkehrsgesetz auf den Weg gebracht, 
das letzte Braunkohlekraftwerk wurde 2017 
stillgelegt, die Steinkohle soll folgen. Es gibt 
eine Solardachinitiative und vieles mehr.

Wie bewerten Sie die Maßnahmen?
Als gut, aber noch nicht ausreichend. Es 

ist auch eine Frage des Tempos.
Sind wir auf einem guten Weg das Ziel 

klimaneutrales Berlin 2050 zu erreichen?
Nach meiner Einschätzung haben die 

energie- und klimapolitischen Akteure aus 
SPD, Grünen und der Linken gut zusam-
mengearbeitet und sind mit Engagement 
bei der Sache. Ich kenne einige Landes- und 
Stadtregierungen, und nicht überall ist das 
gegenseitige Verständnis und der gemein-
same Wille zur Veränderung so deutlich 
wie in Berlin. Auf der Ebene der Regierung 
insgesamt und der anderen Senatsverwal-
tungen – auch bei einigen Bezirken – hakt 
es dagegen noch. Es sind auch Anzeichen 
der Verzettelung erkennbar. Ich würde mir 
wünschen, dass der oder die zukünftige Re-
gierende Bürgermeisterin das Thema Kli-
maschutz wirklich zur Chefsache machen 
würde.

Enno Schöningh ist Mitgründer des 
Unimagazins „COTR“ und forscht zu 
Klimamigration.

www.taz.de  tazberlin@taz.de 

Pia Paust-Lassen über Klima-Extreme, 
die Umwelt-Un-Gerechtigkeit verschärfen

Die Veränderung 
des Klimas hat 

direkte 
Auswirkungen auf 

die Gesundheit
Extremwetterereignisse wie z. B. Hitzewellen 
sind direkt verknüpft mit teilweise neuen Ge-
sundheitsgefahren. Krankheiten, die durch so 
genannte Vektoren übertragen werden, etwa 
Zecken oder eingeschleppte exotische Mücken-
arten, breiten sich aus. Auch allergische Atem-
wegserkrankungen durch invasive Pflanzenar-
ten, klimabedingte psychische Erkrankungen 
sowie die Zunahme von Hautkrebserkrankun-
gen und vermehrt vorzeitige Todesfälle durch 
Luftschadstoffe sind Folgen von Klimaverän-
derungen. Wie sich bestehende Unterschiede 
für die Lebensqualität der Gesellschaft ver-
schärfen, kann durch Umweltgerechtigkeits-
konzepte veranschaulicht werden.

Für Berlin wurde in den Jahren 2010 bis 2013 
– bundesweit erstmalig – ein zweistufiges Um-
weltgerechtigkeitsmonitoring entwickelt. Die-
ses Stadtbeobachtungssystem besteht aus ei-
nem umweltbezogenen „Kernindikatorensatz“, 
der durch gesundheitsorientierte, soziale und 
städtebaulich-stadtplanerische „Ergänzungsin-
dikatoren“ fachlich-inhaltlich untersetzt wird.

Die Berliner Umweltgerechtigkeitskarte 
2014 zeigt an, dass der größte Teil der drei-, vier- 
und fünffach belasteten Quartiere im hoch-
verdichteten „erweiterten Innenstadtbereich“ 
liegt. Die kleinräumigen kartografischen Dar-
stellungen und die dahinterstehenden raum-
bezogenen Daten machen die quartiersbezo-
gene Betroffenheit besonders deutlich. Sie zei-
gen den politischen Entscheidungsträgern, wo 
der Handlungsbedarf besonders groß ist.

„Wichtig ist, dass die Ergebnisse in die strate-
gischen Konzepte sowie informellen und for-
mellen Instrumente der Stadtentwicklung und 
der Umweltplanung eingehen“, betonte Heinz-
Josef Klimeczek 2019 beim Forum Nachhaltig-
keit von Berlin 21. „Für eine erfolgreiche Stra-
tegie zu mehr Umweltgerechtigkeit ist die Ent-
wicklung integrativer Planungsinstrumente 
und geeigneter Rahmenvorgaben und -bedin-
gungen erforderlich“, sagte er.

Auch mit Blick auf das Ziel „Klimaneutra-
lität Berlin 2050“ müssen die Ergebnisse die-
ser Datenerfassung größere Bedeutung erlan-
gen, denn die Gebiete mit Mehrfachbelastun-
gen sind gleichzeitig die vulnerablen Gebiete 
im Hinblick auf den Klimawandel.

Wie wäre es, wenn die Menschen in ihrem 
Kiez sich selbst um ihre Umweltbelastungen 
kümmern könnten, indem sie sich gegen Ver-
änderungen ihrer unmittelbaren Umwelt 
zur Wehr setzen könnten? Welche Verfahren 
müssten etabliert werden, damit vor Ort er-
fasste Messergebnisse – etwa aus dem BLUME-
Messnetz – allen Bewohner*innen zugänglich 
werden, und nicht nur Expert*innen zur Ver-
fügung gestellt werden?

Es gibt auch eine relativ aktive Szene von 
Bastlern, die sich selbst Geräte für die Luft-
wertemessung basteln; im Internet gibt es da-
für Anleitungen, was belegt, wie groß das Wis-
sensbedürfnis in der Bevölkerung ist und dass 
das eine ganz wichtige Ebene politischer Mit-
bestimmung ist.

Könnte die Regierung in Berlin deutlich 
mehr machen und zum Beispiel solche Geräte 
beziehungsweise Bastelanleitungen zur Verfü-
gung stellen – oder zumindest Orte schaffen, 
an denen man so etwas basteln oder auslei-
hen kann?

Das Thema Umweltgerechtigkeit muss also 
weiter entwickelt und vor allem auch dringend 
aktualisiert werden. Die Modellbezirke haben 
ihre Arbeit begonnen, daher fand im Januar 
2020 eine bezirkliche Konferenz in Tempelhof-
Schöneberg zur Umweltgerechtigkeit statt, in 
der Staatssekretär Stefan Tidow betonte, „an 
der Schnittstelle von Stadtentwicklungs-, Um-
welt-, Gesundheits- und Sozialpolitik liefert das 
Thema Umweltgerechtigkeit einen aktiven Bei-
trag zur nachhaltigen Entwicklung. Die Her-
ausforderungen, denen sich Berlin in diesem 
Zusammenhang stellen muss, erfordern inte-
griertes Handeln von Politik und Verwaltung 
unter Einbindung aller gesellschaftlichen Ak-
teure.“

Es gibt berechtigte Zweifel daran, dass die 
„Smart-City-Strategie“ (siehe taz vom 12./13. 9.) 
einen konstruktiven Beitrag zu diesen dringli-
chen Problemen wird liefern können.

Pia Paust-Lassen von Berlin21-RENNmitte 
lehrt an der ASH im Masterstudiengang 
Bildung für nachhaltige Entwicklung.

Interview Enno Schöningh

Übermorgen ist es soweit, denn 2050 ist 
wieder Jahr der großen Ausschüttung. Seit 
Anfang des Frühjahrs blinkt die Anzeige auf 
der Neuen Weltzeituhr am Allesandersplatz 
in pinken Lettern und verkündet das genaue 
Datum, an dem überschüssiger Besitz 
wieder an den Staat zurückgeht und in die 
Töpfe fließt, aus denen Geld für Bildung, 
Naturschutz, Politik und Soziales geschöpft 
wird. Alle 5 Jahre geschieht dies, die 

Menschen haben sich gut damit arrangiert.
Langsam strecken sich die ersten Sonnen-
strahlen über den Allesandersplatz, es 
summt, zwitschert und brummt auf und 
über der Wiese.
Ein Mensch beobachtet einen der bunten 
Paradiesvögel, die in Berlin nach dem 
unumkehrbaren Anstieg der Erderwärmung 
auf 1,5 Grad heimisch geworden sind. Es ist 
warm für Anfang Juni, doch wie in den 

letzten Jahren hat es auch in diesem viel 
geregnet, denn die Weltgemeinschaft 
kriegte 2022 doch noch die Kurve: verrin-
gerte Emissionen, Wirtschaft und Politik 
wurden umgestülpt.
In der ganzen Stadt gibt es viele Konzepte 
für Ressourcen (Aus)-Tausch, doch im 
Moment ist es ruhig, der Arbeitstag hat 
noch nicht begonnen. Nur ein Paar Nacht-
streuner radeln nach Hause. 

„Eine Frage 
des Tempos“
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Klimaschutz sollte 
zur Chefsache 
gemacht werden

Fritz 
 Reusswig
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Main. Seine 
Habilitation an 
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dam-Institut 
für Klimafol-
genforschung
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in der Giga-Factory von Tesla in 
Grünheide nur noch Elektro-
busse und -lieferwagen gebaut 
werden – also, nach der Verge-
sellschaftung natürlich (lacht).

Was für Aktionen habt ihr 
schon gemacht? Und was sind 
weitere Pläne?

Laila: Es gab Aktionen von 
Sand im Getriebe hier in Ber-
lin, bei denen wir nachts Pop-
up-Radwege selbst aufgebaut 
haben, in Neukölln und im Wed-
ding. Das geht wirklich ziem-
lich einfach – man darf sich nur 
nicht erwischen lassen.

Kim: Weil wir solche unge-
horsamen Aktionen hier in 
Berlin verstetigen wollen, ha-
ben wir dann vor Kurzem den 
Gründungsprozess für die Berli-
ner Ortsgruppe von Sand im Ge-
triebe gestartet. Unsere erste Ak-
tion war ein „Noise Ride“: eine 
Fahrraddemo gegen den Auto-
gipfel, um dagegen zu protes-
tierem, wie Kanzlerin Merkel 
die Autolobby hofiert.

Illegal aufgebaute Radwege 
verschwinden meist am nächs-
ten Tag wieder – wie wollt ihr 
mit euren Aktionen langfristig 
etwas verändern?

Laila: Mit Beharrlichkeit 
(lacht). Wenn wir immer wie-
der Aktionen machen und zei-
gen, wie leicht es gehen kann 
mit der Verkehrswende, dann 
können wir den Senat und die 
Bezirke unter Druck setzen. Un-
ser Ziel ist es, lauter und nervi-
ger zu sein als die ewiggestri-
gen Autofans, die die Verkehrs-
wende immer noch blockieren.

Kim: Es geht auch um Selbst-
Empowerment: Wir wollen zei-
gen, dass wir keine Lust mehr 
haben, giftige Luft zu atmen 
und beim Radfahren unser Le-
ben zu riskieren. Mit unseren 
direkten Aktionen zeigen wir: 
Wenn ihr keine sicheren Rad-
wege baut, dann machen wir das 
selbst. Und wenn ihr denkt, ihr 
könnt weiter mit eurem Auto die 

Ist das euer Ziel: eine Stadt 
ganz ohne Autos? Wie soll das 
funktionieren?

Laila: Wir wollen vor allem 
eine Stadt für Menschen: In der 
alle sicher von A nach B kom-
men können. Das heißt: mehr 
Platz fürs Radfahren, Zu-Fuß-
Gehen und für den ÖPNV. Und 
natürlich keine Autos mehr, 
klar! Aber das kann nur ein ers-
ter Schritt sein. Um die Klima-
krise zu stoppen, brauchen wir 
ein generelles Verbot von Ver-
brennungsmotoren und den 
konsequenten Rückbau der 
Autoindustrie. Das wird nicht 
leicht, denn die Lobby der kri-
minellen Autoindustrie von VW 
und Co. ist in Deutschland un-
glaublich stark. Aber spätestens 
der Dieselskandal hat ja gezeigt, 
dass es mit diesen Konzernma-
nagern keine Lösung für Klima-
schutz geben kann – sondern 
nur gegen sie.

Kim: Auch Elektroautos sind 
keine Lösung. Wir müssen weg 
vom motorisierten Individual-
verkehr, der unsere Städte ver-
stopft und die Privilegien der 
Reichen sichert. Wir wollen, dass 

Interview Lara Eckstein

Das Bündnis „Sand im Ge-
triebe“ hat im vergangenen 
Jahr die internationale Auto-
messe IAA in Frankfurt/M. 
mit zivilem Ungehorsam blo-
ckiert. Jetzt wollt ihr als „Sand 
im Getriebe Berlin“ die Ver-
kehrswende nach Berlin tra-
gen – warum das?

Kim: Verkehrswende beginnt 
im Lokalen: Eine Stadt wie Ber-
lin ist komplett vom Autover-
kehr dominiert – das können 
wir nur hier vor Ort ändern: 
mit Fahrradwegen, mehr Bus- 
und Bahnverkehr und eben da-
durch, dass wir Autos systema-
tisch Platz wegnehmen. Das wol-
len wir mit unseren Aktionen 
erreichen, hier in Berlin.

Laila: Das ist dann nicht nur 
gut fürs Klima, sondern auch 
für alle Menschen, die hier le-
ben und dem Autolärm, den Ab-
gasen und den Gefahren ausge-
setzt sind.

Aber Berlin hat doch schon 
ein Mobilitätsgesetz, Pop-up-
Bikelanes und sogar ein Stück 
autofreie Straße in Mitte …

Kim: Die Umsetzung des Mo-
bilitätsgesetzes kommt über-
haupt nicht voran: In elf von 
zwölf Bezirken tut sich so gut 
wie nichts – und die Pop-up-
Radwege in Kreuzberg will die 
AfD uns jetzt mit rechtlichen 
Tricks wieder wegnehmen. Die 
Klimakrise hat aber jetzt schon 
schreckliche Ausmaße ange-
nommen – da können wir nicht 
länger warten. Weil die Regie-
rung und die Verwaltungen ver-
sagen, nehmen wir jetzt die Ver-
kehrswende selbst in die Hand.

Laila: Viele Menschen kön-
nen sich die Stadt ohne Autos 
einfach gar nicht vorstellen. 
Wir wollen mit kreativen, un-
gehorsamen Aktionsformen 
schon mal zeigen und erlebbar 
machen, wie schön Berlin ohne 
Autos sein kann.

„Der nächste Schritt: 
ziviler Ungehorsam“
Wenn die Politik keine sicheren Radwege baut, dann machen wir das selbst, 
sagen Laila, 24, und Kim, 51, von der Gruppe „Sand im Getriebe Berlin“

Protest gegen 
den „Autogip-

fel“ am 
8. September: 
AktivistInnen 
von „Sand im 

Getriebe“ 
fahren mit 

Fahrrädern am 
Kanzleramt 

vorbei   
Foto: Annette 

Riedl/dpa 

Um die Klimakrise 
zu stoppen, 
brauchen wir ein 
Verbot von 
Verbrennungs-
motoren und den 
Rückbau der 
Autoindustrie
Laila

Analyse von Sarah Grzondziel  
zur Verkehrswende

Von pop-up zu  
stay there

Der Berliner Verkehr ist gefährlich. Vor allem 
für diejenigen, die nicht in einem Metallkäfig 
mit Knautschzone sitzen. Täglich befinden sich 
Radfahrer*innen in gefährlichen Situationen 
und Konflikten. Zum einen, weil sie nicht als 
gleichwertige Verkehrsteilnehmer*innen aner-
kannt werden, aber auch, weil die Stadt nach 
wie vor auf Autos ausgelegt ist. Berlin ist vie-
les – fahrradfreundlich ist es nicht.

Die Initiative „Volksentscheid Fahrrad“ will 
das ändern und hat 2017 einen ersten Entwurf 
für ein Mobilitätsgesetz verfasst. Das Gesetz 
wurde nach einem Volksbegehren vom Senat 
verabschiedet. Die Politiker*innen beschlos-
sen, dass Fuß-, Rad- und öffentlicher Perso-
nennahverkehr bei allen Planungen Vorrang 
erhält. „Einen Meilenstein in der Berliner Ver-
kehrspolitik“ nennt Changing Cities, der Ver-
ein, der aus dem Volksentscheid entstanden 
ist, diesen Schritt.

Seitdem sind zwei Jahre vergangen. Genü-
gend Zeit, erste Veränderungen in die Wege zu 
leiten und die Straßen für Fußgänger*innen 

und Radfahrer*innen sicherer zu gestalten. Viel 
ist allerdings nicht passiert. Laut Changing Ci-
ties ist ein Radverkehrsplan der erste Schritt, 
um das Mobilitätsgesetz vom Papier auf die 
Straßen zu bringen. Der Verein hat einen Vor-
schlag eingereicht, der Senat hat ihn bisher 
aber nicht angenommen. Radfahrer*innen 
haben also nach wie vor mit fehlenden oder 
schlecht ausgebauten Radwegen, gefährli-
chen Kreuzungen und parkenden Autos auf 
den Fahrradstreifen zu kämpfen.

2020 sind bereits 15 Radfahrer*innen im Ver-
kehr getötet worden – die meisten von ihnen 
aufgrund der Infrastruktur. Die betreffenden 
Kreuzungen und Straßenabschnitte wurden 
danach nicht verändert oder gesperrt, der Ver-
kehr fließt wie zuvor. „In einem Betrieb würde 
man auch keine gefährliche Maschine oder Ge-
rüst weiter einsetzen, wenn Menschen zu Scha-
den gekommen sind – das ist schlichtweg ver-
boten!“, kritisiert Ragnhild Sørensen, Spreche-
rin von Changing Cities, die fehlende Reaktion 
des Senats. So ist und bleibt Vision Zero, das 
Ziel, keine Verkehrstoten und Schwerverletz-
ten mehr zu haben, genau das – eine Vision.

Das Mobilitätsgesetz fordert breite, gut aus-
gebaute und vor allem geschützte Radwege. 
Sie sollen es Radfahrer*innen ermöglichen, 
schnell und sicher durch die Stadt zu kom-
men und Fahrradfahren attraktiver zu gestal-
ten. Bisher gibt es einige hundert Meter Rad-
wege, die den Kriterien entsprechen. Sie sind 
etwa durch Poller von der Straße abgegrenzt 
und breit genug, um einen fließenden Radver-
kehr zu ermöglichen.

Tatsächliche Veränderungen kamen erst mit 
der Coronapandemie: Pop-up-Radwege wurden 
eingerichtet, um Abstandsregelungen einzu-
halten, den öffentlichen Nahverkehr zu entlas-
ten und Menschen zur körperlichen Bewegung 
einzuladen. Sie stießen bei Radfahrer*innen 
auf große Zustimmung, denn sie verringern 
Unfälle.

Doch es wurde wieder einmal klar, dass die 
Bereitschaft für die Verkehrswende bei einigen 
Parteien – wenn überhaupt – nur so lange vor-
handen ist, bis der Autoverkehr eingeschränkt 
wird: Die AfD klagte gegen die Pop-up-Radwege 
und bezeichnete sie als „rechtswidrig“ – CDU 
und FDP stimmten zu. Das Verwaltungsgericht 
hat dem Antrag gegen die Radwege stattgege-
ben. Wenn das Urteil bestätigt wird, ist das, 
laut Sørensen, ein großer Rückschlag für die 
deutschlandweite Verkehrswende. Es liegt nun 
an der Senatsverwaltung, sich für die Radwege 
einzusetzen.

Der rot-rot-grüne Senat hat mit dem Mo-
bilitätsgesetz die Möglichkeit, die Verkehrs-
wende – und damit nicht nur die Sicherheit 
der Radfahrer*innen, sondern auch den Klima-
schutz – deutlich voranzutreiben. Dafür müs-
sen klare Zielvorgaben und ein Ablaufplan für 
die Umsetzung des Gesetzes her. Der Aufstieg 
hat geklappt, jetzt muss weiter in die Pedale 
getreten werden.

Sarah Grzondziel, 22, ist bei der BUNDjugend 
Berlin im Landesvorstand und im Arbeitskreis 
Umweltjournalismus aktiv. Alle Infos unter 
https://www.bundjugend-berlin.de
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Stadt blockieren, dann nehmen 
wir euch den Platz dafür weg.

Nun gibt es ja schon viele 
Fahrrad- und autofrei-Initiati-
ven in Berlin – braucht es euch 
da überhaupt noch?

Laila: Es ist toll, dass es so 
viele Initiativen für Radwege 
und autofreie Kieze gibt – aber 
den großen Wurf haben die bis-
her nicht gebracht. Das Mobili-
tätsgesetz war ein guter An-
satz, aber es wird nicht umge-
setzt. Jetzt sind viele ratlos, weil 
sie mit Unterschriften und an-
gemeldeten Demos allein nicht 
weiterkommen. Wir gehen da 
einfach den logischen nächs-
ten Schritt: Wir leisten zivilen 
Ungehorsam, um den Druck zu 
erhöhen.

Kim: Wir haben schon Er-
fahrung mit Aktionen des zivi-
len Ungehorsams – mit Ende Ge-
lände gegen Kohle oder vergan-
genes Jahr bei der IAA-Blockade 
in Frankfurt (a. M., Anmerkung 
der Redaktion). Jetzt zeigen wir 
in Berlin, wie das mit Verkehrs-
wende geht.

Die nächste IAA-Messe fin-
det nächstes Jahr im September 
in München statt, kurz vor der 
Bundestagswahl – gibt es dazu 
beim bundesweiten Bündnis 
von „Sand im Getriebe“ schon 
Pläne?

Kim: Fast ein bisschen schade, 
dass die Automesse nicht nach 
Berlin kommt (lacht). Aber klar, 
dann fahren wir halt nach Mün-
chen. Inmitten der Klimakrise 
noch eine Messe zu veranstal-
ten, bei der Verbrennermoto-
ren vergöttert werden und eine 
kriminelle Klimakiller-Indus-
trie den roten Teppich ausge-
legt bekommt – das geht wirk-
lich gar nicht!

Lara Eckstein organisiert 
Kampagnen zu Klimagerechtig-
keit und fährt Fahrrad in Berlin.
Sand im Getriebe Berlin erreicht 
man über Twitter: @BerlinSig

„So bleibt Vision Zero, 
das Ziel, keine Verkehrstoten 
und Schwerverletzten 
mehr zu haben, genau das – 
eine Vision.“

https://www.bundjugend-berlin.de


Brandenburg_Berlin-1881-2019

freitag, 25. september 2020 31berlintaz 🐾

Von Yann Schmidt 

„Europa ist der Ort, den die EU 
nicht kennt.“ Joulia Strauss sitzt 
auf einer gigantischen Schlange 
aus gemusterten Stoffen und 
spricht von ihrem eigenen Volk, 
den Mari. Die Mari leben in den 
Wäldern am östlichen Teil des 
europäischen Russlands, wo 
sie ihre Kultur und ihre Götter 
 gegen die Monotheisierung ver-
teidigt haben.

Im Gropius-Bau redet Joulia 
Strauss als Indigene über indi-
gene Kosmologien. Sie zündet 
ein Räucherstäbchen an. Es ist 
ein 30-tägiges Ritual, das an die-
jenigen Menschen erinnert, die 
an den Frontlinien der Klima-
krise gestorben sind, im Kampf 
um ihre Mitwelt. In die Schlange 
sind sieben kleine Altäre einge-
lassen, in denen kunstvolle Pa-
pierfiguren aufgestellt sind.

Joulia Strauss zeigt sie den 
Be  sucher*innen, die der Trans-
indigenous Assembly beiwoh-
nen. Sie nimmt sie auf eine Reise 
mit, erzählt von den Menschen 
in den Altären und ihren Kämp-
fen. Von Peru nach Indien und 
Australien, wo auf den Tiwi-In-
seln die Sistergirls leben, indi-
gene Transfrauen, die sich den 
patriarchalen Strukturen ihrer 
Communities widersetzen. Vom 
indischen Assam nach Kambod-
scha, Russland und Kolumbien, 

wo die indigene Gemeinschaft 
in Cauca europäische und tradi-
tionelle Therapieansätze vereint 
und die Behandlung von Trau-
mata zur politischen Aktion 
macht. Dazwischen singt Joulia 
Strauss Lieder aus den verschie-
denen Kulturen in der Original-
sprache und begleitet sich auf 
ihrer Berliner Lyra.

Die Veranstaltung ist Teil der 
Avtonomi Akadimia, die sich 
normalerweise im Garten der 
Akadimia Platonos in Athen 
ereignet. Für die Ausstellung 

Down to Earth ist sie zum ers-
ten Mal nach Berlin gekommen. 
Sie begreift marginalisiertes 
Wissen als eine Kraft der Trans-
formation, ganz im Sinne des 
Essays von Bruno Latour, der 
namensgebend für die Ausstel-
lung ist.

Dabei ist Down to Earth gar 
keine Ausstellung, folgt man 
dem Programmheft. Es ist eine 
Situation. Immersion lässt hier 
nicht nur die Barriere zwischen 
Erlebenden und Erlebtem ver-
schwimmen, sondern richtet 

sich in derselben Geste gegen 
die Grenze zwischen Kultur und 
Natur.

Ein Raum wurde von Asad 
Raza mit unfruchtbarer Erde ge-
füllt, die von „Kultivator*innen“ 
mithilfe von Alltagsmaterialien 
und Abfällen wiederaufbereitet 
wird. Die Besucher*innen kön-
nen ein Stück des Kunstwerks 
mit nach Hause nehmen und et-
was darin anbauen. Mit dem Ju-
tebeutel voller Erde in der Hand 
gehen sie in den nächsten Raum, 
vorbei an einem zersägten Por-
sche, der sein Innenleben offen-
bart. An anderer Stelle schillert 
auf dem Boden eine große Ber-
liner Pfütze, von Kirsten Pieroth 
aus Neukölln hierhergebracht, 
wo Menschen sie zu schätzen 
wissen.

Die Ausstellung spürt dem 
Terrestrischen nach, das Bruno 
Latour in seinem großen Essay 
als Neuausrichtung der alten po-
litischen Positionierungen zum 
Globalen und zum Lokalen aus-
macht. Es geht ihm darum, eine 
neue Beziehung zu dem Ort her-
zustellen, an dem wir leben. 
Die Ausstellung bezieht das auf 
die eigene Praxis. Alles ist un-
plugged, ohne Elektrizität. Am 
Ende des Tages geht die Sonne 
unter und es wird dunkel.

Yann Schmidt ist bei Fridays for 
Climate Justice an der FU Berlin.

Am „Tag des guten 
Lebens“ sind nur 
Teilen und Schenken 
erlaubt

Einen Monat lang spürte die Ausstellung „Down to Earth“ im 
Gropius-Bau dem Terrestrischen nach. Joulia Strauss inszenierte 
indigenes Wissen als Schlüssel zu einer neuen Beziehung zur Erde

Klima lokalisieren

Joulia Strauss mit ihrer Berliner Lyra, angefertigt ohne den traditionellen Schildkrötenpanzer. 
Wie der Rest der Ausstellung wird der Raum nur durch Tageslicht beleuchtet  
Foto: Yann Schmidt 

Von Lena Horlemann  
und Davide Brocchi

Ob der Gesellschaft ein radikaler 
Wandel bevorsteht, diese Frage 
stellt sich heute nicht mehr. Es 
geht nur noch um das Wie: by 
design or by disaster. Wenn wir 
den Wandel selbst gestalten wol-
len, dann ist der Weg das eigent-
liche Ziel. Wie unsere Gesell-
schaft mit der eigenen ökolo-
gischen und gesellschaftlichen 
Umwelt umgeht, das hat viel 
mit den sozialen und kulturel-
len Verhältnissen innerhalb der 
Gesellschaft selbst zu tun.

Der „Tag des guten Lebens“ ist 
der Katalysator für eine Trans-
formation, die eine Umwand-
lung der sozialen Beziehungen 
und der Herrschaftsverhält-
nisse aus dem Lokalen heraus 
voraussetzt. Wie würden un-
sere Kieze aussehen, wenn sie 
von den  Be woh ner*innen als 
Gemeingut selbstverwaltet und 
nach  eigenen Entwürfen des gu-
ten Lebens umgestaltet werden 
könnten? Weil wir diese Mög-
lichkeit nicht das ganze Jahr 
lang haben, beginnen wir mit 
einem Tag, dem „Tag des guten 
Lebens“.

Vor rund drei Jahren fand 
sich im Brüsseler Kiez in Wed-
ding eine Gruppe Menschen zu-
sammen, die diese Idee umset-
zen wollten. Zwei weitere Kieze 
in Lichtenberg und Neukölln 
folgten. Hinter dem Prozess hat 
sich ein Bündnis von 50 Organi-
sationen mit Akteuren aus Um-
welt, Kultur, lokalem Gewerbe 
und Sozialem formiert, das vom 
Verein Berlin 21 formell getra-
gen wird und von RENN.mitte 
unterstützt wurde.

Im Dezember 2019 stimmte 
das Berliner Abgeordnetenhaus 
einer zweijährigen Finanzie-
rung des Reallabors zu, die jetzt 
über die Bezirksämter realisiert 
wird. Aufgrund der Coronakrise 
musste der erste „Tag des guten 
Lebens“ in Berlin zwar ausfal-
len, dennoch geht die Arbeit in 
den Kiezen weiter. Zum Beispiel 
gibt es am 25. September sowie 
am 2. Oktober zwei „Wohnzim-
mer der Nachbarschaft“ auf der 
dann autofreien Antwerpener 
Straße im Wedding. In „Online-
Talks“ berichten Praktiker, wie 

man die Gestaltung des eige-
nen Kiezes in die Hand neh-
men kann.

Zu oft bleiben die Mobilitäts- 
und Klimawende, die Förderung 
einer gelebten Demokratie, der 
Toleranz und des Zusammen-
halts im Stadium einer verba-
len Debatte hängen. Solche Dis-
kurse werden nebeneinander 
geführt, oft in einer Nische oder 
gar Blase, wobei diese Parzellie-
rung der Transformation keinen 
großen Schub liefern kann. Der 
Transformationsansatz hinter 
dem „Tag des guten Lebens“ ver-
bindet viele Diskurse und Ziele, 
indem sie den Kiez zum Realla-
bor macht.

In Köln, wo dieser Tag seit 
2013 jährlich in wechselnden 
Quartieren stattfindet, betrifft 

dies jeweils 15.000 bis 35.000 
Be wohner*innen, die dann das 
eigene „Veedel“ aus einer ganz 
anderen Perspektive erleben. 
Sie machen selbst die Erfah-
rung, dass große Freiflächen 
viel sinnvoller und kreativer ge-
nutzt werden können, als nicht 
genutzte Fahrzeuge darauf zu 
parken.

Die Nachbarschaft erlebt die-
sen enormen Eingriff nicht als 
Fremdbestimmung, sondern 
als einen Beitrag zur Selbstbe-
stimmung, vorausgesetzt, der 
partizipative und demokrati-
sche Prozess im Kiez beginnt 
lange im Voraus und wird sorg-
fältig gefördert, zum Beispiel 
durch regelmäßige Nachbar-
schaftstreffen, Arbeitsgruppen 
oder gemeinsame Kunstaktio-
nen. Idealerweise bestimmt 
jede Nachbarschaft, was auf der 
eigenen Straße am „Tag des gu-
ten Lebens“ passiert. Genau da-
bei macht die Bewohnerschaft 
die Erfahrung, dass schon im 
engen Raum ganz unterschied-
liche Vorstellungen vom guten 
Leben herrschen: Kinder wollen 
spielen, die Jugend tanzen und 
die Älteren die Ruhe genießen. 

Manche wollen freie Fahrt für 
das Rad, andere lieber gemein-
sam essen.

Wie kommt man zu einer ge-
meinsamen Vorstellung, die die 
Vielfalt zur Geltung kommen 
lässt statt unterdrückt? Wie ist 
die Nachbarschaft als weltof-
fene Wohngemeinschaft mög-
lich? Sicher braucht sie unent-
geltliche Rituale, genau wie in 
jeder Familie und jedem Freun-
deskreis. Am „Tag des guten Le-
bens“ sind das Verkaufen und 
Kaufen im öffentlichen Raum 
untersagt, nur Teilen und Schen-
ken sind erlaubt.

Wenn die Krise der Demo-
kratie und die Finanzkrise Aus-
druck einer Vertrauenskrise 
sind, dann stellt sich die Frage, 
wo das Vertrauen, das eine ge-
sunde Demokratie und eine 
faire Ökonomie benötigen, wie-
der entstehen kann. Die Antwort 
lautet: im Lokalen, dort wo Men-
schen persönlich miteinander 
interagieren und sich mit über-
schaubaren Räumen als Ge-
meingut identifizieren können.

Ohne die Zustimmung der 
politischen und administrati-
ven Institutionen kann jedoch 
kein echter Freiraum für die 
partizipierte Transformation 
entstehen. Dafür ist ein paral-
leler Prozess notwendig, der 
zur nötigen public citizen part-
nership führt. Es braucht eine 
breite, bunte Bewegung hinter 
der Initiative, die für die nötige 
Augenhöhe mit der Verwaltung 
sorgt, damit das gute Leben und 
die Transformation in den Städ-
ten nach und nach gemeinsam 
erreicht werden.

Lena Horlemann ist Projektkoor-
dinatorin des „Tag des guten 
Lebens“ bei Berlin 21 e. V.
Davide Brocchi ist Soziologe 
und Initiator des Tags des guten 
Lebens in Köln und Berlin.

Am 25. September und 
2. Oktober verwandelt sich die 
Antwerpener Straße in Wedding 
in das „Wohnzimmer der 
Nachbarschaft“ für Groß und 
Klein. Von 14 bis 18 Uhr wird 
präsentiert, diskutiert, ge-
tauscht, gespielt, kurzum: die 
autofreie Straße kreativ genutzt.
Infos: tagdesgutenlebens.berlin

Die Straße als Reallabor
In was für einer Welt wollen wir leben? Wie ein friedliches, 
demokratisches und klimafreundliches Zusammenleben aussehen kann, 
wird beim „Tag des guten Lebens“ in drei Berliner Kiezen erprobt

Indigenes 
Wissen als 
Kraft der 
Transformation
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Von Lena Goldschopf

Corona holte die Luftfahrt auf 
den Boden. Davor befand sie 
sich auf einem Höhenflug auf 
Kosten des Klimas. Der zivile 
Flugverkehr ist schon jetzt laut 
Umweltbundesamt für fünf bis 
acht Prozent der menschenge­
machten Klimaerhitzung ver­
antwortlich. 2,4 Prozent gehen 
auf die Kappe des CO2, den Rest 
verursachen Stickoxide, Wasser­
stoff und weitere Effekte. Die 
Industrie plant für die nächs­
ten zwei Jahrzehnte eine Ver­
dopplung der Flugkilometer 
und Flugzeuge, inklusive über 
tausend erweiterte oder neue 
Flughäfen.

Darunter der Flughafen Ber­
lin Brandenburg. Die ursprüng­
lich für den 30. Oktober 2011 ge­
plante Eröffnung des BER ist – 
nach kleineren Zwischenfällen 
und circa siebenmaliger Ver­
schiebung – für den 31. Oktober 
2020 angesetzt. Im letzten Jahr 
verbreitete sich das Bekenner­
video einer Gruppe von Pingu­
inen namens „Am Boden blei­
ben“. Sie zeichneten sich für 
die jahrelang verhinderte Er­
öffnung des Flughafens verant­
wortlich. Im Namen des Klimas 
sabotierten die „coolsten Vögel, 
die am Boden bleiben“, mehr­
mals die Baumaßnahmen, um 
eine Zunahme der Emissionen 
zu verhindern …

In Wahrheit mussten die Pin­
guine für die zu kurzen Roll­
treppen, die planlose Kabelver­
legung, marode Elektronik, die 
sich nicht öffnenden Brand­
schutztüren und die täglich 
versenkten Steuergelder kei­
nen Finger rühren.

Was aber spätestens jetzt ak­
tiv verhindert werden muss: 
eine reibungslose Eröffnung 
des Flughafens. Die Pinguine 
planen eine Massenaktion zivi­
len Ungehorsams, um „den BER 
auf Eis zu legen“.

Dabei geht es nicht darum, 
einzelne Passagiere zu blockie­

ren. Der Klimagerechtigkeits­
gruppe geht es mit der Aktion 
vielmehr darum, öffentlich­
keitswirksam einer ungerechten 
und klimaschädlichen Indus­
trie die Absage zu erteilen. Das 
„Flug­Shaming“ sehen sie als 
wenig zielführend. Dass schein­
bar gut gebildete, umweltbe­
wusste Grünwähler*innen die 
sind, die am meisten fliegen, 
zeigt: Fliegen ist eine Frage von 
Klasse und „race“, und eine im­
periale Lebensweise gäbe es 
nicht ohne die dahinterliegen­
den Strukturen, die Infrastruk­

turen und Gesetze, die den Flug­
verkehr stabilisieren.

In Deutschland erhalten 
die Fluglinien circa 13 Milliar­
den  Euro Steuergelder jährlich 
durch eine fehlende Kerosin­ 
und Mehrwertsteuer. Neun Mil­
liarden bekam erst kürzlich die 
Lufthansa, und über sechs Mil­
liarden verschluckt der BER bis 
zur Eröffnung. Profitieren tun 
davon wenige Konzerne und 
Vielflieger*innen. In Deutsch­
land fliegen sieben Prozent der 
Menschen zehnmal oder häufi­
ger pro Jahr. Die Mehrheit fliegt 
selten bis gar nicht: Weltweit sa­
ßen bisher über 80 Prozent der 
Menschen noch nie im Flieger.

Um den Flugverkehr effektiv 
reduzieren zu können, braucht 
es vor allem im globalen Nor­
den eine andere Lebens­, Ar­
beits­ und Wirtschaftsweise. 
Flugverkehr ist zentral für den 
globalisierten hypermobilen 
Kapitalismus. Zu ihm gehören 
Businessflüge ebenso wie Wa­
ren aus aller Welt, Massentou­

Direktflug in 
die Klimakrise?

Plakat von: „Am 
Boden 

bekanntmachung
KFZ Pfandversteigerung am 02.10.2020 
in Berlin 08:30 Uhr Pfando‘s cash & 
drive GmbH - Bismarckstraße 24 - 
10625 Berlin

suche
Nette Familie aus Berlin sucht einen 
schönen Kleingarten in Berlin oder Bran-
denburg, der mit Bus/Bahn erreichbar ist, 
familiengruen@posteo.de.

transporte
zapf umzüge, ☎ 030 61 0 61, www.zapf.
de, Umzugsberatung, Einlagerungen, 
Umzugsmaterial, Beiladungen, Material-
lieferungen, Akten- und Inventarlagerung

wohnen biete
Möblierte Einliegerwohnung am 
Rande der Schorfheide zu vermieten. 
Ideal für stadtmüde Familie mit Kindern 
als Zweitwohnsitz im restaurierten 
Landhaus. Großer Grünbereich im Hof. 
ÖPNV-Anschluß, Internet. Details unter 
ebay-kleinanzeigen Stichwort „Woh-
nung“ Ort „Liebenwalde“ Warmmiete 
750,- carloforte@easy-lift.de 

wohnen suche
Krankenpflegerschüler, 21 Jahre alt 
/ seit 5 Jahren in Deutschland sucht 
dringend kleine Wohnung bis 500 € 
Warmmiete. ☎ 017632220059 oder 
ahmadipuyesh1999@gmail.com

lokalprärie

Dass 
Grünwähler*innen 
am meisten fliegen 
zeigt: Fliegen ist eine 
Frage von Klasse 
und „race“

Von Initiative Klimaneustart Berlin

Die Berliner Regierung – der Senat – peilt wei­
terhin Klimaneutralität bis 2050 an. Das reicht 
bei Weitem nicht aus, um dem 1,5­Grad­Ziel des 
Pariser Klimaabkommens gerecht zu werden. 
Wir wollen Berlin so schnell wie möglich kli­
maneutral umbauen und nutzen dafür die Mit­
tel der direkten Demokratie:

Mit der Volksinitiative Klimanotstand Ber­
lin haben wir im letzten Jahr maßgeblich dazu 
beigetragen, dass der Senat im Dezember 2019 
die Klimanotlage ausgerufen hat. Seitdem ist 
nichts geschehen, das darauf hinweist, dass 
diese Notlage auch anerkannt wird – von „drin­
gendem Handeln“ kann keine Rede sein (Hier 
unsere ausführliche Zusammenfassung und 
Bewertung der Berliner Klimapolitik).

Es gibt von Seiten der Regierung keine re­
gelmäßige Kommunikation und Transparenz 
im Bezug auf ihre Klimapolitik: Was bedeu­
tet die Klimanotlage für uns? Was plant die 
Stadtverwaltung? Was muss für frühestmögli­
che Klimaneutralität geschehen? Worauf müs­
sen sich die Bürger:innen einstellen? Wie wer­
den Klima­ und Coronakrise gemeinsam an­
gegangen?

Wir fordern daher die Einberufung eines 
Klima-Bürger:innenrates! Berliner Bür ger:in­
nen aus allen Bevölkerungsschichten sollen zu­
sammenkommen, fundiert informiert werden 
und zu konkreten Maßnahmen beraten, um 
dann Empfehlungen an die Politik auszuspre­
chen. Wie kann unsere Stadt im Einklang mit 
dem 1,5­Grad­Ziel von Paris klimaneutral wer­
den?

Warum ein Bürger:innenrat?
Ein repräsentativ ausgeloster Rat von Bür­
ger:in nen kann bei gesamtgesellschaftli­
chen, schwierigen politischen Entscheidun­
gen die parlamentarische Demokratie sinn­
voll ergänzen. Aufgrund der weitreichenden 
Konse quenzen der Klimapolitik halten sich 
Politiker:innen mit konkreten Maßnahmen 
zurück. Die Teilnehmenden des Rates werden 
ausgewogen informiert und erarbeiten ge­
meinsam Handlungs­Empfehlungen für die 
Politik.

Parallel dazu erarbeiten wir derzeit eine 
Gesetzesvorlage zur Verschärfung der Berli­
ner Klimaschutzziele. So wollen wir den Se­
nat zwingen, die Transformation unserer Stadt 
wesentlich schneller anzugehen. Dazu werden 
wir ab 2021 Unterschriften für einen Volksent­
scheid sammeln, damit die Bevölkerung über 
pariskonforme Klimaziele selbst abstimmen 
kann.

Infos: klimaneustart.berlin

Ein 
Bürger*innenrat 
muss her!
Die Gesetze müssen verschärft 
werden, um die Pariser 
Klimaziele zu erreichen

Von Annette Jensen

„Berlin ernährt sich klima­ und sozial ge­
recht im Jahr 2030“ – unter diesem Motto 
veranstaltet der Berliner Ernährungsrat 
eine Aktionskonferenz. Gegenwärtig fin­
den Ideenküchen statt, in denen vielfäl­
tige Menschen ihre Kompetenzen als Zuta­
ten liefern. Vom 19. bis 21. November sollen 
die Projekte fertig gebacken und serviert 
werden.

„Der globale Lebensmittelsektor ist für 
bis zu einem Drittel der Treibhausgasemis­
sionen weltweit verantwortlich“, schreibt 
Johan Rockström, Leiter des Potsdam­Ins­
titut für Klimafolgenforschung. Landwirt­
schaft, Transport, Verarbeitung, ein Drittel 
des Essens landet im Müll, hoher Fleisch­
konsum – all das trägt dazu bei. Doch auch 
aus anderen Gründen kann es nicht so 
weitergehen: Unsere Art der Ernährung 
ist Hauptursache für den rasanten Arten­
schwund, Adipositas als Volkskrankheit, 
katastrophale Arbeitsbedingungen auf Fel­
dern und in Schlachthöfen sowie die Ab­
holzung der Regenwälder. Einzelne Prob­
lemfelder isoliert zu betrachten, macht kei­
nen Sinn – in den Fokus gehören Lösungen.

Rockström hat einen Speiseplan zusam­

mengestellt, wie jeder Mensch auf der Welt 
klimafreundlich satt werden kann. Das 
Leibniz­Zentrum für Agrarlandschaftsfor­
schung in Müncheberg hat ausgerechnet, 
dass Berlin mit Lebensmitteln aus einem 
Radius von etwa 100 Kilometern rund um 
die Stadt zu versorgen wäre. Der Kompass 
zeigt die Richtung: Überwiegend regional 
und saisonal, wenig Fleisch und Verzicht 
auf gefährliche Agrochemikalien.

Zugleich müssen die Lösungen anstän­
dige Arbeitsbedingungen ermöglichen 
und gute Lebensmittel für alle – nicht nur 
für Wohlhabende. Bei näherer Betrach­
tung erweisen sich Billiganbieter auch für 
ärmere Konsumentengruppen als Teil des 
Problems. Die Aldi­Erben führen die Liste 
der reichen Deutschen an, Schlachter Tön­
nies belegt Platz 85. Dass viele Haushalte 
immer weniger Geld für Lebensmittel ha­
ben, liegt auch an steigenden Mieten – und 
die werden teurer, weil Reiche Immobilien 
als Investitionsobjekte suchen.

Berlin hat sich als eine der ersten Städte 
verpflichtet, ein gerechtes, dauerhaft trag­
fähiges Ernährungssystem einzurichten. 
Seit vergangenem Dezember gilt die Kli­
manotlage. Doch bei der Umsetzung ha­
pert es. Zum Startschuss soll nun die Ak­

tionskonferenz werden, die von Berlin 21/
RENN.mitte und der Verbraucherschutz­
abteilung im Justizsenat unterstützt wird.

Nötig sind außerdem Orte in jedem Be­
zirk, wo Lebensmittel gelagert, gehandelt 
und verarbeitet werden und wo Ernäh­
rungsbildung stattfindet. Das Baumhaus 
im Wedding entwickelt gerade die Grund­
lagen für LebensMittelPunkte (LMP). Au­
ßerdem setzen sich Berliner Ernährungsrat 
und thf.vision für einen Ernährungscam­
pus im Tempelhofer Flughafen ein, damit 
sich Praxis, Forschung und Bildung gegen­
seitig vorantreiben können.

Ein Konzept gibt es bereits, die für Er­
nährung zuständige Staatssekretärin Mar­
git Gottstein hat den Raumbedarf angemel­
det – doch die Verwaltung will zehn Jahre 
ohne Bürgerbeteiligung sanieren. So lange 
kann Berlin nicht warten. Deshalb wird der 
Ernährungscampus jetzt „im Exil“ weiter­
entwickelt.

Annette Jensen ist Sprecherin des 
Berliner Ernährungsrats und Mitgründerin 
von thf.vision.
Aktionskonferenz des Berliner Ernährungs-
rats: 19.–21. 11.
Infos: ernaehrungsrat-berlin.de

Geschmack der Zukunft
Der Berliner Ernährungsrat setzt sich für gutes und klimafreundliches Essen für alle ein – und nutzt 
dafür die Kollektivintelligenz in der Stadt und wissenschaftliche Erkenntnisse

rismus zur schnellen Entspan­
nung vom stressigen Alltag 
und Militärluftfahrt zur Ver­
teidigung einer neokolonialen 
Weltordnung.

„Wenn wir es nicht schaffen, 
den Kapitalismus mit seinem 
Wachstumszwang und seiner 
Hypermobilität zu überwin­
den, sind weder die Verhinde­
rung der Klimakrise noch so­
ziale Gerechtigkeit und Bewe­
gungsfreiheit weltweit möglich“, 
heißt es in dem Aufruf von Am 
Boden bleiben. Ziel der Gruppe 
ist es, mit der Blockade des Flug­

hafen BER die Absurdität neuer 
Fluginfrastruktur in Zeiten der 
Klimakrise und die damit ver­
bundenen Ungerechtigkeiten 
sichtbar zu machen und dazu 
beizutragen, dass die unbeab­
sichtigte Pause im Flugverkehr 
genutzt wird, einen Umbau hin 
zu einer klimagerechten Mobi­
lität und Bewegungsfreiheit für 
alle zu gestalten.

Lena Goldschopf freut sich  
auf die nächste Aktion von  
„Am Boden bleiben“.
Infos: www.ambodenbleiben.de

Eine Gruppe von Pinguinen namens „Am Boden bleiben“ plant 
eine Massenaktion des zivilen Ungehorsams um die Eröffnung 
des Flughafens BER am 31. Oktober zu blockieren
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Wo Klimawan-
del sichtbar 

wird: Die lange 
Trockenheit in 
den Sommer-

monaten 
bringt 

Landwirte 
schon jetzt an 

ihre Grenzen
 Foto: Julian 

Stratenschulte/
dpa

Interview Annika Kruse

taz: Herr Althusmann, würden 
Sie Ihren Kindern erlauben, 
freitags die Schule zu schwän-
zen, um zu demonstrieren?

Bernd Althusmann: Bei 
meinen schulpflichtigen Kin-
dern lege ich da sehr viel Wert 
drauf, dass sie auch am Unter-
richt teilnehmen. Meine heute 
13-jährige Tochter hatte ein-
mal den Wunsch, an einer Frei-
tagsdemonstration teilzuneh-
men. Das habe ich ihr dann un-
ter der Bedingung erlaubt, dass 
das Thema später auch im Un-
terricht erörtert wird. Jeden Frei-
tag fände ich problematisch. 
Das geht auch nach der Schule.

Würde Ihre Tochter dann 
nicht gegen Ihre eigene Poli-
tik auf die Straße gehen?

Nein, weil unsere Politik 
schon seit Jahren von der Bewah-
rung der Schöpfung geprägt ist. 
Die Bundesregierung war auch 
maßgeblich an der Entstehung 
des Pariser Abkommens betei-
ligt. Außerdem haben wir zahl-
reiche Klimaschutzgesetze ver-
abschiedet und setzen uns be-
reits seit den 70er-Jahren mit 
dem Treibhausgaseffekt ausei-
nander. Mir war immer ein gu-
ter Ausgleich von Ökonomie 
und Ökologie wichtig, weshalb 
ich stark den Ausbau der Wind-
kraft vorangetrieben habe. 

Laut Pariser Abkommen be-
nötigen wir Klimaneutralität 
bis 2050. Warum strebt Nie-
dersachsen eine Emissionsre-
duktion von 80 bis 95 Prozent 
bis 2050 lediglich an? 

Wir versuchen Schritt für 
Schritt mehr Klimaschutz zu 
betreiben und möchten in Nie-
dersachsen größtmögliche Kli-
maneutralität 2050 erreichen. 
Wir wollen mit einer klugen 
Wirtschaftspolitik, die auf In-
novationen setzt, den Klima-
wandel bekämpfen, denn wir 
wissen natürlich, dass eine Er-
derwärmung von über 1,5 Grad 
irreversible Schäden an unse-
rem Planeten hinterlässt. 

Wie genau ist es mit Gerech-
tigkeit vereinbar, dass Nieder-
sachsen als wohlhabendes 
Bundesland mit historischer 
Verantwortung zum gleichen 
Zeitpunkt klimaneutral wer-
den soll, wie jede andere Ge-
gend dieser Erde? Müsste das 
nicht früher sein?

Wir haben in Niedersach-
sen einen Ökostromanteil von 
etwa 50 Prozent, da sind wir ei-
nes der führenden Länder. Die 
Klimaziele, die wir uns vorge-
nommen haben, sind erreich-
bar und mit Innovationen zu 
erzielen. Klimaneutralität bis 
2035 – Ihr erklärtes Ziel bei Fri-
days for Future – ist sehr ambi-
tioniert. Ich stimme Ihnen zu, 
dass wir im Klimaschutz mehr 
tun müssen, aber nicht in der 
Zeitplanung, da ich glaube, dass 
wir den Strukturwandel, den wir 
brauchen, nur Schritt für Schritt 
vornehmen können.

Mit Klimaneutralität 2050 
können wir den schlimmsten 
Folgen der Klimakrise nicht 
mehr entgegenwirken. Wo 
merkt man sie schon?

Sie ist bereits in Extremwetter-
ereignissen und hohen Tempe-
raturen sichtbar, auch in Nieder-
sachsen. Es ist spürbar, dass wir 
etwas tun müssen. Deshalb ha-
ben wir das Klimaschutzgesetz 
eingebracht. Es ist gerade im 
parlamentarischen Verfahren.

Sie selbst sitzen im VW-Auf-
sichtsrat. Was wird dort fürs 
Klima getan?

VW treibt gerade mit viel Po-
wer die Elektromobilität voran.

Damit sich E-Mobilität lohnt, 
brauchen wir Erneuerbare. 
Wie ist es zu erklären, dass der 
Windkraftanbieter Enercon 
Tausende Stellen streicht?

Klimawandel ist real.
Der Klimawandel ist da. Seit 
dem Beginn der Industriali-
sierung ist die globale 
Mitteltemperatur um etwa  
1 °C gestiegen. Die Auswir-
kungen dieser Erwärmung 
sehen wir jetzt – im Schwin-
den des Eises auf dem 
Nordpolarmeer. In der 
Häufigkeit heißer Sommer. Im 
Ansteigen des Meeresspie-
gels. In der zunehmenden 
Trockenheit in vielen 
Regionen der Erde. In extrem 
hohen Temperaturen in Sibiri-
en. Im Schwinden der 
Gletscher in den Alpen. Im 
Sterben der Bäume. 

Wir sind die Ursache.
Für jede Tonne Kohlendioxid, 
die ein Mensch irgendwo in 
die Atmosphäre freisetzt, 
schmelzen im Arktischen 
Ozean drei Quadratmeter 
Packeis. Das liegt daran, dass 
durch mehr Kohlendioxid die 
Atmosphäre mehr Wärme in 
Richtung der Erdoberfläche 
abstrahlt. Diese Wärmeab-
strahlung der Atmosphäre 
merkt man zum Beispiel 
nachts, wenn die Sonne 
untergegangen ist, und wir 
trotzdem nicht in der Kälte 
des Weltraums stehen. Alle 
anderen Faktoren, die das 
Klima der Erde beeinflussen, 
haben sich in den letzten 
Jahrzehnten kaum geändert. 
Sie können die Erwärmung 
nicht erklären.

Klimawandel ist gefährlich.
Das Klima der Erde war in 
den 10.000 Jahren vor dem 
Beginn der Industrialisierung 
ungewöhnlich stabil. Die 
Entwicklung unserer 
Zivilisation von der Steinzeit 
bis zur Gegenwart fand in 
diesen 10.000 Jahren statt. 
Unsere gesamte Infrastruktur 
ist an diesen stabilen 
Klimazustand angepasst. 
Und genau das macht den 
Klimawandel so gefährlich: 
Unsere gesamte Zivilisation 
ist von ihm betroffen. Er 
entwickelt sich unheimlich 
schnell. Und wenn die 
einschneidenden Folgen da 
sind, wird es zu spät sein, um 
sie noch zu verhindern. 

Fachleute sind sich einig.
Der Fortschritt der Wissen-
schaft lebt vom ständigen 
Hinterfragen früherer 
Erkenntnisse. Das ist unser 
täglich Brot als 
Wissenschaftler*innen. Der 
größte Erfolg eines Klimafor-
schers wäre es herauszufin-
den, dass fundamentale 
Erkenntnisse zum Klimawan-
del falsch sind. Aber wir 
finden keine fundamentalen 
Fehler. Die Messdaten geben 
uns immer wieder recht. Die 
Modelle stimmen im Großen 
und Ganzen mit den Messun-
gen überein. Der Klimawan-
del ist da. 

Wir können noch etwas tun.
Eigentlich ist es gut, dass wir 
Wissenschaftler*innen so 
sicher sind, dass der größte 
Teil der Erwärmung in den 
vergangenen Jahrzehnten 
von uns Menschen verur-
sacht ist. Das bedeutet 
nämlich, dass wir Menschen 
es zum allergrößten Teil 
selbst in der Hand haben, wie 
sich das Klima in Zukunft 
entwickeln wird. Die Zukunft 
des Planeten liegt wortwört-
lich in unseren Händen.

Dirk Notz ist Professor an 
der Uni Hamburg und 
Forschungsgruppenleiter 
am Max-Planck-Institut für 
Meteorologie.  

Die Fakten

„Die Bewahrung der Schöpfung“
Bernd Althusmann ist niedersächsischer Wirtschaftsminister und hat damit den nötigen Einfluss, um sich für 
Klimaschutz einzusetzen. Er glaubt, die Ziele müssten realistisch bleiben. Klimaneutralität 2035 sei zu ambitioniert

Die Erderwärmung 
wird irreversible 
Schäden 
hinterlassen

Der Windkraftausbau ist in 
den vergangenen Jahren ins 
Stocken gekommen. Das liegt 
an der bundesweiten Deckelung 
der Windkraft, gegen die wir 
uns schon öfter eingesetzt ha-
ben. Gerade haben wir Tausende 
von Windkraftanlagen, die dar-
auf warten, genehmigt zu wer-
den und dann an Bürgerinitiati-
ven scheitern. Wir könnten und 
müssten den Ausbau der Wind-
energie stark beschleunigen, ge-
rade im Offshore-Bereich. 

Wie planen Sie, die Emissio-
nen im Verkehrssektor zu sen-
ken, die seit 1990 immer weiter 
gestiegen sind?

Die größten Emittenten der 
Welt, dazu gehören die USA, 
China, Russland und die EU, ha-
ben sich verpflichtet, die Emis-
sionen stark zu reduzieren. Ich 
bin sicher, dass wir es mit tech-
nischen Lösungen schaffen kön-
nen, sie auch im Verkehrssektor 
zu senken. Die Ankündigung 
von Airbus zur Entwicklung kli-
maneutraler Wasserstoff-Flug-
zeuge wird den Luftfahrtbereich 
revolutionieren.

Wie können Deutschland 
und Niedersachsen Vorreiter 
im Klimaschutz werden?

In Deutschland beginnen wir 
zum Beispiel ab 2021 mit der 
Einführung der CO2-Steuer mit 
dem Einstiegspreis von 25 Euro 
pro Tonne CO2. Danach wird der 
Preis schrittweise auf bis zu 55 
Euro im Jahr 2025 ansteigen.

Die Tonne CO2 kostet fol-
gende Generationen laut Um-
weltbundesamt 180 Euro.

Deutschland tut bereits viel 
fürs Klima, beispielsweise beim 
Kohleausstieg. Aber Deutsch-
land ist auch nicht das einzige 
Land im Kyoto-Protokoll.

Mit einem Kohleausstieg 
2038 wäre Deutschland jedoch 
das letzte europäische Land mit 
Kohleausstiegsplan, das aus 
der Kohle aussteigen würde. 

Wir müssen neben dem Koh-
leausstieg auch den Ausstieg aus 
der Kernkraft organisieren und 
dabei die Energiesicherheit nicht 

gefährden. Dieser Herausforde-
rung stellt sich kein anderes 
Land. Die Rettung des Klimas ist 
ein Thema, dem wir uns stellen 
müssen. Wir brauchen eine Stra-
tegie mit realistischen Zielen.

Wir müssen uns immer be-
wusst machen, dass das Klima 
mehr als nur ein politisches 
Thema ist, sondern die Rettung 
unserer Lebensgrundlage. 

Annika ist 18 und studiert 
Politikwissenschaft.

Bernd Althusmann
53, ist in Niedersachsen 
Wirtschaftsminister und der 
Vorsitzende des CDU-Landes-
verbandes, von 2010 bis 2013 
war er Kultusminister.
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Naturwissenschaftliche Klimaforscher*innen warnen vor den katastrophalen Auswirkungen des Klimawandels.  
Die Klimabewegung fordert eine sozialökologische Transformation: Alles muss sich radikal ändern, aber wie?

Wandel ohne Panikmodus
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Dschungel 
statt Punsch
Von Maximilian Herzog

E
rkennen Sie auf 
dem Foto den Rat-
hausmarkt wieder? 
Hamburgs Wahrzei-
chen als grünes Bio-
top, umringt vom 

Einheitsgrau der Innenstadt: 
Ein Paradies für Vögel und In-
sekten und ein Ruheort für ge-
stresste Stadtbürger? Die meis-
ten von Ihnen würden auf ein 
solches Vorhaben wohl reagie-
ren mit: „Wie könnt ihr es wagen, 
den Ort meines letzten Glüh-
weinrausches anzurühren?! Ir-
gendwann ist mal gut!“

Aber sind es nicht genau 
diese Denkbarrieren, die uns 
als (Stadt-)Gesellschaft daran 
hindern, Hamburg endlich kon-
sequent so weiterzuentwickeln, 
dass unser Handeln der 1,5-°C-
Grenze globaler Erhitzung ge-
recht wird? Die Klima krise stellt 
uns vor immense Herausforde-
rungen. Wir müssen deshalb 
viel schneller handeln – und 
die Stadtplanung spielt hierbei 
eine herausragende Rolle. Jede/r 
von uns weiß um die Hitzewel-
len, den Starkregen und das Ver-
schwinden der Insekten. Um 
also auf unseren neuen Rat-
hausdschungel zurückzukom-
men: Warum denn eigentlich 
nicht?

Ein Blick auf die blanken 
Fakten verdeutlicht uns unsere 
Verantwortung als Hafenstadt. 
Denn die globale Klimaerhit-
zung wird maßgeblich durch 
Städte und ihren Ressourcen-
verbrauch verursacht. Bis zu 
80 Prozent der weltweiten CO2-
Emissionen sind urbanen Bal-
lungsräumen und ihren Bevöl-
kerungen zuzurechnen. Deshalb 
müssen auch lokale Antworten 
zur Bekämpfung der Klima krise 
und des Artensterbens gefun-
den werden.

Unterdessen heizt das wach-
sende Hamburg die Klimakrise 
weiter an. Die Sektoren Bauen 
und Wohnen sind für einen gro-
ßen Teil der Treibhausgase ver-
antwortlich. Dem will der Se-
nat unter anderem mit einer So-
larpflicht entgegenwirken, die 
aber viel früher wirken müsste 
als erst 2023. Gleichzeitig ist es 
zwingend notwendig, ab sofort 
den gesamten Gebäudebestand 
bis zum Jahr 2035 energetisch zu 
sanieren. Weiter fordert Fridays 
For Future (FFF), dass die Politik 
nachhaltige Heizsysteme und 
Bauweisen fördert und den Be-
standsschutz gegenüber Neu-
bauten stärkt. Auch müssen 
energetische Standards vorge-
schrieben werden, unter denen 
die Klimaneutralität 2035 erst 
ermöglicht wird.

Zudem müssen wir uns auf 
immer drastischere Klimafol-
gen einstellen. Und auch hier 
muss eine mutigere Stadtpla-
nung ihren Beitrag leisten. 
Städte erhitzen sich angesichts 
ihrer versiegelten Flächen und 
dichter Bebauung deutlich 
stärker als das Land. Hierbei 
spricht man vom sogenannten 
Wärmeinseleffekt. Denn auch 

nachts wirkt die Sommerhitze, 
wenn Gebäude und Straßen die 
gespeicherte Wärme des Tages 
wieder abgeben. In Hamburg 
liegt der mittlere Temperatur-
unterschied zwischen Stadt und 
Umland zwischen Mai und Ok-
tober bei bis zu 3 °C. Wenn schon 
heute das Problem eklatant ist, 
was wird uns die sich verschär-
fende Klimakrise bescheren?

Klar ist bereits: Die Tage mit 
einer Durchschnittstemperatur 
von über 30 °C werden sich bis 
2050 voraussichtlich verdop-
peln, von sechs auf zwölf Tage. 
Für viele Menschen sind diese 
Hitzewellen tödlich. Umso wich-
tiger ist das konsequente Herun-
terkühlen der Stadt. Nur durch 
eine neue großflächige Begrü-
nung von Gebäuden und Plät-
zen kann auch dem Insekten-
sterben Einhalt geboten werden.

Diese Gedanken sind nicht 
neu: Schon seit 2014 gibt es 
eine Gründdachstratgie, die in-
nerhalb von zehn Jahren 100 
Hektar Dachfläche begrünen 
möchte. Geschafft sind erst 30 
Hektar. Und das ist ein Problem.

Eigentlich müssten Stadtpla-
nerInnen, ArchitektInnen und 
die öffentliche Verwaltung eine 
Stadtentwicklung gemäß des Pa-
ris-Abkommens zum Leitbild ih-
rer Arbeit machen und bei je-
der Entscheidung die CO2-Ver-
meidung und die Anpassung 
an die Klimafolgen bedenken. 
Hierbei müsste unbedingt fach-
übergreifend und kooperativ ge-
dacht werden. Doch warum ist 
es dann im Jahr 2020 noch im-
mer eine Besonderheit, wenn 
ein Haus mit nachhaltigen Ma-

terialien gebaut wird, wie nun 
bei einem ausgezeichneten Pro-
jekt im Baakenhafen? Warum 
ist es heute noch neuartig, es 
für die Artenvielfalt zu begrü-
nen? Aus dieser Besonderheit 
muss endlich eine Notwendig-
keit und Pflicht werden! Statt-
dessen wird verdichtet, versie-
gelt und klimaschädlich gebaut, 
um der sich immer weiter dre-
henden Mietpreisspirale etwas 
entgegenzusetzen.

Doch warum bepflanzen wir 
nicht das Heiligengeistfeld mit 
Apfelbäumen? Warum bauen 
wir nicht zwingend klimaneu-
tral? Warum verlaufen in den 
Colonnaden keine Pflanzstrei-
fen? Warum verlegen wir unsere 
Parks nicht auf miteinander ver-
bundene Dächer? Warum pflan-
zen wir nicht blütenreiche Wild-
wiesen an der Alster? Warum 
ranken sich keine Schlingpflan-
zen um die tanzenden Türme? 
Die Klimakrise wartet nicht. Wir 
müssen handeln. Jetzt.

Max, 23, ist Politikstudent und 
seit 1,5 Jahren Klimaaktivist.

„Viel drastischer ausbauen“

Interview Florian  König

Herr Beba, wie stoppen wir die Kli-
makrise?

Werner Beba: 87 Prozent der Treib-
hausgasemissionen werden durch 
Verbrennungsprozesse verursacht. 
Die Energiewende muss der zen-
trale Ausgangspunkt sein, denn er-
neuerbarer Strom ist die Grundlage 
für Klimaneutralität in den Sekto-
ren Wärme, Verkehr und Industrie. 
Das Kernproblem ist, dass wir es mit 
trägen Systemen zu tun haben, aber 
jetzt handeln müssen.

Wie hilft Ihr Projekt „Norddeut-
sche Energiewende 4.0“ dabei?

Ziel ist es zu erproben, wie in der 
Modellregion Hamburg/Schleswig-
Holstein ein Umstieg auf 100 Prozent 
Erneuerbare, zunächst im Strom-
sektor gelingen kann. Auch an ei-
nem dunklen, windarmen Tag oder 
in der Nacht muss die Stromversor-
gung gewährleistet sein. Das können 
wir einerseits, indem wir die Ener-
gie umwandeln, speichern und spä-
ter nutzen, andererseits, indem wir 
Verbraucher dazu animieren, Strom 
dann abzunehmen, wenn er im Über-
schuss vorhanden ist. Steuern kann 
man das dann etwa über den Preis.

Wie weiß ich als Verbraucher, 
wann ich Strom beziehen muss?

Dazu müssen wir beispielsweise 
in Echtzeit wissen, wann wir wie 
viel Strom im Netz haben und zeit-
gleich die nächsten 24 Stunden pro-

gnostizieren. Das ist eine enorme 
Leistung, die im Rahmen der Digita-
lisierung zu bewältigen ist. Abhängig 
von den gemessenen Werten senden 
wir Signale direkt an den Verbrau-
cher. Wir haben beispielsweise ge-
rade ein „Smart Meter“-Projekt mit 
1.000 Haushalten in Norderstedt. 
Jede Wohnung ist mit einer Stro-
mampel ausgestattet, die anzeigt, 
wenn ein Überschuss vorhanden 
ist. Springt die Ampel auf grün, zahle 
ich zum Beispiel nur 5 ct/kWh. Ich 
starte also meine Waschmaschine 
oder lade mein Elektroauto genau 
dann, wenn wir viel grünen Strom 
im Netz haben. So können die Ver-
braucherinnen zu Hause zur Netz-
stabilität beitragen.

Schreitet die Energiewende denn 
schnell genug voran?

Nein, zunächst mal müssen wir 
die Kapazitäten der Erneuerbaren 
noch viel drastischer ausbauen. Wir 
sprechen da von einem Faktor 3 in 
der nächsten Dekade, Faktor 6–7 bis 
2050, um klimaneutral zu werden. 
Doch auch die technische Umset-
zung dauert. Es fehlt die Zeit.

Woran scheitert es?
Das Problem ist, dass die gesetz-

lichen Rahmenbedingungen noch 
nicht zu unseren Zielvorgaben, 
CO2-Emissionen letztlich auf null 
zu senken, passen – weder in Ham-
burg noch bundesweit. Erdgas ist 
momentan preiswerter als grüner 
Strom. Das liegt nicht daran, dass 

letzterer grundsätzlich teuer ist. 
Die Belastung durch EEG-Umlagen, 
Stromsteuer und Netzentgelte und 
so weiter macht am Ende 75 Prozent 
des Preises aus. Die gibt es bei Kohle 
und Gas nicht. Wir haben ein wettbe-
werbsverzerrendes System.

Warum agiert die Politik so träge?
Uns blockiert unter anderem das 

föderalistische System. Die Bundes-
länder ziehen in Sachen Energie-
wende leider nicht alle an einem 
Strang. Doch wir brauchen da eine 
gemeinsame Strategie. Gleichzeitig 
wird nicht gesehen, dass wir nicht 
mehr warten können, sondern die 
Weichen jetzt stellen müssen. Die 
Energiewende gibt es nicht zum Null-
tarif und sie wird nicht funktionie-
ren, wenn die Investitionen ausblei-
ben. Denn die Kosten können weder 
von Verbraucherinnen noch von Un-
ternehmen alleine getragen werden.

Haben Sie einen Schlussappell?
Zusammen mit unseren 60 Part-

nern zeigen wir, die Energiewende ist 
technologisch machbar. Die Politik 
arbeitet bemüht, aber nicht schnell 
genug, um die Reduktionsziele zu er-
reichen. Wenn wir als wohlhabender 
Staat nicht vorangehen, wer soll uns 
dann folgen? Wenn wir es ernst mei-
nen, müssen wir in einer ganzheitli-
chen Transformation des Energiesys-
tems die Vorreiterrolle übernehmen.

Florian, 21, studiert im 
Masterstudiengang Physik.

Die Bundesregierung investiere zu wenig in die Energiewende, sagt Werner Beba. Er erprobt 
in einem Projekt, wie der Norden zu 100 Prozent auf Erneuerbare umgestellt werden kann

Von Katharina van Bronswijk

D
er Klimawandel 
ist bereits spür-
bar: Hitze, Tro-
ckenheit, Sturm-
fluten. Trotzdem 
kommt der not-

wendige gesellschaftliche Wan-
del nur schleppend in Gang. Wie 
kann so eine sozialökologische 
Transformation funktionieren? 
Damit sich neue gesellschaftli-
che Normen durchsetzen – etwa 
die, dass Wirtschaftswachstum 
nicht alles ist –, braucht es stän-
dige Impulse. Solche Triebfe-
dern können technologische 
Fortschritte, ökologische Ver-
änderungen oder soziale Bewe-
gungen sein.

Disruptionen dieser Art stell-
ten das bisherige „Welt- und 
Selbstverhältnis“ infrage, sagt 
der Erziehungswissenschaft-
ler Hans-Christoph Koller von 
der Uni Hamburg. Soll daraus 
ein kollektiver Wandel werden, 
braucht es Raum zum Experi-
mentieren – und das möglichst 
nicht im Panikmodus. Dann 
nämlich verfallen Menschen 
in ihre eingespielten Muster: 
„Man kann sich das vorstellen 
wie eine Wohnungsbesichti-
gung. Ich ziehe nur aus meiner 
alten Wohnung aus, wenn ich 
meine neue schon gesehen 
und mir überlegt habe, wie es 
da sein wird“, erklärt Klimaöko-
nom Herrmann Held von der 
Uni Hamburg.

In dieser Testphase können 
Wissenschaft und Unterneh-
men Szenarien liefern, die in 
Modellprojekten ausprobiert 
werden – und die Politik muss 
den Rahmen bieten. „Es braucht 
Toleranz dafür, dass man sich 

auch mal irrt. Ein gesellschaft-
licher Lernprozess mit Irrwegen 
und Nachjustierungen“, sagt Ka-
tharina Umpfenbach, Politik-
wissenschaftlerin am Ecologic 
Institut in Berlin.

Politik und Wirtschaft kann 
man dabei nicht blind ver-
trauen: „Die Zivilgesellschaft ist 
die einzige Akteurin, die lang-
fristiges Interesse, im Sinne 
einer Zeitspanne von ein bis 
zwei Generationen, am Klima-
schutz hat“, sagt Held. „Alle an-
deren Akteure sind abhängig: 
Politiker*innen von Wahlen, 
Unternehmen von Regulation.“

Auf der politischen Ebene 
ist die Zivilgesellschaft der 
Gegenpol zum Lobbydruck. 
Bürger*innen kennen ihre Stadt 
am besten und wissen, was dort 
funktioniert. Als 2015 viele Ge-
flüchtete nach Deutschland ka-
men, bauten sich vor Ort schnell 
Hilfsnetzwerke auf. Ehrenamts-
strukturen müssen auch jetzt in 
Planungsprozesse für Extrem-
wettereignisse und Stadtent-
wicklung eingebunden werden.

Politiker*innen müssen die 
Bürger*innen also motivieren, 
Dinge aktiv voranzutreiben, und 
Macht abgeben. Transformation 
kann überall starten – im Sport-
verein, der Kirche, aber sie kann 
auch über Bürger*innenräte oder 
runde Tische organisiert werden.

Die Gesellschaft muss den 
Wandel mittragen: Für diese 
„gesellschaftliche Trägerschaft“ 
müssen Kosten und Nutzen in 
der Bevölkerung breit verteilt 
sein. Das bedeutet auch, dass 
die Privilegien der aktuellen Sys-
temprofiteure hinterfragt wer-
den müssen, dass es Umver-
teilung geben muss. Wird eine 
Umweltschutzregelung verab-

schiedet, muss gleichzeitig über 
Sozialpolitik für diejenigen et-
was verbessert werden, die sonst 
hinten runter fallen. „Der heu-
tige Individualverkehr ist nicht 
nur eine technische, sondern 
auch eine soziale Frage – wie 
kommen Leute zur Arbeit, was 
würde das für eine neue Mobi-
lität bedeuten?“, sagt der Sozio-
loge Stefan Aykut von der Uni 
Hamburg.

Eine gute gesellschaftliche 
Vorbereitung verringert auch  
den Widerstand. „Man muss 
sich darum kümmern, nicht 
ganze Bevölkerungsgruppen ab-
zuhängen, aber 100 Prozent Zu-
stimmung wird man nicht in je-
dem Punkt bekommen können“, 
sagt Politologin Umpfenbach.

Die gute Nachricht: 50 Pro-
zent Zustimmung reichen aus. 
„Wenn sich nach fünf Jahren die 
Zustimmungswerte für die Maß-
nahme nicht verbessert haben, 
muss man es ändern. Oft steigt 
die Zustimmung aber, wenn es 
erst mal gemacht wurde, weil 
man die Vorteile spürt“, erklärt 
Kommunikationswissenschaft-
lerin Katharina Kleinen-von Kö-
nigslöw von der Uni Hamburg.

Ausreichende Zustimmungs-
werte für die Transformation 
haben wir erreicht. Es braucht 
nun Austausch über den emoti-
onalen Umgang mit dem Wan-
del, über gemeinsame Werte: So-
lidarität, Verantwortungsüber-

„Oft steigt die 
Zustimmung, wenn 
es gemacht wurde“
Katharina Kleinen-von Königslöw

Werner Beba
ist Professor an 
der Hochschu-
le für Ange-
wandte 
Wissenschaf-
ten Hamburg 
und Korrdinator 
des Projekts 
„NEW 4.0 
– Norddeut-
sche Energie-
wende“.
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Warum bepflanzen 
wir nicht das 
Heiligengeistfeld mit 
Apfelbäumen?

Grüne Utopie: 
Der Hambur-
ger Rathaus-
markt versinkt 
im Grün. 
Warum 
eigentlich 
nicht?
Foto: 
Handelskam-
mer/dpa; 
Montage: taz

Drei Forderungen

100 Prozent 
Erneuerbare 
und raus mit 
den Autos aus 
der Stadt!

1 Klimaneutralität 
2035: Damit Ham-
burg bis spätestens 
2035 eine klimaneu-

trale Stadt wird, müssen wir 
das verbleibende CO2-Bud-
get auf die Verantwortungs-
bereiche der verschiede-
nen Behörden aufteilen. Ei-
ner finanziell und personell 
gestärkten Umweltbehörde 
muss ein Veto-Recht gegen-
über anderen Behörden ein-
geräumt werden. Die Öf-
fentlichkeit muss quar-
talsweise über Fortschritte 
informiert werden. Vor al-
lem muss die Bildungspo-
litik endlich ihrem Auftrag 
der Aufklärung gerecht wer-
den und die Klimakrise um-
fassend einbeziehen. 

2 Energie: Bis 2035 
muss Hamburg eine 
zu 100 Prozent er-
neuerbare Energie-

erzeugung- und versor-
gung aufbauen. Dazu müs-
sen spätestens 2025 alle 
Kohlekraftwerke abgeschal-
tet werden, über die Ham-
burg verfügt. Die Solarener-
gie muss bedeutend ausge-
baut werden.

3 Verkehr und Stadt-
entwicklung: Wir 
fordern einen ver-
stärkten Ausbau des 

ÖPNV, des Radverkehrs und 
die Einführung eines 365 
Euro Tickets. Der öffentliche 
Personennahverkehr muss 
ab 2030 klimaneutral und 
die Innenstadt von motori-
siertem Individualverkehr 
befreit sein. Flugverkehr 
und Schifffahrt müssen 
sich am Erreichen der Kli-
maneutralität 2035 orien-
tieren. Alle Häuser müssen 
bis 2035 saniert und nach-
haltige Heizsysteme geför-
dert werden. Es gilt, den Be-
standsschutz gegenüber 
dem Neubau zu stärken!
Fridays for Future Hamburg

WIR STREIKEN, BIS IHR HANDELT

nahme, Gerechtigkeit.
In Krisen sind wir nur stark, 

wenn wir zusammenhalten: „Ge-
sellschaftliche Mitgestaltung 
braucht Solidarität, Gefühlsto-
leranz, Selbstreflexion und Mut 
zum Handeln“, sagt die Psycho-
login Lea Dohm aus Stadthagen. 
Schließlich muss der Testballon 
es zur neuen Normalität schaf-
fen. Die Wissenschaft kann Emp-
fehlungen zu den politischen 
Instrumenten geben. Komplett 
planen kann man so eine Trans-
formation nicht – nur langfris-
tige Ziele setzen.

Was Sie tun können? „Erst 
Bürger*in sein und dann 
Konsument*in“, sagt Umpfen-

bach. Politisches Handeln ist das 
Wichtigste – wählen, sich aufstel-
len lassen, demonstrieren, sich in 
Konsultationsprozesse einbrin-
gen, Veränderungen mittragen. 
Fehlt ein Radweg, um mit dem 
Rad zu pendeln? Setzen Sie sich 
dafür ein. Nehmen Sie Anliegen 
aus dem Privaten mit in Ihre an-
deren Lebensumfelder, sprechen 
Sie mit Abgeordneten oder Ih-
rer Chef*in. Kleinteiliger Wandel 
kann durch eine Bewegung hoch-
skaliert werden. Transformation 
geht nur zusammen.

Katharina ist Psychologische 
Psychotherapeutin und bei 
Psychologists for Future aktiv.

Schleswig Holstein, 1881-2019

Die letzte Chance der Stadt – wie Architektur 
vom Problem zur Lösung werden muss
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Steht für die 
Form der 
Energieerzeu-
gung, die uns 
das ganze 
eingebrockt 
hat: Kohle-
kraftwerk 
Moorburg
Foto: Jannis  
Große/imago 

Dies ist eines der entwicklungs-
politischen Themen, die die Agrar
Koordination in ihrem bundesweiten
Bildungsprojekt BIOPOLI anbietet. Der
gemeinnützige Verein entsendet Fach-
kräfte aus den Bereichen Landwirtschaft
und Ernährung an Schulen, Hochschulen
und andere Bildungseinrichtungen, um
interaktive und erlebnisreiche Work-
shops zu gestalten, die man nicht so
schnell vergisst.

BIOPOLI bietet Schüler*innen ab Klasse
9 und jungen Erwachsenen die Möglich-
keit, sich kritisch mit globalen Themen
wie Klimawandel und Ernährung, Gen-
technik in der Landwirtschaft, Lebens-
mittelverschwendung, ökologischer
Fußabdruck, biologische Vielfalt und
Ernährungssicherung auseinanderzu-
setzen.

Der Eigenanteil beträgt für eine Doppel-
stunde 40 €, für 3 Zeitstunden 60 € und
ab 5 Zeitstunden 100 €. Bildungsmateria-
lien zu den BIOPOLI-Themen in Form von
Arbeitsheften, Ausstellungen und Filmen
ergänzen das Angebot und können in
unserem Shop bestellt werden.
Eine Veranstaltungsbuchung in online
möglich unter: https://www.agrarkoor-
dination.de/projekte/biopoli/veranstal-
tungsbuchung/

Auf unserer Homepage gibt es neuer-
dings digitale Lernangebote, die in
Unterrichtseinheiten integriert werden
können. Zum Thema Klimawandel und
Landwirtschaft gibt es ein lehrreiches
Online-Quiz und eine spannende Smart-
phone-Rallye.

Wenn Sie ein*n Referent*in einladen
wollen oder weitere Informationen
wünschen, melden Sie sich bitte bei:

Jana Zotschew
AGRAR KOORDINATION
Nernstweg 32, 22765 Hamburg
Tel.: 040-39 25 26
Fax: 040-39 90 06 29
jana.zotschew@agrarkoordination.de
www.agrarkoordination.de

KLIMAWANDEL UND LANDWIRTSCHAFT

Hitzewelle, Starkregen
und Sturmböen –
und was hat das mit
mir zu tun?
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VOLKSBEGEHREN
ARTENVIELFALT

Zum Bestellen der Unterschriftenlisten:

www.artenvielfalt-niedersachsen.jetzt

VIELFALT SCHÜTZEN,
ZUKUNFT RETTEN
VOLKS-

BEGEHREN
UNTER-

SCHREIBEN!

Viele Arten in Niedersachsen sind gefährdet oder vom
Aussterben bedroht: Insekten genauso wie Wirbeltiere
und heimische Wildpflanzen.

Wir müssen bedrohte Tier- und Pflanzenarten besser
schützen und brauchen ein starkes Gesetz für mehr
Arten- und Biotopvielfalt.

Es ist Zeit, zu handeln: Deshalb das Volksbegehren
Artenvielfalt.Jetzt! unterschreiben!



Naturwissenschaftliche Klimaforscher*innen warnen vor den katastrophalen Auswirkungen des Klimawandels.  
Die Klimabewegung fordert eine sozialökologische Transformation: Alles muss sich radikal ändern, aber wie?

Wandel ohne Panikmodus

35freitag, 25. september 2020 taz 🐾34 nord

Dschungel 
statt Punsch
Von Maximilian Herzog

E
rkennen Sie auf 
dem Foto den Rat-
hausmarkt wieder? 
Hamburgs Wahrzei-
chen als grünes Bio-
top, umringt vom 

Einheitsgrau der Innenstadt: 
Ein Paradies für Vögel und In-
sekten und ein Ruheort für ge-
stresste Stadtbürger? Die meis-
ten von Ihnen würden auf ein 
solches Vorhaben wohl reagie-
ren mit: „Wie könnt ihr es wagen, 
den Ort meines letzten Glüh-
weinrausches anzurühren?! Ir-
gendwann ist mal gut!“

Aber sind es nicht genau 
diese Denkbarrieren, die uns 
als (Stadt-)Gesellschaft daran 
hindern, Hamburg endlich kon-
sequent so weiterzuentwickeln, 
dass unser Handeln der 1,5-°C-
Grenze globaler Erhitzung ge-
recht wird? Die Klima krise stellt 
uns vor immense Herausforde-
rungen. Wir müssen deshalb 
viel schneller handeln – und 
die Stadtplanung spielt hierbei 
eine herausragende Rolle. Jede/r 
von uns weiß um die Hitzewel-
len, den Starkregen und das Ver-
schwinden der Insekten. Um 
also auf unseren neuen Rat-
hausdschungel zurückzukom-
men: Warum denn eigentlich 
nicht?

Ein Blick auf die blanken 
Fakten verdeutlicht uns unsere 
Verantwortung als Hafenstadt. 
Denn die globale Klimaerhit-
zung wird maßgeblich durch 
Städte und ihren Ressourcen-
verbrauch verursacht. Bis zu 
80 Prozent der weltweiten CO2-
Emissionen sind urbanen Bal-
lungsräumen und ihren Bevöl-
kerungen zuzurechnen. Deshalb 
müssen auch lokale Antworten 
zur Bekämpfung der Klima krise 
und des Artensterbens gefun-
den werden.

Unterdessen heizt das wach-
sende Hamburg die Klimakrise 
weiter an. Die Sektoren Bauen 
und Wohnen sind für einen gro-
ßen Teil der Treibhausgase ver-
antwortlich. Dem will der Se-
nat unter anderem mit einer So-
larpflicht entgegenwirken, die 
aber viel früher wirken müsste 
als erst 2023. Gleichzeitig ist es 
zwingend notwendig, ab sofort 
den gesamten Gebäudebestand 
bis zum Jahr 2035 energetisch zu 
sanieren. Weiter fordert Fridays 
For Future (FFF), dass die Politik 
nachhaltige Heizsysteme und 
Bauweisen fördert und den Be-
standsschutz gegenüber Neu-
bauten stärkt. Auch müssen 
energetische Standards vorge-
schrieben werden, unter denen 
die Klimaneutralität 2035 erst 
ermöglicht wird.

Zudem müssen wir uns auf 
immer drastischere Klimafol-
gen einstellen. Und auch hier 
muss eine mutigere Stadtpla-
nung ihren Beitrag leisten. 
Städte erhitzen sich angesichts 
ihrer versiegelten Flächen und 
dichter Bebauung deutlich 
stärker als das Land. Hierbei 
spricht man vom sogenannten 
Wärmeinseleffekt. Denn auch 

nachts wirkt die Sommerhitze, 
wenn Gebäude und Straßen die 
gespeicherte Wärme des Tages 
wieder abgeben. In Hamburg 
liegt der mittlere Temperatur-
unterschied zwischen Stadt und 
Umland zwischen Mai und Ok-
tober bei bis zu 3 °C. Wenn schon 
heute das Problem eklatant ist, 
was wird uns die sich verschär-
fende Klimakrise bescheren?

Klar ist bereits: Die Tage mit 
einer Durchschnittstemperatur 
von über 30 °C werden sich bis 
2050 voraussichtlich verdop-
peln, von sechs auf zwölf Tage. 
Für viele Menschen sind diese 
Hitzewellen tödlich. Umso wich-
tiger ist das konsequente Herun-
terkühlen der Stadt. Nur durch 
eine neue großflächige Begrü-
nung von Gebäuden und Plät-
zen kann auch dem Insekten-
sterben Einhalt geboten werden.

Diese Gedanken sind nicht 
neu: Schon seit 2014 gibt es 
eine Gründdachstratgie, die in-
nerhalb von zehn Jahren 100 
Hektar Dachfläche begrünen 
möchte. Geschafft sind erst 30 
Hektar. Und das ist ein Problem.

Eigentlich müssten Stadtpla-
nerInnen, ArchitektInnen und 
die öffentliche Verwaltung eine 
Stadtentwicklung gemäß des Pa-
ris-Abkommens zum Leitbild ih-
rer Arbeit machen und bei je-
der Entscheidung die CO2-Ver-
meidung und die Anpassung 
an die Klimafolgen bedenken. 
Hierbei müsste unbedingt fach-
übergreifend und kooperativ ge-
dacht werden. Doch warum ist 
es dann im Jahr 2020 noch im-
mer eine Besonderheit, wenn 
ein Haus mit nachhaltigen Ma-

terialien gebaut wird, wie nun 
bei einem ausgezeichneten Pro-
jekt im Baakenhafen? Warum 
ist es heute noch neuartig, es 
für die Artenvielfalt zu begrü-
nen? Aus dieser Besonderheit 
muss endlich eine Notwendig-
keit und Pflicht werden! Statt-
dessen wird verdichtet, versie-
gelt und klimaschädlich gebaut, 
um der sich immer weiter dre-
henden Mietpreisspirale etwas 
entgegenzusetzen.

Doch warum bepflanzen wir 
nicht das Heiligengeistfeld mit 
Apfelbäumen? Warum bauen 
wir nicht zwingend klimaneu-
tral? Warum verlaufen in den 
Colonnaden keine Pflanzstrei-
fen? Warum verlegen wir unsere 
Parks nicht auf miteinander ver-
bundene Dächer? Warum pflan-
zen wir nicht blütenreiche Wild-
wiesen an der Alster? Warum 
ranken sich keine Schlingpflan-
zen um die tanzenden Türme? 
Die Klimakrise wartet nicht. Wir 
müssen handeln. Jetzt.

Max, 23, ist Politikstudent und 
seit 1,5 Jahren Klimaaktivist.

„Viel drastischer ausbauen“

Interview Florian  König

Herr Beba, wie stoppen wir die Kli-
makrise?

Werner Beba: 87 Prozent der Treib-
hausgasemissionen werden durch 
Verbrennungsprozesse verursacht. 
Die Energiewende muss der zen-
trale Ausgangspunkt sein, denn er-
neuerbarer Strom ist die Grundlage 
für Klimaneutralität in den Sekto-
ren Wärme, Verkehr und Industrie. 
Das Kernproblem ist, dass wir es mit 
trägen Systemen zu tun haben, aber 
jetzt handeln müssen.

Wie hilft Ihr Projekt „Norddeut-
sche Energiewende 4.0“ dabei?

Ziel ist es zu erproben, wie in der 
Modellregion Hamburg/Schleswig-
Holstein ein Umstieg auf 100 Prozent 
Erneuerbare, zunächst im Strom-
sektor gelingen kann. Auch an ei-
nem dunklen, windarmen Tag oder 
in der Nacht muss die Stromversor-
gung gewährleistet sein. Das können 
wir einerseits, indem wir die Ener-
gie umwandeln, speichern und spä-
ter nutzen, andererseits, indem wir 
Verbraucher dazu animieren, Strom 
dann abzunehmen, wenn er im Über-
schuss vorhanden ist. Steuern kann 
man das dann etwa über den Preis.

Wie weiß ich als Verbraucher, 
wann ich Strom beziehen muss?

Dazu müssen wir beispielsweise 
in Echtzeit wissen, wann wir wie 
viel Strom im Netz haben und zeit-
gleich die nächsten 24 Stunden pro-

gnostizieren. Das ist eine enorme 
Leistung, die im Rahmen der Digita-
lisierung zu bewältigen ist. Abhängig 
von den gemessenen Werten senden 
wir Signale direkt an den Verbrau-
cher. Wir haben beispielsweise ge-
rade ein „Smart Meter“-Projekt mit 
1.000 Haushalten in Norderstedt. 
Jede Wohnung ist mit einer Stro-
mampel ausgestattet, die anzeigt, 
wenn ein Überschuss vorhanden 
ist. Springt die Ampel auf grün, zahle 
ich zum Beispiel nur 5 ct/kWh. Ich 
starte also meine Waschmaschine 
oder lade mein Elektroauto genau 
dann, wenn wir viel grünen Strom 
im Netz haben. So können die Ver-
braucherinnen zu Hause zur Netz-
stabilität beitragen.

Schreitet die Energiewende denn 
schnell genug voran?

Nein, zunächst mal müssen wir 
die Kapazitäten der Erneuerbaren 
noch viel drastischer ausbauen. Wir 
sprechen da von einem Faktor 3 in 
der nächsten Dekade, Faktor 6–7 bis 
2050, um klimaneutral zu werden. 
Doch auch die technische Umset-
zung dauert. Es fehlt die Zeit.

Woran scheitert es?
Das Problem ist, dass die gesetz-

lichen Rahmenbedingungen noch 
nicht zu unseren Zielvorgaben, 
CO2-Emissionen letztlich auf null 
zu senken, passen – weder in Ham-
burg noch bundesweit. Erdgas ist 
momentan preiswerter als grüner 
Strom. Das liegt nicht daran, dass 

letzterer grundsätzlich teuer ist. 
Die Belastung durch EEG-Umlagen, 
Stromsteuer und Netzentgelte und 
so weiter macht am Ende 75 Prozent 
des Preises aus. Die gibt es bei Kohle 
und Gas nicht. Wir haben ein wettbe-
werbsverzerrendes System.

Warum agiert die Politik so träge?
Uns blockiert unter anderem das 

föderalistische System. Die Bundes-
länder ziehen in Sachen Energie-
wende leider nicht alle an einem 
Strang. Doch wir brauchen da eine 
gemeinsame Strategie. Gleichzeitig 
wird nicht gesehen, dass wir nicht 
mehr warten können, sondern die 
Weichen jetzt stellen müssen. Die 
Energiewende gibt es nicht zum Null-
tarif und sie wird nicht funktionie-
ren, wenn die Investitionen ausblei-
ben. Denn die Kosten können weder 
von Verbraucherinnen noch von Un-
ternehmen alleine getragen werden.

Haben Sie einen Schlussappell?
Zusammen mit unseren 60 Part-

nern zeigen wir, die Energiewende ist 
technologisch machbar. Die Politik 
arbeitet bemüht, aber nicht schnell 
genug, um die Reduktionsziele zu er-
reichen. Wenn wir als wohlhabender 
Staat nicht vorangehen, wer soll uns 
dann folgen? Wenn wir es ernst mei-
nen, müssen wir in einer ganzheitli-
chen Transformation des Energiesys-
tems die Vorreiterrolle übernehmen.

Florian, 21, studiert im 
Masterstudiengang Physik.

Die Bundesregierung investiere zu wenig in die Energiewende, sagt Werner Beba. Er erprobt 
in einem Projekt, wie der Norden zu 100 Prozent auf Erneuerbare umgestellt werden kann

Von Katharina van Bronswijk

D
er Klimawandel 
ist bereits spür-
bar: Hitze, Tro-
ckenheit, Sturm-
fluten. Trotzdem 
kommt der not-

wendige gesellschaftliche Wan-
del nur schleppend in Gang. Wie 
kann so eine sozialökologische 
Transformation funktionieren? 
Damit sich neue gesellschaftli-
che Normen durchsetzen – etwa 
die, dass Wirtschaftswachstum 
nicht alles ist –, braucht es stän-
dige Impulse. Solche Triebfe-
dern können technologische 
Fortschritte, ökologische Ver-
änderungen oder soziale Bewe-
gungen sein.

Disruptionen dieser Art stell-
ten das bisherige „Welt- und 
Selbstverhältnis“ infrage, sagt 
der Erziehungswissenschaft-
ler Hans-Christoph Koller von 
der Uni Hamburg. Soll daraus 
ein kollektiver Wandel werden, 
braucht es Raum zum Experi-
mentieren – und das möglichst 
nicht im Panikmodus. Dann 
nämlich verfallen Menschen 
in ihre eingespielten Muster: 
„Man kann sich das vorstellen 
wie eine Wohnungsbesichti-
gung. Ich ziehe nur aus meiner 
alten Wohnung aus, wenn ich 
meine neue schon gesehen 
und mir überlegt habe, wie es 
da sein wird“, erklärt Klimaöko-
nom Herrmann Held von der 
Uni Hamburg.

In dieser Testphase können 
Wissenschaft und Unterneh-
men Szenarien liefern, die in 
Modellprojekten ausprobiert 
werden – und die Politik muss 
den Rahmen bieten. „Es braucht 
Toleranz dafür, dass man sich 

auch mal irrt. Ein gesellschaft-
licher Lernprozess mit Irrwegen 
und Nachjustierungen“, sagt Ka-
tharina Umpfenbach, Politik-
wissenschaftlerin am Ecologic 
Institut in Berlin.

Politik und Wirtschaft kann 
man dabei nicht blind ver-
trauen: „Die Zivilgesellschaft ist 
die einzige Akteurin, die lang-
fristiges Interesse, im Sinne 
einer Zeitspanne von ein bis 
zwei Generationen, am Klima-
schutz hat“, sagt Held. „Alle an-
deren Akteure sind abhängig: 
Politiker*innen von Wahlen, 
Unternehmen von Regulation.“

Auf der politischen Ebene 
ist die Zivilgesellschaft der 
Gegenpol zum Lobbydruck. 
Bürger*innen kennen ihre Stadt 
am besten und wissen, was dort 
funktioniert. Als 2015 viele Ge-
flüchtete nach Deutschland ka-
men, bauten sich vor Ort schnell 
Hilfsnetzwerke auf. Ehrenamts-
strukturen müssen auch jetzt in 
Planungsprozesse für Extrem-
wettereignisse und Stadtent-
wicklung eingebunden werden.

Politiker*innen müssen die 
Bürger*innen also motivieren, 
Dinge aktiv voranzutreiben, und 
Macht abgeben. Transformation 
kann überall starten – im Sport-
verein, der Kirche, aber sie kann 
auch über Bürger*innenräte oder 
runde Tische organisiert werden.

Die Gesellschaft muss den 
Wandel mittragen: Für diese 
„gesellschaftliche Trägerschaft“ 
müssen Kosten und Nutzen in 
der Bevölkerung breit verteilt 
sein. Das bedeutet auch, dass 
die Privilegien der aktuellen Sys-
temprofiteure hinterfragt wer-
den müssen, dass es Umver-
teilung geben muss. Wird eine 
Umweltschutzregelung verab-

schiedet, muss gleichzeitig über 
Sozialpolitik für diejenigen et-
was verbessert werden, die sonst 
hinten runter fallen. „Der heu-
tige Individualverkehr ist nicht 
nur eine technische, sondern 
auch eine soziale Frage – wie 
kommen Leute zur Arbeit, was 
würde das für eine neue Mobi-
lität bedeuten?“, sagt der Sozio-
loge Stefan Aykut von der Uni 
Hamburg.

Eine gute gesellschaftliche 
Vorbereitung verringert auch  
den Widerstand. „Man muss 
sich darum kümmern, nicht 
ganze Bevölkerungsgruppen ab-
zuhängen, aber 100 Prozent Zu-
stimmung wird man nicht in je-
dem Punkt bekommen können“, 
sagt Politologin Umpfenbach.

Die gute Nachricht: 50 Pro-
zent Zustimmung reichen aus. 
„Wenn sich nach fünf Jahren die 
Zustimmungswerte für die Maß-
nahme nicht verbessert haben, 
muss man es ändern. Oft steigt 
die Zustimmung aber, wenn es 
erst mal gemacht wurde, weil 
man die Vorteile spürt“, erklärt 
Kommunikationswissenschaft-
lerin Katharina Kleinen-von Kö-
nigslöw von der Uni Hamburg.

Ausreichende Zustimmungs-
werte für die Transformation 
haben wir erreicht. Es braucht 
nun Austausch über den emoti-
onalen Umgang mit dem Wan-
del, über gemeinsame Werte: So-
lidarität, Verantwortungsüber-

„Oft steigt die 
Zustimmung, wenn 
es gemacht wurde“
Katharina Kleinen-von Königslöw

Werner Beba
ist Professor an 
der Hochschu-
le für Ange-
wandte 
Wissenschaf-
ten Hamburg 
und Korrdinator 
des Projekts 
„NEW 4.0 
– Norddeut-
sche Energie-
wende“.
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Warum bepflanzen 
wir nicht das 
Heiligengeistfeld mit 
Apfelbäumen?

Grüne Utopie: 
Der Hambur-
ger Rathaus-
markt versinkt 
im Grün. 
Warum 
eigentlich 
nicht?
Foto: 
Handelskam-
mer/dpa; 
Montage: taz

Drei Forderungen

100 Prozent 
Erneuerbare 
und raus mit 
den Autos aus 
der Stadt!

1 Klimaneutralität 
2035: Damit Ham-
burg bis spätestens 
2035 eine klimaneu-

trale Stadt wird, müssen wir 
das verbleibende CO2-Bud-
get auf die Verantwortungs-
bereiche der verschiede-
nen Behörden aufteilen. Ei-
ner finanziell und personell 
gestärkten Umweltbehörde 
muss ein Veto-Recht gegen-
über anderen Behörden ein-
geräumt werden. Die Öf-
fentlichkeit muss quar-
talsweise über Fortschritte 
informiert werden. Vor al-
lem muss die Bildungspo-
litik endlich ihrem Auftrag 
der Aufklärung gerecht wer-
den und die Klimakrise um-
fassend einbeziehen. 

2 Energie: Bis 2035 
muss Hamburg eine 
zu 100 Prozent er-
neuerbare Energie-

erzeugung- und versor-
gung aufbauen. Dazu müs-
sen spätestens 2025 alle 
Kohlekraftwerke abgeschal-
tet werden, über die Ham-
burg verfügt. Die Solarener-
gie muss bedeutend ausge-
baut werden.

3 Verkehr und Stadt-
entwicklung: Wir 
fordern einen ver-
stärkten Ausbau des 

ÖPNV, des Radverkehrs und 
die Einführung eines 365 
Euro Tickets. Der öffentliche 
Personennahverkehr muss 
ab 2030 klimaneutral und 
die Innenstadt von motori-
siertem Individualverkehr 
befreit sein. Flugverkehr 
und Schifffahrt müssen 
sich am Erreichen der Kli-
maneutralität 2035 orien-
tieren. Alle Häuser müssen 
bis 2035 saniert und nach-
haltige Heizsysteme geför-
dert werden. Es gilt, den Be-
standsschutz gegenüber 
dem Neubau zu stärken!
Fridays for Future Hamburg

WIR STREIKEN, BIS IHR HANDELT

nahme, Gerechtigkeit.
In Krisen sind wir nur stark, 

wenn wir zusammenhalten: „Ge-
sellschaftliche Mitgestaltung 
braucht Solidarität, Gefühlsto-
leranz, Selbstreflexion und Mut 
zum Handeln“, sagt die Psycho-
login Lea Dohm aus Stadthagen. 
Schließlich muss der Testballon 
es zur neuen Normalität schaf-
fen. Die Wissenschaft kann Emp-
fehlungen zu den politischen 
Instrumenten geben. Komplett 
planen kann man so eine Trans-
formation nicht – nur langfris-
tige Ziele setzen.

Was Sie tun können? „Erst 
Bürger*in sein und dann 
Konsument*in“, sagt Umpfen-

bach. Politisches Handeln ist das 
Wichtigste – wählen, sich aufstel-
len lassen, demonstrieren, sich in 
Konsultationsprozesse einbrin-
gen, Veränderungen mittragen. 
Fehlt ein Radweg, um mit dem 
Rad zu pendeln? Setzen Sie sich 
dafür ein. Nehmen Sie Anliegen 
aus dem Privaten mit in Ihre an-
deren Lebensumfelder, sprechen 
Sie mit Abgeordneten oder Ih-
rer Chef*in. Kleinteiliger Wandel 
kann durch eine Bewegung hoch-
skaliert werden. Transformation 
geht nur zusammen.

Katharina ist Psychologische 
Psychotherapeutin und bei 
Psychologists for Future aktiv.

Schleswig Holstein, 1881-2019

Die letzte Chance der Stadt – wie Architektur 
vom Problem zur Lösung werden muss

Anzeige

Anzeige

Steht für die 
Form der 
Energieerzeu-
gung, die uns 
das ganze 
eingebrockt 
hat: Kohle-
kraftwerk 
Moorburg
Foto: Jannis  
Große/imago 

Dies ist eines der entwicklungs-
politischen Themen, die die Agrar
Koordination in ihrem bundesweiten
Bildungsprojekt BIOPOLI anbietet. Der
gemeinnützige Verein entsendet Fach-
kräfte aus den Bereichen Landwirtschaft
und Ernährung an Schulen, Hochschulen
und andere Bildungseinrichtungen, um
interaktive und erlebnisreiche Work-
shops zu gestalten, die man nicht so
schnell vergisst.

BIOPOLI bietet Schüler*innen ab Klasse
9 und jungen Erwachsenen die Möglich-
keit, sich kritisch mit globalen Themen
wie Klimawandel und Ernährung, Gen-
technik in der Landwirtschaft, Lebens-
mittelverschwendung, ökologischer
Fußabdruck, biologische Vielfalt und
Ernährungssicherung auseinanderzu-
setzen.

Der Eigenanteil beträgt für eine Doppel-
stunde 40 €, für 3 Zeitstunden 60 € und
ab 5 Zeitstunden 100 €. Bildungsmateria-
lien zu den BIOPOLI-Themen in Form von
Arbeitsheften, Ausstellungen und Filmen
ergänzen das Angebot und können in
unserem Shop bestellt werden.
Eine Veranstaltungsbuchung in online
möglich unter: https://www.agrarkoor-
dination.de/projekte/biopoli/veranstal-
tungsbuchung/

Auf unserer Homepage gibt es neuer-
dings digitale Lernangebote, die in
Unterrichtseinheiten integriert werden
können. Zum Thema Klimawandel und
Landwirtschaft gibt es ein lehrreiches
Online-Quiz und eine spannende Smart-
phone-Rallye.

Wenn Sie ein*n Referent*in einladen
wollen oder weitere Informationen
wünschen, melden Sie sich bitte bei:

Jana Zotschew
AGRAR KOORDINATION
Nernstweg 32, 22765 Hamburg
Tel.: 040-39 25 26
Fax: 040-39 90 06 29
jana.zotschew@agrarkoordination.de
www.agrarkoordination.de

KLIMAWANDEL UND LANDWIRTSCHAFT

Hitzewelle, Starkregen
und Sturmböen –
und was hat das mit
mir zu tun?
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VOLKSBEGEHREN
ARTENVIELFALT

Zum Bestellen der Unterschriftenlisten:

www.artenvielfalt-niedersachsen.jetzt

VIELFALT SCHÜTZEN,
ZUKUNFT RETTEN
VOLKS-

BEGEHREN
UNTER-

SCHREIBEN!

Viele Arten in Niedersachsen sind gefährdet oder vom
Aussterben bedroht: Insekten genauso wie Wirbeltiere
und heimische Wildpflanzen.

Wir müssen bedrohte Tier- und Pflanzenarten besser
schützen und brauchen ein starkes Gesetz für mehr
Arten- und Biotopvielfalt.

Es ist Zeit, zu handeln: Deshalb das Volksbegehren
Artenvielfalt.Jetzt! unterschreiben!



G
ut 100 Tage ist der neue Senat im 
Amt. Im Wahlkampf hatten SPD 
und Grüne groß angekündigt, das 
Klima schützen zu wollen. Jetzt 

wirkt es so, als hätten vor allem die Sozi-
aldemokraten ihre Phrasen aus dem Win-
ter vergessen. Diese 100 Tage können nicht 
ohne Verweis auf Corona bilanziert werden. 
Dennoch zeigt sich, dass in Hamburg vor al-
lem Klimarhetorik regiert – und nicht echtes 
Klimabewusstsein, dem Taten folgen. In 100 
Tagen hat der Senat keinen Willen gezeigt, 
konsequenten Klimaschutz anzupacken.

Der Klimaplan, den Bürgermeister Pe-
ter Tschentscher (SPD) gerne in den Him-
mel lobt, enthält weder einen Plan um das 
1,5-Grad-Ziel einzuhalten noch einen zur 
Umsetzung der eher mauen Maßnahmen. 
Was der rot-grüne Senat in der letzten Amts-
zeit voller Stolz präsentiert hat, bedeutete 
schon damals eine Abkehr vom Pariser Ab-
kommen. Immer wieder hat sich der Senat 
gewunden, Klimaziele angepasst und Ver-
sprechen missachtet. Hamburg muss bis 
2035 klimaneutral werden und sein CO2-

Budget respektieren, sämtliches Zögern ist 
fehl am Platz.

Nach 100 Tagen Amtszeit ist kein Wort 
mehr zum Klima zu hören, Tschentscher 
profiliert sich als Coronabekämpfer, aber 
uns junge Menschen lässt er im Stich. Für 
die Hamburger*innen war Klimaschutz im 
Februar laut Erhebungen das wichtigste 
Wahlkriterium. Dem Senat ist das offen-
bar egal. Vor allem aus der Finanzbehörde 

kommt Hilfspaket nach Hilfspaket für die 
Wirtschaft, insbesondere für große Unter-
nehmen. Dass Finanzsenator Dressel (SPD) 
auch dafür ernannt wurde, Klimaschutz zu 
finanzieren, hat (oder will) er wohl verges-
sen.

Jetzt stehen die wichtigen Haushaltsver-
handlungen an. Hamburg sehnt sich schon 

lange nach einer Vorreiterrolle, jetzt muss 
die Stadt sie endlich einnehmen. Wer vor 
der Wahl versprochen hat, Steuergelder in 
Klimaschutz zu investieren, muss jetzt lie-
fern. Konsequent, eindeutig und effektiv.

Auch die Grünen sind hierbei gefragt. 
Wer den Anspruch hat, das Klima schützen 
zu wollen, darf sich nicht hinter dem Koa-
litionspartner verstecken. Die Zeit der un-
ökonomischen und -ökologischen Entschei-
dungen muss aufhören. Klimaschutz muss 
in Hamburg wieder ein Machtwort werden, 
das auch in Pandemiezeiten keinen Milli-
meter an Wichtigkeit verlieren darf. Der 
Senat kennt die Fakten, Herr Tschentscher 
kennt die Dringlichkeit und auch Herr Dres-
sel weiß, welche finanziellen Möglichkei-
ten es in Hamburg gibt. Wenn nicht ent-
sprechend gehandelt wird, wäre das fahr-
lässig und bewusste Blockadehaltung. Denn: 
Wenn Klimaschutz nicht in Hamburg be-
ginnt, wo dann?

Annika, 18, beginnt im Oktober ihr Studium 
der Mensch-Computer-Interaktion.
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Von Philipp Wenzel

E
s ist Samstagabend, in 
den Räumen des Asta 
der Uni Hamburg sit-
zen 15 Aktivist*innen 
von Fridays for Future. 
Drei Stunden geht das 

Treffen schon, es wird bis in die 
Nacht gehen. Die „Klimabewegung“ 
plant ihre Großdemonstration, für 
die Aktivist*innen bedeutet das wo-
chenlang Ausnahmezustand. 

Die „Klimabewegung“, damit 
sind wir gemeint. Schüler*innen, 
Studierende und Azubis aus Ham-
burg und Umgebung, alle zwischen 
13 und 28 Jahren alt. Wir haben in 
den vergangenen Wochen viel Zeit 
und Mut investiert, um den sechs-
ten globalen Klimastreik möglich 
zu machen. Schon eine normale 
Großdemonstration ist in der Orga-
nisation eine Herausforderung, die 
Coronabedingungen und die Dis-
kursverschiebung der letzten Mo-
nate machen die Planungen jetzt 

für uns alle noch einmal schwie-
riger. 

Klima ist so 2019, jetzt dominiert 
überall die Pandemie. Nur die eine, 
medial omnipräsente Krise hat es 
mit an den Küchentisch geschafft. 
Die andere läuft wie die Sturmflu-
ten, die sie mit sich bringt, in un-
sere Kellergeschosse hinein. Kon-
krete Maßnahmen wurden auf un-
bestimmte Zeit verschoben. Das 
müssen und wollen wir ändern.

Zu den Aktivist*innen in den 
Räumen des Asta gehört auch Mat-
thes. Er ist 23 Jahre alt und der Ver-
sammlungsleiter der Großdemo. 
Konzen triert blickt er auf seinen 
Laptop: „Am Dienstag machen wir 
die Ortsbegehung. Wer ist dabei?“ 
Bei den anderen Anwesenden ge-
hen vereinzelt die Hände nach oben. 
„Leute, das ist wichtig“, sagt Matthes. 
Dann werden es deutlich mehr Mel-
dungen. 

In der Vergangenheit hatten die 
Großdemonstrationen von Fridays 
for Future oft Festival-Charakter. 

Ernst in der Sache, aber bunt und 
laut in der Durchführung. Zehn-
tausende Menschen, dicht an dicht. 
Durch Corona wird dieses Mal alles 
anders, was auch die Ortsbegehun-
gen noch wichtiger macht. Es gibt 
drei Zubringerdemos, die die Teil-
nehmenden ab 14 Uhr aus der gan-
zen Stadt auf die Ludwig-Erhard- 
und die Willy-Brandt-Straße brin-
gen. 

Auf einer Länge von 1,5 Kilome-
tern erstreckt sich dort der End-
kundgebungsort. Neben einer 
Bühne werden mehrere Videolein-
wände, alles durch Spenden finan-
ziert, auf der Versammlungsfläche 
stehen, damit alle Teilnehmenden 
genug Abstand halten können. „Für 
diese Demo müssen wir noch ein-
mal in ganz anderen Dimensionen 
denken, das macht alles aufwendi-
ger“, sagt Matthes. Zum Vergleich: 
Im Februar, bei der Großdemonst-
ration vor der Bürgerschaftswahl, 
war die Kundgebungsfläche nur 
500 Meter lang. 

Ortswechsel, ein paar Tage spä-
ter: Das Klimacamp von Fridays 
for Future am Speersort. Mitte Au-
gust sind wir anderen Ortsgrup-
pen gefolgt und haben ein Protest-
camp aufgebaut, weil der Senat die 
Klimakrise weiter missachtet. Sechs 
Wochen steht es jetzt und ist Dreh- 
und Angelpunkt unserer Mobili-
sierungsarbeit für den globalen 
Streiktag. „So, das muss jetzt trock-
nen. Sieht doch aber sehr gut aus“, 
sagt Henrike und blickt auf ein zwi-

schen Europaletten liegendes Trans-
parent. „Kein Grad weiter!“ steht 
drauf, das ist das Motto für den 25. 
September. 

Zur Organisation einer FFF-Groß-
demo braucht es immer eine Menge 
Personal, die Aufgabenverteilung ist 
vielfältig. Logistik, Sicherheit, Pro-
gramm, Pressearbeit oder dieses 
Mal auch Infektionsschutz. Jede*r 
kann wichtige Aufgaben überneh-
men, rund 30 Menschen arbeiten 
derzeit rund um die Uhr und eh-
renamtlich, damit die Demo rei-
bungslos abläuft. „Wir waren erst 
skeptisch, weil die Pandemie auch 
unserer Motivation zugesetzt hatte. 
Aber jetzt ist der Schwung wieder 
da“, sagt Henrike. 

Wie zuletzt im Februar oder vor 
einem Jahr im September ist uns 
Aktivist*innen klar: Auch diese 
Demo ist ein einziges Wagnis. Ob 
wirklich viele Menschen kommen, 
weiß niemand. Zu Hause war zuletzt 
kaum eine*r mehr, jeden Tag gab es 
stundenlange Treffen. Der in der 
Ortsgruppe sonst sehr beliebte Tele-
gram-Sticker mit dem Spruch „Nur 
ausgeschlafene Klimaaktivistis sind 
gute Klimaaktivistis“ wurde kurzer-
hand verdrängt. Sein Nachfolger ist 
aber ebenso deutlich. „Das ist ja der 
absolute Oberhammer!“ wird sich 
jetzt Orga-intern als Motivations-
botschaft auf die Handys geschickt.

Philipp, 23, macht die 
Pressekoordination für FFF-
Hamburg und studiert VWL. 

Videoleinwände, eine Bühne, mehrere Demozüge, die sich wegen der Coronavorsichtsmaßnahmen 
nicht begegnen sollen. Seit Wochen organisieren Aktivist*innen ehrenamtlich die heutige Großdemo

Unüberhörbar: 
Der Lautspre-
cherwagen ist 
auch bei der 
Demo heute 
am Start
Foto: Fridays 
for Future

taz hamburg
www.taz.de,  redaktion@taz-nord.de, Stresemannstraße 23, 22769 Hamburg

Wer vor der Wahl verspricht, 
in Klimaschutz zu 
investieren, muss liefern 

Todmüde, 
aber voller 

Wagemut

Kommentar von Annika Rittmann über mangelhaften Klimaschutz

Sozialdemokratische Erinnerungslücke

Drei Fragen

„Klimakiller 
Kohle hat 
keine Zukunft“

Interview Philipp Wenzel und 
Annika Rittmann

1
Lisa, eigentlich kommst 
du aus Berlin, aber 
heute bist du auf der 
„Fridays for Future“-

Demo in Hamburg. Warum?
Lisa Göldner: Ich bin An-

fang des Jahres nach Hamburg 
gezogen. Greenpeace hat sei-
nen Sitz hier in der Hansestadt 
und es war an der Zeit, ganz 
herzuziehen. Auf die „Fridays 
For Future“-Demo heute freue 
ich mich ganz besonders. Das 
ist nämlich erst meine zweite 
Klimaschutz-Demo in Ham-
burg überhaupt.

2
Was geht dir durch den 
Kopf, wenn du an das 
Kohlekraftwerk Moor-
burg denkst?

Der Klimakiller Kohle hat 
keine Zukunft mehr. Wir ste-
cken mitten in der Klimakrise 
und haben beim Kohleaus-
stieg keine Zeit mehr zu verlie-
ren. In Deutschland muss spä-
testens 2030 Schluss sein mit 
der Kohle. Die Zukunft gehört 
den erneuerbaren Energien, 
also Sonne, Wind und Wasser. 
Dass Vattenfall das Kraftwerk 
Moorburg nach nur fünf Jah-
ren Betrieb schon wieder ab-
schalten will, zeigt auch, dass 
die Stromerzeugung aus Kohle 
mittlerweile nicht mehr renta-
bel ist. Gut so! Eigentlich hätte 
es sich niemals rentieren dür-
fen, das Klima zu zerstören. 
Wenn es nach mir ginge, sollte 
Moorburg in einen Trampolin-
park umgebaut werden.

3
Klimagerechtigkeit ist 
ein wichtiges Thema 
des heutigen globalen 
Klimastreiktages. Was 

bedeutet der Begriff für dich?
Die Klimakrise geht uns alle 

an. Aber nicht alle Menschen 
tragen im gleichen Umfang 
zur Erderhitzung bei, nicht alle 
Menschen sind gleicherma-
ßen von den Folgen betroffen 
und nicht alle Menschen sind 
gleichberechtigt an der Ent-
wicklung der Lösungen für die 
Klimakrise beteiligt. Klima-
schutz und soziale Gerechtig-
keit sind untrennbar verbun-
den. Die Klimakrise verstärkt 
soziale Ungerechtigkeiten. 
Und umgekehrt werden wir 
die Klimakrise nicht aufhalten 
können, wenn wir nicht gleich-
zeitig für eine gerechtere Welt 
kämpfen. Ich setze mich da-
für ein, dass Frauen, Menschen 
aus Ländern des globalen Sü-
dens, indigene Gemeinschaf-
ten und Kinder ihre Interessen 
stärker als bisher in die Klima-
politik einbringen können. 

Lisa Göldner
30, ist 

Klima- und 
Energie-Cam-

paignerin bei 
Greenpeace.
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Von Frederike Oberheim

D
ie Zukunft ist dun-
kel und das ist das 
Beste, was die Zu-
kunft sein kann.“ 
Das schrieb Virgi-
nia Woolf am 18. 

Januar 1915 in ihr Tagebuch, als 
der Erste Weltkrieg immer mehr 
zu einem brutalen Massaker mit 
noch unbekanntem Ausmaß 
wurde. Nicht zu wissen, was die 
Zukunft für uns bereithält, kann 
natürlich verunsichern. Aber es 
bedeutet auch, dass die Zukunft 
alles sein kann, was wir uns vor-
stellen wollen. Es bedeutet, nicht 
zu wissen, wie schlimm die Zu-
kunft vielleicht auch werden 
könnte. Es wäre schön, wie Vir-
ginia Woolf behaupten zu kön-
nen, dass wir uns nicht ausma-
len müssen, welche Katastro-
phen die Zukunft vielleicht auch 
bereithält.

Leider gibt es aber für unsere 
Zukunft sehr konkrete Progno-
sen. Die Wissenschaft hat sie 
für uns hell ausgeleuchtet. Und 
ihre Vorhersagen schreiben eine 
Dystopie, wie sie sich niemand 
ausmalen wollte. Von einer Na-
tur, die aus dem Gleichgewicht 
geraten ist. Und der Menschheit, 
die mit der Klimakrise vor allem 
eine humanitäre Krise geschaf-
fen hat. Eine Zukunft, in der die 
Berichte über Naturkatastro-
phen, wie sie uns immer häufi-
ger erreichen, zum Alltag gehö-
ren und damit auch täglich die 
Zahlen der Todesopfer hochtrei-
ben. Eine Zukunft, in der immer 
mehr Menschen, wie es jetzt be-
reits im globalen Süden pas-
siert, verdursten und verhun-
gern. Eine Zukunft, geprägt von 
Verteilungskriegen, Flucht und 
Katastrophen – von Menschen, 
die ihr Zuhause, ihre Familie 
und ihre Hoffnung verlieren. 
Eine Zukunft, in der uns jegli-
che Lebensgrundlage fehlt. Und 
die 1-Grad-Marke auf dem Weg 
in diese Zukunft haben wir be-

2019 war Abstand noch kein Thema, Klima schon  F: B.Neugebauer

Anzeigen

das widerstand-geht-weiter-wetter
Es ist aus allen Himmelsrichtungen mit Demonstrie-
renden zu rechnen, mit 0,75% Wahrscheinlichkeit 
verkündet Maike Schaefer (Grüne) den sofortigen 
Kohleausstieg, zu 99,25% Protest, 18 Grad, Regen

Sechs Themen,  
sechs Routen
Der globale Klimastreik startet 
in Bremen um 10 Uhr in sechs 
thematischen Blöcken an sechs 
strategischen Punkten:

Thema Antikapitalismus: ab 
Kreuzung Waller Ring/Waller 
Herrstraße (Bahnhof Walle)

Thema Verkehrswende: ab 
Mercedesstraße (Fahrraddemo)

Thema Energiewende: ab 
Hastedter Osterdeich (Höhe 
Weserwehr/Wasserkraftwerk)

Thema Klimagerechtigkeit: ab 
Kreuzung Schwachhausener 
Herrstraße/Unter den Eichen

Thema Industriewende: ab 
Park am Flughafen

Thema Intersektionalität: ab 
Antikolonial-Mahnmal, Nelson-
Mandela-Park (dieser Demo-
Strang soll möglichst barriere-
frei werden)

Maske auf, Abstand halten, 
Zukunft retten!

Von FFF Bremen

W ir demonstrieren für Climate Justice –
Klimagerechtigkeit, weltweit. Für Bre-
men heißt das: Klimaneutralität bis 

2030! Um das zu schaffen, stellen wir – Fridays 
For Future Bremen und Fridays For Future Bre-
merhaven – 15 Forderungen.

1. Exit Coal:
Die drei Bremer Steinkohlekraftwerke müssen 
bis 2020 abgeschaltet werden.

2. Worin wir unsere Zukunft sehen:
Zur Energiegewinnung soll die dezentrale Solar-
energie-Nutzung lokal ausgebaut und der rest-
liche Bedarf durch Solar- und Windenergie aus 
Niedersachsen gedeckt werden.

3. Grüner Stahl:
Die Stahlwerke sollen bis 2025 klimaneutral 
produzieren. Der Prozess darf nicht zu Lasten 
der Angestellten passieren, sondern muss so-
zialverträglich gestaltet werden.

4. Zukunft bauen:
Bau klimaneutraler Gebäude und entspre-
chende Sanierung

5. Keine Flächenversiegelung!

6. Wir bringen Zukunft auf die Straße:
Bremen und Bremerhaven sollen als Städte bis 
2030 autofrei werden. Dienstleistungen, die auf 
Autoverkehr angewiesen sind, bleiben zulässig.

7. Kostenloser ÖPNV

8. Fahrrad-Prämie:
5-fache Erhöhung der Mittel für Radverkehr

9. Bremen – Amsterdam? Nix da!
Keine Flüge mehr mit einer Distanz unter 600 
Kilometern vom Bremer Flughafen

10. Kein Geld für Fleisch und Milch:
Nur Subventionen von veganen Gerichten in öf-
fentlichen Küchen

11. Veggie-Tag:
Aufklärung über nachhaltige Ernährung mit 
Aktionen wie „Donnerstag ist Veggi-Tag“

12. Das ist noch gut:
Aufklärung über Lebensmittelverschwendung 
und Förderung von Food-Sharing-Netzwerken

13. Think global, act local:
Förderung von Wochenmärkten mit saisonalen 
und regionalen Produkten

14. Zurück in die Zukunft:
Renaturierung der Weser und Aufforstung der 
Bremer Wälder

15. Nicht nur Schwänzen:
Klimakrise als zentrales Thema der Bildung

Was wir fordern
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Kein. 
Grad. 
Weiter.

Konkret sind die Prognosen für 
unsere Zukunft: Wir steuern zu 
auf eine Dystopie. Nur durch 
radikale Entscheidungen können 
wir sie noch verhindern. 
Auszüge aus der Rede zur 
Klimastreik-Kundgebung

Drei Gründe, um mit „Ende Gelände“ in die Grube zu gehen

„Ende Gelände“ nimmt am Wochenende im Rheinischen Braunkohlerevier den 
Kohleausstieg selbst in die Hand. Die lokale Gruppe hat uns erklärt, warum

1
Selbstermächtigung statt Ohn-
machtsgefühl: Schon seit Jahr-
zehnten ist bekannt, dass der Kli-
mawandel existiert und immer 

weiter voranschreitet. Doch noch immer 
weigert sich die Politik, ernsthaft und ent-
schlossen zu handeln. Die verabschiede-
ten Gesetze sind angesichts dessen nicht 
mehr als ein schlechter Witz und verhöh-
nen alle, die schon längst von der Klima-
krise betroffen sind. Wir können es uns 
nicht leisten, noch länger auf die Politik 
zu warten, und ermächtigen uns deshalb 
selbst zu handeln. Wir bringen die Kohle-
bagger zum Stillstand.

2
Die Klimakrise wartet nicht, bis 
Covid-19 vorbei ist: Wir sind uns 
der Verantwortung bewusst, wäh-
rend einer weltweiten Pandemie 

eine Massenaktion auf die Beine zu stel-
len. Mit unserem Aktionskonsens stellen 
wir aber klar, dass wir mit unseren Ak-
tionen keine Menschen gefährden. Des-
halb haben wir auch ein umfangreiches 
Hygienekonzept ausgearbeitet und alle 
Menschen, die mit uns in Aktionen ge-
hen, geben ihr Bestmögliches, dieses um-
zusetzen. So können wir den notwendi-
gen Kampf gegen die Klimakrise weiter-
führen.

3 
Gelebte Utopie: Unser großes Ziel 
ist es den Kapitalismus zu über-
winden. Während unserer Akti-
onstage versuchen wir, ein soli-

darisches Miteinander bereits jetzt zu 
schaffen, und befinden uns dabei in ei-
nem ständigem Lernprozess. Wir wissen, 
dass „Ende Gelände“ nicht barrierefrei 
ist. Doch wir versuchen, die Barrieren im-
mer weiter abzubauen – im bunten Fin-
ger die körperlichen, im internationalen 
Finger die sprachlichen Barrieren. Zusam-
men mit den „Anti Kohle Kidz“ schaffen 
wir eine Möglichkeit für junge Menschen, 
an der Aktion teilzuhaben.

Moin, wir sind 
Fridays for 

Future Bremen! 
Seit 2019 

planen wir 
wöchentlich 

Aktionen und 
haben mit 

knapp 40.000 
Teil-

nehmer*innen 
die größte 

Demo Bremens 
organisiert. 

Gemeinsam mit 
„Ende Gelände“ 

Bremen haben 
wir Peter 

Altmaier (CDU) 
beim Schaffer-
mahl blockiert 

und eine Woche 
lang vor der 

Bürgerschaft 
gegen die 

Tatenlosigkeit 
der Bremer  

Politik gestreikt.

reits überschritten. Wir dürfen 
dabei nicht vergessen, dass viele 
dieser Katastrophen schon jetzt 
stattfinden. Dass in diesem Mo-
ment, den wir hier in Sicherheit 
erleben können, Menschen um 
ihr Überleben kämpfen. Dass in 
diesem Moment Menschen ihre 
Heimat verlieren und fliehen. 
Und, dass in diesem Moment 
Menschen sterben.

Die Klimakrise ist jetzt. Die 
Entscheidungen, die wir heute 
treffen, sind die Fixpunkte un-
serer Zukunft. Noch sind die 
Kipppunkte nicht überschrit-
ten. Noch haben wir die win-
zige Chance, das 1,5-Grad-Ziel 
einzuhalten. 

Noch steht uns das alles of-
fen. Die Entscheidungen, die 
wir heute treffen, können die 
Welt verändern. Unsere Ent-
scheidungen machen den Un-
terschied zwischen einer Dysto-
pie und einer Utopie. Und die al-
lerwichtigste Entscheidung ist, 
dass es sich lohnt, für diese Zu-
kunft zu kämpfen.

Denn auch wenn die Dystopie 
unserer Zukunft schon geschrie-
ben ist, so haben wir noch die 
Möglichkeit, sie in eine Utopie 
zu verwandeln. Eine Utopie, die 
wir ganz allein schreiben kön-
nen – von einer Zukunft, in der 
all das passieren kann, was wir 
uns erträumen.

Eine feministische Zukunft, 
in der alle Menschen unab-
hängig von ihrem Gender tat-
sächlich gleichberechtigt sind. 
Eine Zukunft, in der es keinen 
Platz mehr für Faschist*innen 
in unseren Parlamenten gibt. 
In der People of Color nicht in 
der ständigen Angst vor rassis-
tischen Gewalttaten leben müs-
sen. In der die europäischen 
Grenzen nicht zu einer Todes-
zone werden. Eine Zukunft, in 
der wir das Märchen vom end-
losen Wachstum endlich aufge-
ben und weder die Natur noch 
unsere Mitmenschen für kurz-
fristigen Profit ausbeuten. Eine 

Zukunft, in der wir als Weltge-
meinschaft wieder mehr zuein-
andergerückt sind, uns gegen-
seitig unterstützen und stärken. 
In der wir alle miteinander, statt 
gegeneinander leben.

All das kann unsere Zukunft 
sein. Wenn wir nur die Chance 
bekommen, sie zu leben. Es ist 
eine Zukunft, für die es sich zu 
kämpfen lohnt.

Wie Rosa Parks bereits sagte: 
„Um Veränderung zu bringen, 
darfst du keine Angst haben, 
den ersten Schritt zu machen. 
Wir versagen, wenn wir versa-
gen, es zu versuchen.“

Es ist unsere Zukunft. Wir sind 
die Menschheit. Wir haben die 
Klimakrise in ihrem ganzen er-
schreckenden Ausmaß geschaf-
fen. Und nun ist es unserer Ver-
antwortung, alles in Bewegung 
zu setzen, um diese Krise noch 
aufzuhalten.

Wir haben jetzt die Möglich-
keit, Geschichte zu schreiben, 
die Welt zu verändern, eine Re-
volution zu sein. Dafür brau-
chen wir jede*n einzelne von 
euch. Mit Wut im Bauch, Mut 
im Herzen und hochgekrem-
pelten Ärmeln, bereit es anzu-
packen. Seid dabei und lasst uns 
gemeinsam unsere Welt retten.

Kein. Grad. Weiter.

„Die Irreversibilität der Veränderung ökologischer Systeme
ist noch nicht begriffen worden“ (Maja Göpel)

Der Klimakrise gefährdet deine Gesundheit –
Klimaschutz und Gesundheitsschutz

gehören zusammen!

MdB Dr. Kirsten Kappert-Gonther
(Bündnis 90/Die Grünen)
www.kappertgonther.de
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